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Der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz 
 
 
 
 
                   Mainz, im März 2008 
 
 
 
Gemäß § 7 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz 

lege ich hiermit meinen schriftlichen Bericht über meine Tätigkeit im Jahr 2007 vor. 

 

Erneut liegt die Anzahl der Neueingaben auf hohem Niveau, auch wenn der Stand des Vor-

jahres nicht erreicht wurde. Mein Dank gilt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Büro des 

Bürgerbeauftragten und den Mitgliedern des Petitionsausschusses sowie der Strafvollzugs-

kommission, aber auch allen Verwaltungen, die an Petitionsverfahren beteiligt waren, für ihre 

engagierte Mitarbeit. 

 

Auch in diesem Jahresbericht wird auf verschiedene Themen, denen aus unterschiedlichen 

Gründen eine besondere Bedeutung zukommt, eingegangen. 

 

 

 

 

 

 

 

Ullrich Galle 
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1. Teil  Allgemeiner Arbeitsbericht 
 

 

Anzahl und Schwerpunkte der Eingaben 
 

Die Anzahl der Neueingaben lag 2007 bei 3.252 und somit erneut auf hohem Niveau. 

Die Anzahl der zulässigen Eingaben beläuft sich auf 2.917. Die Anzahl der unzulässi-

gen Eingaben hat sich gegenüber dem Vorjahr von 364 auf 335 verringert. Die Quote 

der Eingaben, bei denen geholfen beziehungsweise weitergeholfen werden konnte, 

liegt im Berichtsjahr bei 78, 5 %. 

 

Ein Vergleich mit den Vorjahren zeigt, dass die Schwerpunkte nach wie vor in den-

selben Sachgebieten liegen, allerdings haben sich bezüglich der Rangfolge einige Ver-

schiebungen gegenüber dem Vorjahr ergeben. An der Spitze liegt nunmehr das Sach-

gebiet Rechtspflege mit einer Steigerung von 13,8 % auf 19,7 %. An zweiter Stelle liegt 

das Sachgebiet Sozialwesen mit einem Rückgang von 19,1 % auf 17,3 %. Deutlich 

zugenommen hat das Sachgebiet Gemeindeverfassungsrecht / Kommunales Abga-

benrecht, das jetzt mit einer Steigerung von 11,5 % auf 14,5 % an dritter Stelle liegt. 

Deutlich zurückgegangen sind die Eingaben zum Sachgebiet Ordnungsverwaltung, das 

nunmehr mit 12,1 % gegenüber 16,7 % im Vorjahr den vierten Rang belegt. Bei den 

übrigen Sachgebieten kam es zu keinen auffallenden Veränderungen gegenüber dem 

Vorjahr. 

 

Wie bereits in den Vorjahren bilden die Bereiche Soziale Hilfen und Strafvollzug die 

Schwerpunkte. Die Spitzenposition nimmt nunmehr der Bereich Strafvollzug mit einer 

Steigerung von 10,2 % auf 15,4 % ein. An zweiter Stelle liegt der Bereich Leistungen 

nach SGB II und SGB XII , wobei der Anteil allerdings mit einem Rückgang von 13,8 % 

auf 13,4 % nur geringfügig gesunken ist. An dritter Stelle liegen Eingaben, die Beiträge 

betreffen, mit 8,7 %, gefolgt von den Bereichen Straßenverkehrsrecht mit 5,2 % und 

Ausländerrecht mit 4,0 %. 

 

Es fiel auf, dass im Berichtszeitraum verhältnismäßig viele anonyme Eingaben zuge-

gangen sind. Hierbei handelt es sich gemäß § 3 Abs. 2 a des Landesgesetzes über 

den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz um unzulässige Eingaben, die 

nicht bearbeitet werden. Soweit jedoch eine bestimmte Verwaltung angesprochen wird, 

erhält diese in der Regel eine Kopie der Eingabe zur Kenntnisnahme, ohne dass je-
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doch um eine Stellungnahme gebeten wird. Darüber hinaus kam es vor, dass sich bei 

der Bearbeitung von Eingaben zeigte, dass diese nicht von dem angegebenen Absen-

der stammen. Da sich der Bürgerbeauftragte nur dann für die Bürgerinnen und Bürger 

einsetzen kann, wenn diese hiermit auch einverstanden sind, wurden die Absenderin-

nen und Absender jeweils gebeten, eine Vollmacht des Betreffenden vorzulegen. Fer-

ner erfolgte der Hinweis, dass sich dieser auch selbst unmittelbar an den Bürgerbeauf-

tragten wenden kann. 

 

 

Form der Eingaben 
 

Bei der Erfassung von Eingaben im Büro des Bürgerbeauftragten wird unterschieden, 

ob diese schriftlich, in einem persönlichen Gespräch oder in einem Telefongespräch 

erfolgen. Hierbei gab es gegenüber dem Vorjahr erhebliche Verschiebungen, der Anteil 

der schriftlichen Eingaben nahm von 68,9 % auf 80,5 % zu, während die telefonischen 

Eingaben von 17,4 % auf 4,7 % deutlich zurückgingen. Der Anteil der persönlichen 

Eingaben ist mit einer leichten Zunahme von 13,7 % auf 14,8 % etwa konstant geblie-

ben. Der hohe Anteil der schriftlichen Eingaben ist auch mit darauf zurückzuführen, 

dass zunehmend von der Möglichkeit, Eingaben per E-Mail einzulegen, Gebrauch ge-

macht wird, während das Interesse, Eingaben persönlich anlässlich der Sprechtag vor-

zubringen, gegenüber früheren Jahren offensichtlich abnimmt. 

 

 

Eingaben nach dem Wohnsitz der Petentinnen und Petenten 
 

Im Büro des Bürgerbeauftragten werden Eingaben u.a. auch nach dem Wohnsitz der 

Petentinnen und Petenten in den kreisfreien Städten und Landkreisen erfasst. Die Ver-

gleichbarkeit wird dadurch hergestellt, dass der Anteil der Eingaben bezogen auf 

10.000 Einwohnerinnen und Einwohner einer Stadt oder eines Landkreises errechnet 

wird. 

 

Nicht in die Berechnung einbezogen werden Eingaben von Personen, die in anderen 

Bundesländern oder im Ausland leben oder sich in Justizvollzugsanstalten befinden. 

 

Durchschnittlich wandten sich 7,1 von 10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern des 

Landes Rheinland-Pfalz an den Bürgerbeauftragten. 
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Im Berichtsjahr wird der Spitzenplatz vom Landkreis Alzey-Worms mit 18,2 von 10.000 

Einwohnerinnen und Einwohnern eingenommen. Die folgenden Plätze nehmen die 

Stadt Zweibrücken mit 15,2, der Landkreis Mainz-Bingen mit 15,1 und die Stadt Mainz 

mit 11,7 ein. Die wenigsten Eingaben je 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner kamen 

mit 1,8 aus der Stadt Speyer und mit jeweils 2,9 aus den Städten Ludwigshafen und 

Worms. Der Landkreis mit den wenigsten Eingaben ist der Landkreis Südwestpfalz mit 

3,5. 

 

 

Abschließend bearbeitete Eingaben 
 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr vom Bürgerbeauftragten 4.797 Eingaben bearbeitet. 

Diese Zahl ergibt sich aus den Neueingaben im Berichtsjahr und den unerledigten Ein-

gaben aus den Vorjahren. 

 

Abgeschlossen wurden im Jahr 2006 insgesamt 3.114 Eingaben. 

 

78,5 % der zulässigen Eingaben konnten im Sinne der Petentinnen und Petenten be-

ziehungsweise mit einer weiterführenden Hilfe abgeschlossen werden. 

 

 

Bürgernähe durch Sprechtage 
 

Wie bereits in der bisherigen Amtszeit des Bürgerbeauftragten nehmen die Sprechtage 

einen hohen Stellenwert ein. Diese wurden am Dienstsitz des Bürgerbeauftragten in 

Mainz sowie überwiegend in Kreisverwaltungen abgehalten. Hierbei erwies es sich 

erneut, dass Sprechtage an anderen Orten als der Kreisverwaltung, wie beispielsweise 

Stadt- oder Gemeindeverwaltungen, weniger Zuspruch finden. Dies ist offensichtlich 

darauf zurückzuführen, dass die Kreisverwaltungen allgemein von der Bevölkerung als 

Mittelpunkt der Verwaltung angesehen werden, sodass dort stattfindende Termine eine 

größere Aufmerksamkeit finden. Insgesamt fanden 35 Sprechtage statt.  

 

Die Sprechtagstermine sowie weitere Informationen über den Bürgerbeauftragten sind 

im Videotext im SWR-Fernsehen zu finden, wobei sich allerdings die Seitenzahl geän-

dert hat; es ist jetzt die Seite 725. 
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Sprechtage des Bürgerbeauftragten 2007 
 

Kreisverwaltung Rhein-Lahn-Kreis 

Kreisverwaltung Neuwied 

Kreisverwaltung Alzey-Worms 

Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich 

Kreisverwaltung Vulkaneifel 

Kreisverwaltung Altenkirchen 

Kreisverwaltung Kusel 

Kreisverwaltung Trier 

Kreisverwaltung Cochem-Zell 

Stadtverwaltung Zweibrücken 

Kreisverwaltung Eifelkreis Bitburg-Prüm 

JVA Rohrbach 

Kreisverwaltung Germersheim 

Stadtverwaltung Idar-Oberstein 

Kreisverwaltung Ahrweiler 

Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-Kreis 

Verbandsgemeindeverwaltung Montabaur 

Kreisverwaltung Donnersbergkreis 

Kreisverwaltung Südliche Weinstraße 

Kreisverwaltung Mayen-Koblenz 

Stadtverwaltung Frankenthal 

Kreisverwaltung Bad Kreuznach 

Kreisverwaltung Bad Dürkheim 

Stadtverwaltung Kaiserslautern. 

 

Hinzu kamen elf Sprechtage im Büro des Bürgerbeauftragten in Mainz. 

 

 

Allgemeines aus der Tätigkeit des Bürgerbeauftragten 
 

Die Zahl der Eingaben, die den Bürgerbeauftragten erreichten, lag auch im Berichtsjahr 

erneut auf hohem Niveau, wobei allerdings die Höchstzahl des vorangegangenen Jah-

res nicht erreicht wurde. Hiermit verbunden ist die nach wie vor hohe Belastung des 
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Bürgerbeauftragten und seines Büros, wobei die personelle Situation im Berichtsjahr 

aus verschiedenen Gründen angespannt war. 

 

Ein im Berichtsjahr für das Land Rheinland-Pfalz herausragendes Ereignis im Jahr 

2007 waren die Feierlichkeiten anlässlich des 60-jährigen Bestehens des Landes so-

wie der Landesverfassung. Der Bürgerbeauftragte war sowohl anlässlich des Verfas-

sungsfestes am 18. Mai 2007 als auch bei dem darauf folgenden „Tag der offenen Tür“ 

mit einem eigenen Informationsstand präsent. 

 

Der Bürgerbeauftragte sieht das Bemühen um eine außergerichtliche Konfliktschlich-

tung als einen der Schwerpunkte seiner Tätigkeit. Er fühlt sich in diesem Bemühen 

auch durch eine Erklärung des Ministers der Justiz, der das Amt des Bürgerbeauftrag-

ten als einen wichtigen Beitrag zum Rechtsfrieden bezeichnet hat, unterstützt und an-

erkannt. Hierbei stellte der Justizminister heraus, dass Institutionen wie das Amt des 

Bürgerbeauftragten für die Gesellschaft von unschätzbarem Wert sind. Echter Rechts-

friede lasse sich oft nur durch hohes persönliches Engagement und große Erfahrung 

eines Vermittlers oder Mediators erzielen. Jeder Konflikt zwischen Bürgerinnen und 

Bürgern und der Verwaltung, der auf diese Weise geschlichtet oder gelöst werden 

könne, trage nachhaltiger zur Befriedung der Allgemeinheit bei, als staatlich-hoheitliche 

Urteile es regeln können. Dies stärke letztlich auch die Stellung der Bürgerinnen und 

Bürger und entspreche dem gesetzlichen Auftrag des Bürgerbeauftragten. Die Justiz 

habe ein ureigenes Interesse, von den Erfahrungen des Bürgerbeauftragten zu lernen. 

 

In diesem Sinne hat sich auch der Vorsitzende des Petitionsausschusses, Abgeordne-

ter Peter Wilhelm Dröscher (SPD), in einem Beitrag im Öffentlichen Anzeiger vom 2. 

Mai 2007 geäußert, in dem er u.a. herausstellt, dass der Bürgerbeauftragte oft die Lö-

sung im Sinne der Bürgerinnen und Bürger findet. Bisweilen wird dies auch von Ver-

waltungen erkannt. So hat beispielsweise eine Verbandsgemeindeverwaltung aus-

drücklich erwähnt, dass nicht zuletzt auch die ausführliche rechtliche Bewertung des 

Streitgegenstandes durch den Bürgerbeauftragten dazu beigetragen hat, in einem Kon-

flikt zwischen Bürgerinnen und Bürgern und einer Ortsgemeinde die Streitparteien zu 

einer gütlichen Einigung zu bewegen. 

 

Immer wieder stellt der Bürgerbeauftragte leider fest, dass Konflikte mit der Verwaltung 

letztlich auf eine mangelhafte oder nicht ausreichende Kommunikation zurückzuführen 

sind. Hier könnte vielfach schon im Vorfeld dazu beigetragen werden, dass es gar nicht 
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erst zu Konflikten kommt. Es scheint sich dabei offensichtlich um ein allgemeines Prob-

lem zu handeln, das nicht auf Rheinland-Pfalz oder Deutschland beschränkt ist. So hat 

sich der luxemburgische Ombudsmann beispielsweise dahingehend geäußert, dass es 

für ihn wünschenswert wäre, wenn die öffentlichen Ämter sich um eine bessere Infor-

mations- und Kommunikationspolitik bemühen würden. Das würde viele Missverständ-

nisse im Vorfeld aus dem Weg räumen. In diesem Zusammenhang weist er u.a. darauf 

hin, dass es zum Beispiel nicht angehe, wenn ein Amt telefonisch nicht erreichbar sei. 

 

Leicht erreichbar sollte auch der Bürgerbeauftragte sein. Schließlich kann er nur dann 

zu Konfliktlösungen beitragen, wenn sich die betroffenen Bürgerinnen und Bürger auch 

an ihn wenden können. In diesem Zusammenhang beobachtet er mit großem Interesse 

die Einführung der öffentlichen Petition beim Petitionsausschuss des Deutschen Bun-

destages. Öffentliche Petitionen sind Bitten oder Beschwerden von allgemeinem Inte-

resse. Sie werden im Einvernehmen mit den Petentinnen und Petenten auf der Inter-

netseite des Petitionsausschusses veröffentlicht. Mit der Veröffentlichung erhalten wei-

tere Personen oder Personengruppen über das Internet (www.bundestag.de – Stich-

wort Petitionen) die Gelegenheit zur Mitzeichnung der Petition oder zur Abgabe eines 

Diskussionsbeitrags hierzu. Mit dieser Möglichkeit soll ein öffentliches Forum zu einer 

sachlichen Diskussion wichtiger allgemeiner Anliegen geschaffen werden, in dem sich 

die Vielfalt unterschiedlicher Sichtweisen, Bewertungen und Erfahrungen darstellt. Die-

ses Forum soll allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern sowie auch den Abgeordneten 

eine Möglichkeit bieten, vorgetragene Sachverhalte und Bitten zur Gesetzgebung wie 

auch Beschwerden aus unterschiedlichen Sichtweisen kennenzulernen und in die ei-

gene Meinungsbildung einzubeziehen. Der Petitionsausschuss möchte damit errei-

chen, dass ein möglichst breites Themenspektrum auf seiner Internetseite angeboten 

wird und möglichst viele Petentinnen und Petenten ihr Anliegen vorstellen können. Der 

Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages wird demnächst die 2-jährige Erpro-

bungsphase auswerten. Aus Sicht des Bürgerbeauftragten fördert die öffentliche Petiti-

on die Mitwirkungs- und Beteiligungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger in er-

heblichem Maß. Er setzt sich daher dafür ein, dass sie auch in Rheinland-Pfalz sowie 

auch auf europäischer Ebene eingeführt wird. Er möchte allerdings ebenso wie der 

Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz, der sich ebenfalls mit der öffentli-

chen Petition befasst und diese im Grundsatz befürwortet hat, zunächst die Ergebnisse 

der vorgenannten Auswertung abwarten. 
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Ein Zugang der interessierten Öffentlichkeit zu anhängigen Petitionsverfahren im Wege 

der öffentlichen Petition scheint auch im Hinblick darauf wünschenswert, dass in 

Rheinland-Pfalz die Hürden für Bürgerbegehren und Bürgerentscheid gemäß § 17 a 

der Gemeindeordnung recht hoch sind. Die Initiative „Mehr Demokratie e.V.“ hat darauf 

hingewiesen, dass in ihrem Volksentscheid-Ranking das Land Rheinland-Pfalz ge-

meinsam mit dem Saarland die letzten Plätze belegt. Hierbei wird insbesondere auf 

hohe Anforderungen an die Unterschriftenbeteiligung sowie die hohen Hürden für die 

Anerkennung der Mehrheit bei den Entscheiden hingewiesen. Zudem erschwere der 

Ausschluss von Themen wie Finanzfragen oder Baulandplanung die Mitbestimmung. 

Die Initiative beklagt, dass die Bürgerbeteiligung in Rheinland-Pfalz eine „äußerst stumpfe 

Waffe“ sei und fordert, die Zahl der notwendigen Unterschriften von derzeit 15 % der bei 

der letzten Wahl zum Gemeinderat festgestellten Zahlen der wahlberechtigten Einwohne-

rinnen und Einwohner auf 3 – 5 % zu senken und beim Entscheid die Mehrheit ohne vor-

gegebene Mindestbeteiligung anzuerkennen. Außerdem sollten keine Themen ausge-

schlossen sein. Der Bürgerbeauftragte hatte bereits in seinem Jahresbericht 2003 auf 

die verhältnismäßig hohen Hürden in Rheinland-Pfalz hingewiesen und betont, dass er 

eine Anpassung der rheinland-pfälzischen Regelungen an die bürgerfreundlicheren 

Regelungen anderer Länder begrüßen würde. 

 

Von Interesse war auch die Frage, inwieweit der Referentenentwurf eines Landesge-

setzes zur Einführung des Rechts auf Informationszugang und zur Änderung daten-

schutzrechtlicher Vorschriften (Informationsfreiheitsgesetz) auch gegenüber dem Land-

tag Rheinland-Pfalz einen Anspruch auf Informationszugang begründet und ob gege-

benenfalls die Schaffung eines Landesbeauftragten für Informationsrechte erforderlich 

ist. Beide Fragen waren auch Gegenstand einer Stellungnahme der Fachhochschule 

für öffentliche Verwaltung. 

 

Zum einen ist festzuhalten, dass der Anspruch auf Informationszugang auch für den 

Landtag Rheinland-Pfalz gilt, allerdings nur insoweit, als dass dieser als Verwaltungs-

behörde tätig wird. Demzufolge unterliegen parlamentarische Vorgänge wie zum Bei-

spiel die Bearbeitung von Petitionen nicht diesem Informationszugang.  

 

Hinsichtlich der Frage, ob mit dem Inkrafttreten des Gesetzes auch die Einrichtung des 

Amts eines Landesbeauftragten für Informationsrechte einhergehen muss, geht die 

Fachhochschule in ihrer Stellungnahme davon aus, dass dies nicht erforderlich ist. 

Bereits jetzt können sich Bürgerinnen und Bürger, denen durch Stellen der öffentlichen 
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Verwaltung z.B. Aktenseinsicht oder Auskunft verwehrt wird, an den Petitionsaus-

schuss des Landtags Rheinland-Pfalz bzw. den Bürgerbeauftragten wenden, der sich 

dann für die Rechte der jeweiligen Bürgerin bzw. des Bürgers einsetzt. Der Bürgerbe-

auftragte teilt diese Auffassung und sieht für die mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 

einhergehende Schaffung eines Landesbeauftragten für Informationsrechte auch we-

gen der Überschneidung mit den Aufgaben des Bürgerbeauftragten keine Notwendig-

keit. 

 

Im Berichtszeitraum war auffallend, dass ein in Bayern wohnhafter Bürger sich mit 

zahlreichen Eingaben an den Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz bzw. 

den Bürgerbeauftragten gewandt hat mit dem Begehren, das Land Rheinland-Pfalz 

möge von ihm gewünschte Gesetzesentwürfe in den Bundesrat einbringen. Eine Über-

prüfung hat ergeben, dass es sich hierbei um zulässige Eingaben handelt, soweit eine 

konkrete Vorgehensweise des Landes Rheinland-Pfalz begehrt wird. Im Einzelnen 

handelt es sich um die folgenden Anliegen: 

 

- Energieeffizienz, Optimierungsgesetz 

- Grenzwerte für Pestizide 

- Vaterschaftssicherheitsgesetz 

- Einheitliche Bundesfinanzverwaltung 

- Gesetz zur Entlastung der deutschen Wirtschaft 

- Steuermittel für kriegerische Aktionen nur nach Volksbefragung und Volksent-

scheid 

- Gesetz zur Generalreform der Richterwahlgesetze 

- Gesetz zum Verbot der Patentierung von Verbrechen 

- Gesetz zum Schutz des Lebens und der Würde von Mensch und Tier 

- Gesetz zum Verbot des Schächtens 

- Rentenkürzungskorrekturgesetz 

- Gesetzentwurf zur Unterstützung der jüdischen Gemeinden in Deutschland 

- Hühnerhaltungs- und Schweinehaltungsverordnung 

- Tierschutz 

- Gesundheitswesen 

- Steuerangelegenheit 

- Tierschutz 

- Rückforderung von Vermögen 

- Gesundheitswesen 
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- Kürzung der Mittel für die EU 

- Umsatzsteuerbetrug 

- Besteuerung von Gewinnen 

- Kürzung der Finanzmittel an die EU 

- Gesetz zur zivil- und strafrechtlichen Ahndung der Verschwendung von Steuern 

- Antikrebsgesetz 

- Tierschutz 

- Palliativmedizin 

- Förderung der Energieforschung 

 

In jeder der vorgenannten Eingaben wurde eine eingehende Prüfung durch die Lan-

desregierung veranlasst, ob dem jeweiligen Anliegen entsprochen werden kann. Aller-

dings ergaben die Prüfungen, dass die Landesregierung derzeit keine Notwendigkeit 

für die vom Petenten gewünschten Gesetzesänderungen sieht, sodass davon abgese-

hen wurde, diese in den Bundesrat einzubringen. 

 

Im Jahresbericht 2006 hatte der Bürgerbeauftragte erwähnt, dass er die Initiative Her-

zenssache von SWR und SR unterstützt. Weil es in diesem Zusammenhang jedoch zu 

unerwarteten Problemen gekommen ist, hat der Bürgerbeauftragte, um über jeden 

Zweifel erhaben zu sein, sein diesbezügliches Engagement schweren Herzens been-

det. Etwaige Zuwendungen jedweder Art gab und gibt der Bürgerbeauftragte an die 

Petentinnen und Petenten mit einem Begleitschreiben, in dem er um Verständnis dafür 

bittet, dass der Bürgerbeauftragte Aufmerksamkeiten und Geschenke in Ausübung 

seines Amtes nicht annimmt, zurück.  

 

 

Vernetzung mit anderen Institutionen 
 

Wie bereits in den Vorjahren hat der Bürgerbeauftragte auch im Berichtszeitraum zahl-

reiche Kontakte zum Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages, zu den Petiti-

onsausschüssen in den anderen Bundesländern sowie zu den Ombuds-Institutionen 

auf nationaler und internationaler Ebene unterhalten. 

 

Im Zusammenhang mit der Übergabe des Jahresberichts 2006 fand am 22. März 2007 

eine Konferenz zum Netzwerk der Bürgerbeauftragten in der Großregion Saar-Lor-Lux 

statt, an der auch der Europäische Bürgerbeauftragte, Nikiforos Diamandouros, teil-
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nahm. Der Präsident des Landtags Rheinland-Pfalz, Joachim Mertes, MdL, wies in 

seiner Begrüßungsrede darauf hin, dass das Land Rheinland-Pfalz mit der Errichtung 

des Amtes des Bürgerbeauftragten im Jahr 1974 das Petitionswesen in der Bundesre-

publik Deutschland um eine außerordentlich interessante Variante bereichert hat. Da-

mit füge sich Rheinland-Pfalz in eine lange Reihe der westlichen Demokratien ein, die 

auf diesem Weg die Kontrollrechte ihrer Parlamente zu stärken und die Petitionsrechte 

ihrer Bürger zu intensivieren suchten. Mit der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 

der Regierungen, der Parlamente und dem Netzwerk der Bürgerbeauftragten in der 

Großregion sei jetzt gewissermaßen ein Dreiklang erreicht. 

 

Der Europäische Bürgerbeauftragte, Nikiforos Diamandouros, hat in seiner Rede be-

tont, dass er sehr eng mit seinen Kollegen auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene 

zusammenarbeitet, um sicherzustellen, dass die Beschwerden von Bürgerinnen und 

Bürgern über EU-Recht schnell und effektiv bearbeitet werden. Diese Art der Zusam-

menarbeit umfasst ein Konzept, das er als „Beschwerde-Subsidiarität“ bezeichnet. Die-

se Zusammenarbeit sei „genauso grundlegend“, um wichtige Entwicklungen in der Welt 

der Bürgerbeauftragten zu verfolgen und um Informationen über EU-Recht und die 

besten Verfahrensweisen auszutauschen. „Dies finde meistens unter der Ägide des 

Europäischen Verbindungsnetzes der Bürgerbeauftragten statt“. Dieses umfasse in-

zwischen fast 90 Büros in 31 Staaten und decke damit die nationalen und regionalen 

Ebenen in der Europäischen Union, die nationale Ebene der Beitragskandidaten und 

darüber hinaus auch Norwegens und Islands ab. Das Verbindungsnetz diene als effek-

tiver Mechanismus für die Zusammenarbeit bei der Bearbeitung von Fällen. Wenn 

möglich leite er Fälle direkt an die nationalen oder regionalen Bürgerbeauftragten wei-

ter und gebe der Beschwerdeführerin bzw. dem Beschwerdeführer einen entsprechen-

den Ratschlag. So sei im Jahr 2006 828 Beschwerdeführerinnen und Beschwerdefüh-

rern geraten worden, sich an einen nationalen oder regionalen Bürgerbeauftragten zu 

wenden. 363 Beschwerden seinen unmittelbar an den zuständigen Bürgerbeauftragten 

weitergeleitet worden. 

 

Darüber hinaus sei das Verbindungsnetz beim Austausch bester Verfahrensweisen 

und Erfahrungen aktiv. Abschließend bezeichnete er seine Zusammenarbeit mit den 

Bürgerbeauftragten und Petitionsausschüssen auf regionaler und nationaler Ebene als 

vollen Erfolg. Der Europäische Bürgerbeauftragte habe seit Gründung dieser Institution 

für eine offenere, demokratischere Europäische Union gekämpft, in der Rechtsstaat-

lichkeit und Respekt der Menschenrechte oberste Gebote seien. Dieses Unterfangen 
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wäre ohne die Unterstützung und Zusammenarbeit mit seinen nationalen und regiona-

len Kollegen im Europäischen Verbindungsnetz für Bürgerbeauftragte nicht möglich 

gewesen. 

 

Der Europäische Bürgerbeauftragte hat auch in seinem Jahresbericht 2006 in gleicher 

Weise seine Beziehungen zu Bürgerbeauftragten und ähnlichen Einrichtungen darge-

stellt und das Europäische Verbindungsnetz der Bürgerbeauftragten hervorgehoben. 

 

Das Europäische Verbindungsnetz der Bürgerbeauftragten hat am 10. Oktober 2007 

eine Erklärung abgegeben, um die EU-Dimension der Arbeit der Bürgerbeauftragten 

bekannter zu machen und über ihre Dienstleistungen aufzuklären, die sie Menschen 

gegenüber erbringen, die sich über Angelegenheiten beschweren, die in den Einbin-

dungsbereich von EU-Recht fallen. Hierbei wird herausgestellt, dass nationale und 

regionale Bürgerbeauftragte einen unverzichtbaren Beitrag dazu leisten, dass gewähr-

leistet ist, dass Bürgerinnen und Bürger sowie Gebietsansässige der EU ihre Rechte 

kennen und in Anspruch nehmen können. Sie alle sind ungeachtet unterschiedlicher 

Zuständigkeiten und Befugnisse darum bemüht, der Öffentlichkeit eine Dienstleistung 

anzubieten, die unparteiisch, wirksam und gerecht ist. Innerhalb der Grenzen ihrer Zu-

ständigkeit unterstützen sie die Grundsätze, auf denen die Europäische Union beruht. 

Eine der wichtigsten Tätigkeiten des Verbindungsnetzes ist die gegenseitige Unterrich-

tung über EU-Recht und bewährte Verfahren, um der Öffentlichkeit die bestmöglichen 

Dienstleistungen anbieten zu können. Die nationalen und regionalen Bürgerbeauftrag-

ten im Verbindungsnetz können den Europäischen Bürgerbeauftragten um schriftliche 

Antworten auf Fragen zu EU-Recht und dessen Auslegung ersuchen, einschließlich 

Fragen, die sich bei ihrer Bearbeitung konkreter Fälle ergeben. 

 

Weiterhin von Bedeutung ist die Mitgliedschaft des Bürgerbeauftragten im „Europäi-

schen Ombudsmann-Institut (EOI)“. Am 2. Juni 2007 fand erstmals eine Generalver-

sammlung des EOI in Mainz statt, die den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-

Pfalz als ersten Deutschen zum Präsidenten des EOI gewählt hat. Die fast einstimmig 

erfolgte Wahl des Bürgerbeauftragten schafft neue Verbindungen auf europäischer 

Ebene zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger in Rheinland-Pfalz. 

 

Zu den Kontakten auf nationaler Ebene ist erwähnenswert, dass der Bürgerbeauftragte 

mit der Vorsitzenden des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages sowie 

den für den Petitionsausschuss zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einge-
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hende Gespräche geführt hat. Hierbei wurde insbesondere besprochen, wie im Einzel-

nen verfahren wird, wenn dem Bürgerbeauftragten zugehende Eingaben auch Verwal-

tungen des Bundes oder die Bundesgesetzgebung betreffen. 

 

 

Zusammenarbeit und Dank 
 

Wie bereits in den Vorjahren gestaltete sich die Zusammenarbeit mit den beteiligten 

Verwaltungen im Wesentlichen problemlos. Der Bürgerbeauftragte bedankt sich bei 

allen, die mit Eingaben und deren Erledigung befasst waren. 

Erfreulicherweise hat sich nunmehr auch die Zusammenarbeit mit dem Bürgermeister 

der Verbandsgemeindverwaltung Bodenheim entspannt. Nachdem in den Jahresbe-

richten 2005 und 2006 Anlass bestanden hatte, über Probleme, insbesondere im Zu-

sammenhang mit der Veröffentlichung des Jahresberichts zu berichten, hat der Bür-

germeister nunmehr signalisiert, die Pressemitteilung zum Jahresbericht 2007 im Mit-

teilungsblatt der Verbandsgemeinde Bodenheim zu veranlassen. Es bleibt zu hoffen, 

dass dies auch geschieht. 

 

Ebenso hat sich auch die Zusammenarbeit mit der Kreisverwaltung Altenkirchen, bei 

der es in der Vergangenheit insbesondere im Zusammenhang mit der Bearbeitung 

ausländerrechtlicher Fragen zu Problemen gekommen war, entspannt. Unerwarteter-

weise kam es allerdings zu Problemen mit der Kreisverwaltung Birkenfeld, auf die im 3. 

Teil als besonderes Thema näher eingegangen werden soll. 

 

Probleme gab es vereinzelt auch im Zusammenhang mit Beschwerden über Bürger-

meister. In diesem Fall ist die Erste Beigeordnete bzw. der Erste Beigeordnete gemäß 

§ 181 Landesbeamtengesetz verpflichtet, Beschwerden über den Bürgermeister zu 

prüfen. In einem Fall lehnte ein Erster Beigeordneter die Prüfung zunächst ab mit der 

Begründung, er sehe sich dazu außerstande. In einem anderen Fall hat ein Erster Bei-

geordneter die Prüfung mit dem Hinweis verweigert, er sei „weder Jurist noch Verwal-

tungsbeamter“. Erst nachdem der Bürgerbeauftragte ihn darauf hingewiesen hat, dass 

die berufliche Qualifikation für die Frage der Verpflichtung zur Prüfung irrelevant sei, 

erfolgte eine entsprechende Prüfung und Bescheidung. 
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Von großer Wichtigkeit ist für den Bürgerbeauftragten auch der Kontakt zu den im 

Landtag vertretenen Fraktionen; in 2007 war er erstmals auch bei einer Fraktionssit-

zung der CDU-Fraktion anwesend. 

Ein besonderer Dank gilt den Mitgliedern des Petitionsausschusses, allen voran dem 

Vorsitzenden Peter Wilhelm Dröscher (SPD) sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern der Landtagsverwaltung. 

 

 

 

2. Teil   Berichte zu den einzelnen Tätigkeitsbereichen 
 

 

1 Rechtspflege 
1.1 Gerichte 
 
Die Eingaben zu diesem Sachgebiet haben sich gegenüber den Vorjahren nahezu ver-

doppelt. Wie bisher liegt der Schwerpunkt bei Beschwerden über eine lange Verfah-

rensdauer. Davon betroffen sind überwiegend Amtsgerichte und Sozialgerichte. 

 

Deutlich zugenommen haben allerdings auch die Eingaben, bei denen es um richterli-

ches Verhalten oder das Verhalten sonstiger Bediensteter geht. Soweit Eingaben ein-

deutig richterliche Entscheidungen betreffen, sind sie wegen des Verfassungsgrund-

satzes der richterlichen Unabhängigkeit unzulässig. Wenn sich Beschwerden jedoch 

auf das sonstige richterliche Verhalten beziehen, wird diesen im Einzelnen nachge-

gangen. Bisweilen beziehen sich Petentinnen und Petenten dabei mit ihren Eingaben 

auf ihre bereits eingelegte Dienstaufsichtsbeschwerde gegen die betreffende Richterin 

bzw. den betreffenden Richter. 

 

Die Präsidentinnen und Präsidenten der Landgerichte, denen die Dienstaufsicht über 

die Richterinnen und Richter an den Landgerichten und Amtsgerichten obliegt, über-

prüfen in jedem Einzelfall das Beschwerdevorbringen. Der Prüfung sind jedoch durch 

den Verfassungsgrundsatz der richterlichen Unabhängigkeit enge Grenzen gesetzt. So 

hatte sich in einem Fall eine Rechtsanwältin darüber beschwert, dass in einem Straf-

verfahren unverhältnismäßig lange verhandelt und der Verteidigung keine ausreichen-

de Vorbereitungszeit für die Plädoyers eingeräumt worden sei. Nach den vom zustän-

digen Landgerichtspräsidenten getroffenen Feststellungen beziehen sich auch diese 
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Vorwürfe auf die richterliche Tätigkeit. Die richterliche Unabhängigkeit umfasst nicht 

nur die eigentliche Entscheidungsfindung, sondern auch alle vorbereitenden Tätigkei-

ten, die mit der Rechtsfindung in unmittelbarem Zusammenhang stehen. Dazu zählen 

insbesondere die Durchführung der Hauptverhandlung und die darin ergehenden pro-

zessualen Maßnahmen. 

 

Weitere Eingaben zu diesem Sachgebiet betreffen u.a. Gerichtskosten und Auskünfte. 

Da ein weiterer Schwerpunkt bei Eingaben, die Betreuungsverfahren betreffen, liegt, 

wird dieses Thema im 3. Teil gesondert behandelt. 

Soweit Eingaben Gerichtskosten betreffen, ist die Zusammenarbeit mit der Landesjus-

tizkasse nach wie vor gut. Dies gilt insbesondere dann, wenn es um die Möglichkeiten 

von Zahlungserleichterungen geht. 

 

 

1.2 Staatsanwaltschaft 
 
Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind gegenüber dem Vorjahr zurückgegangen. 

Wie bereits in den Vorjahren lag der Schwerpunkt bei Eingaben, die staatsanwalt-

schaftliche Ermittlungsverfahren betreffen. 

 

Soweit es Petentinnen und Petenten um Zahlungsaufschub bzw. Ratenzahlung zur 

Vermeidung der Verbüßung von Ersatzfreiheitsstrafen ging, konnte erfreulicherweise 

erneut in einigen Fällen geholfen werden. Dies ist allerdings nicht in allen Fällen mög-

lich. So konnte beispielsweise einem Petenten nicht geholfen werden, gegen den be-

reits im Jahr 2004 eine Ersatzfreiheitsstrafe festgesetzt worden war. Diese war zu-

nächst wegen der Bewilligung von Ratenzahlungen ausgesetzt worden. Da er jedoch 

erneut seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nachkam, musste schließlich ein Haftbe-

fehl erlassen werden, der auch vollstreckt wurde.  

 

Immer wieder beanstanden Bürgerinnen und Bürger, dass auf ihre Anzeige hin einge-

leitete staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren eingestellt worden sind. In den 

meisten Fällen ergeben die Ermittlungen allerdings, dass auch unter Berücksichtigung 

des Vorbringens im Petitionsverfahren keine hinreichenden Anhaltspunkte für das Vor-

liegen einer strafbaren Handlung ersichtlich sind. Allerdings kann in Einzelfällen durch-

aus auch in anderer Weise als durch Anklageerhebung auf Bürgerinnen und Bürger, 

die möglicherweise Straftaten begangen haben, eingewirkt werden. Dies zeigte sich in 



 - 15 -

einem Fall, in dem sich eine Petentin durch einen Mitbürger in durchaus strafrechtlich 

relevanter Weise belästigt gefühlt hatte. In diesem Fall wurde seitens der Polizei sowie 

durch die Gerichtshilfe auf den Betreffenden eingewirkt und ihm verdeutlicht, dass sein 

Verhalten nicht toleriert wird. Da der Betreffende sich offensichtlich durch die Gesprä-

che stark beeindruckt zeigte, bestand aus Sicht der zuständigen Staatsanwaltschaft 

kein öffentliches Interesse mehr an der Verfolgung, sodass das Verfahren mit Zustim-

mung des zuständigen Gerichts eingestellt wurde. Die Staatsanwaltschaft räumte al-

lerdings ein, dass der Petentin nicht hinreichend verdeutlicht worden war, welche 

Gründe letztlich zur Einstellung führten. Dies hatte zur Folge, dass sich die Petentin 

zunächst nicht ernst genommen sah und die Vorgehensweise der Staatsanwaltschaft 

für sie erst im Petitionsverfahren transparent wurde. 

 

 

1.3 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notariate 
 
Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet liegt wie in den Vorjahren auf niedrigem 

Niveau. Nachdem es in früheren Jahren bei der Zusammenarbeit mit den Rechtsan-

waltskammern zu einigen Schwierigkeiten gekommen war, gestaltete sich die Bearbei-

tung der betreffenden Eingaben nunmehr befriedigend. 

 

 

1.4 Strafvollzug 
1.5 Vollzugslockerungen 
1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 
 

Die Zahl der Eingaben von Strafgefangenen hat gegenüber 2006 erneut deutlich zuge-

nommen und bewegt sich auf hohem Niveau. Die Zunahme beschränkt sich allerdings 

auf das Sachgebiet 1.4 Strafvollzug, während die Eingaben zu den Sachgebieten 1.5 

Vollzugslockerungen und 1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug zurückgegangen 

sind. Beim Vergleich der Herkunft der Eingaben war bereits in den Vorjahren aufgefal-

len, dass unverhältnismäßig viele Eingaben aus der JVA Rohrbach stammen. Auf den  

Sprechtag des Bürgerbeauftragten in der JVA Rohrbach wird im 3. Teil näher einge-

gangen. 

 

Deutlich zugenommen haben auch Eingaben aus der JVA Diez und der JVA Franken-

thal. Diese Zunahmen sind allerdings auch darauf zurückzuführen, dass eine große 
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Anzahl von Eingaben von einzelnen Gefangenen stammt. So hat sich jeweils ein Ge-

fangener aus der JVA Diez mit 95 und aus der JVA Frankenthal mit 80 Eingaben an 

den Bürgerbeauftragten gewandt. 

Wegen der zahlreichen Eingaben dieses Gefangenen liegt die JVA Diez an erster Stel-

le. Unabhängig davon bleibt die JVA Rohrbach jedoch auf demselben hohen Niveau 

des Vorjahres, ohne dass eine Konzentration auf einen oder wenige Gefangene fest-

stellbar ist. 

 

Aus den übrigen Vollzugsanstalten liegen jeweils nur verhältnismäßig wenige Eingaben 

vor.  

 

Besondere Schwerpunkte bei der Zuordnung der Eingaben zu den einzelnen Vollzugs-

anstalten lassen sich nicht feststellen, jedoch fällt auf, dass verhältnismäßig viele Ein-

gaben aus der JVA Diez, der JVA Frankenthal sowie der JVA Rohrbach den Zustand 

der Hafträume bzw. die Ausstattung der Anstalt betreffen. Beschwerden über Bediens-

tete betreffen schwerpunktmäßig die JVA Diez und die JVA Frankenthal, Beschwerden 

wegen Verstößen gegen das Rauchverbot die JVA Diez sowie Probleme im Zusam-

menhang mit der Zuteilung von Arbeit die JVA Rohrbach. Weitere Schwerpunkte gibt 

es im Zusammenhang mit Telefongesprächen in der JVA Diez, wegen der Haftbedin-

gungen in der JVA Diez, der JVA Frankenthal sowie der JVA Rohrbach. 

 

Im Jahresbericht 2006 war eingehend das Anliegen mehrerer Petenten dargestellt wor-

den, die den zumindest zeitweisen Empfang eines russischen Fernsehsenders begehr-

ten. Erfreulicherweise konnte diesbezüglich eine Regelung getroffen werden, mit der 

auch die Petenten einverstanden sind.  

 

Im Jahresbericht 2006 wurde ferner erwähnt, dass aufgrund eines Beschlusses des 

Oberlandesgerichts Koblenz von den Vollzugsanstalten für die Erstinanspruchnahme 

des Anstaltsarztes zu Beginn des Quartals keine Gebühren mehr erhoben werden dür-

fen. Der Bürgerbeauftragte ist im Zuge eines Selbstaufgriffs der Frage nachgegangen, 

ob die Gefangenen umfassend auf die Möglichkeit, die Erstattung bereits entrichteter 

Gebühren beantragen zu können, hingewiesen worden sind. Das Ministerium der Jus-

tiz hat diesbezüglich eine umfassende Auskunft erteilt, wonach die Vollzugsanstalten 

ihren Hinweispflichten nachgekommen sind. Bereits entlassene Gefangene können 

allerdings wegen des damit verbundenen hohen Verwaltungsaufwandes nicht mehr 

erreicht werden. Ebenfalls im Jahresbericht 2006 wurde bereits die Problematik erör-
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tert, die sich aus unterschiedlichen Volks- und Religionszugehörigkeiten der Gefange-

nen ergibt. Im Berichtsjahr hat ein deutscher Gefangener geltend gemacht, er habe 

während seiner Tätigkeit in der Anstaltsküche Kenntnis davon erlangt, dass die Gebote 

der Gefangenen muslimischer Religionszugehörigkeit missachtet würden. Die darauf-

hin veranlassten eingehenden Ermittlungen haben allerdings ergeben, dass bei der 

Herstellung der Kost für muslimische Religionsangehörige auf die strikte Einhaltung der 

Gebote geachtet wird. Hierzu zählen u.a. die gesonderte Verarbeitung der entspre-

chenden Produkte und die gesonderte Benutzung von Gebrauchsgegenständen. Um 

auch letzte Zweifel muslimischer Gefangener ausschließen zu können, achtet der Lei-

ter der betreffenden Anstaltsküche auch darauf, dass jeweils ein geeigneter Gefange-

ner muslimischer Religionszugehörigkeit in der Küche als Küchenarbeiter zur Arbeit 

eingesetzt wird.  

 

Eine Reihe von Eingaben betrafen den Wunsch von Petenten, wegen Besuchserleich-

terungen in eine andere JVA, die näher am Wohnort ihrer Angehörigen liegt, verlegt zu 

werden. Hierbei ist von den Vollzugsanstalten eine in jüngerer Zeit ergangene Ent-

scheidung des Bundesverfassungsgerichts zu beachten, wonach u.a. auch der Aspekt 

der Wiedereingliederung einen wesentlichen Aspekt bei der Ermessensentscheidung 

über einen Verlegungsantrag darstellt. Andererseits ist aber auch zu berücksichtigen, 

dass im Interesse der Behandlung und Wiedereingliederung des Gefangenen die ge-

botene Kontinuität der Vollzugsplanung grundsätzlich nur mit einem möglichst festen 

Behandlungs- und Betreuungsteam erfolgen kann und eine Verlegung diesbezüglich 

eine Zäsur darstellen würde. Darüber hinaus ist auch zu beachten, dass ein geordneter 

Strafvollzug erfordert, dass in den einzelnen Anstalten auch darauf abgestellt werden 

muss, welche Gefangenen dort untergebracht sind. Sie sind dementsprechend unter-

schiedlich mit Fachdiensten und speziellen therapeutischen Angeboten ausgestattet. 

Die Gefangenen würden daher im Falle der eventuellen Verlegung aber die für sie 

notwendigen Fachdienste bzw. speziellen therapeutischen Angebote eben gerade 

nicht vorfinden.  

 

Auch die Besuchsregelungen waren Gegenstand weiterer Eingaben. So beanstandete 

eine Petentin, deren Ehemann eine Freiheitsstrafe verbüßt, dass sie bei Besuchen in 

Begleitung ihres Kindes durch eine 30 cm hohe Trennscheibe getrennt ist. Darunter 

würde insbesondere die Tochter leiden, die dies nicht verstehen könne. Die betreffen-

de JVA sieht jedoch auch unter Berücksichtigung der Situation des Kindes keine Mög-

lichkeit, Besuche ohne die Trennvorrichtung zuzulassen. Sie verweist darauf, dass es 
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bereits vorgekommen ist, dass auch unverdächtige Kleinkinder missbraucht wurden, 

unerlaubt Betäubungsmittel in die Anstalt zu bringen.  

 

Erwähnt werden soll auch der Fall eines Gefangenen, der eine in derselben Vollzugs-

anstalt untergebrachte Gefangene nicht besuchen kann. Seinem Anliegen konnte nicht 

entsprochen werden, da nach den einschlägigen Bestimmungen des Strafvollzugsge-

setzes Gefangene keinen Anspruch auf Besuchskontakte zu Personen, die in dersel-

ben Anstalt ungebracht sind, haben. Solche Kontakte dürfen/sollen nur dann zugelas-

sen werden, wenn sie die Behandlung oder Eingliederung des Gefangenen fördern. 

Diese Voraussetzung konnte jedoch im vorliegenden Fall von der betreffenden JVA 

nicht festgestellt werden. 

 

Bisweilen richten sich Eingaben von Gefangenen weniger gegen die JVA bzw. deren 

Bedienstete, sondern gegen Mitgefangene. So beschwerte sich ein Petent über eine 

„Rattenplage“, zu der es gekommen sei, weil Häftlinge Lebensmittel, die sie nicht kon-

sumieren, aus dem Fenster in den Hof werfen. Dieser Missstand wurde von der betref-

fenden JVA bestätigt. Sie versucht, dem z. B.dadurch entgegenzuwirken, dass die Ge-

fangenen durch ein Infoblatt aufgefordert wurden, keine Lebensmittel aus den Fenstern 

zu werfen. Zusätzlich wurde auch in Gesprächen mit den Vertretern der Gefangenen-

mitverantwortung versucht, auf die Gefangenen dahingehend einzuwirken, dass sie bei 

der Morgen- und Abendkost nur die Menge in Empfang nehmen, die sie auch tatsäch-

lich verzehren wollen. Wirksamere Maßnahmen scheitern letztlich daran, dass in der 

Regel die Gefangenen, die Lebensmittel aus den Fenstern werfen, nicht ermittelt wer-

den können. 

 

Im Jahresbericht 2006 wurde bereits auch das spezielle Problem des Vollzugs der Si-

cherungsverwahrung in der JVA Diez erörtert. Im Berichtszeitraum hat sich auch die 

Strafvollzugskommission mehrfach eingehend damit befasst und die entsprechende 

Abteilung der JVA Diez besucht. Hierbei hat sich bestätigt, dass aufgrund der vorhan-

denen Gegebenheiten eine unmittelbare Änderung der derzeitigen Verhältnisse leider 

nicht möglich ist. Vorhandene Unzulänglichkeiten müssen hingenommen werden, bis 

im Zuge der Neubaumaßnahmen der JVA Wittlich dort eine gesonderte Abteilung für 

Sicherungsverwahrte eingerichtet ist. Im Berichtsjahr sind die Eingaben von Siche-

rungsverwahrten allerdings zurückgegangen. 

 



 - 19 -

In einigen Fällen konnten im Zusammenwirken mit anderen Stellen einvernehmliche 

Regelungen gefunden werden. So hatte der Landesbeauftragte für den Datenschutz 

dem Bürgerbeauftragten über eine ihm zugegangene Eingabe eines Gefangenen be-

richtet, der geltend machte, die Durchführung des Gefangeneneinkaufs würde wegen 

des Einsatzes von Mitgefangenen datenschutzrechtliche Vorgaben verletzen. Der Lan-

desbeauftragte für den Datenschutz vermochte zwar die Verletzung datenschutzrecht-

licher Bestimmungen nicht zu erkennen, jedoch war die Regelung auch aus seiner 

Sicht verbesserungswürdig. Im Zuge des Petitionsverfahrens konnte das Verfahren 

dahingehend geändert werden, dass die Hausarbeiter, die im Einkaufsraum mit dem 

Zusammenstellen der von den Gefangenen bestellten Ware befasst sind, nur noch die 

Bestelllisten erhalten, auf denen ausschließlich eine fortlaufende Nummer zur späteren 

Zuordnung des betreffenden Gefangenen aufgedruckt ist. Der Name des Gefangenen, 

seine Gefangenen-Nummer, sein Haftraum und der für den Einkauf verfügbare Geld-

betrag sind somit den Hausarbeitern nicht mehr zugänglich. Gegen dieses Verfahren 

werden auch seitens des Landesbeauftragten für den Datenschutz keine Einwände 

mehr erhoben. 

 

In einem anderen Fall begehrte eine belgische Staatsangehörige, die in einer JVA des 

Landes Rheinland-Pfalz eine Freiheitsstrafe verbüßt, die weitere Vollstreckung in Bel-

gien. Nachdem festgestellt worden war, dass das Land Rheinland-Pfalz mit einer Ver-

legung nach Belgien einverstanden war, konnte durch Einschaltung des nationalen 

Ombudsmanns von Belgien im Einzelnen geklärt werden, welche weiteren Verfahrens-

schritte seitens der belgischen Behörden erforderlich waren, sodass die Verlegung 

erfolgen konnte. 

 

In einem weiteren Fall ging es um die Verlegung in eine JVA des Landes Nordrhein-

Westfalen. Da das Land Rheinland-Pfalz ebenfalls mit einer Verlegung einverstanden 

war, wurde der Ombudsmann für den Justizvollzug in Nordrhein-Westfalen eingeschal-

tet, der erreichen konnte, dass das Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 

der Verlegung zustimmte. 

 

Vielfach wird als Grund für mancherlei Probleme im Strafvollzug die hohe Belastung 

infolge von überbelegten Justizvollzugsanstalten genannt. Aus Sicht des Bürgerbeauf-

tragten sollte daher z. B. auch überlegt werden, ob es irgendeine Möglichkeit gibt, die 

Landesunterkunft Rheinland-Pfalz in Ingelheim zumindest teilweise auch für den Straf-
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vollzug zu nutzen, zumal die Zahl der in Abschiebungshaft befindlichen Ausländerinnen 

und Ausländer rückläufig und daher die Auslastung eher gering ist. 

 

 

1.7 Gnadensachen 
 
Wie bereits in den vorherigen Jahren bewegt sich die Anzahl von Eingaben, die Gna-

densachen betreffen, auf niedrigem Niveau. 

 

Im Zuge der Bearbeitung der Eingaben ist sichergestellt, dass das jeweilige Gnaden-

gesuch eingehend von der zuständigen Staatsanwaltschaft geprüft wird. Ablehnende 

Gnadenentscheidungen werden ausführlich begründet, sodass den Betreffenden die 

Gründe für die Ablehnung transparent werden. 

 

 

 

2 Ordnungsverwaltung 
2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 
2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren 
 
Die Eingaben zu diesen Sachgebieten liegen auf demselben Niveau wie in den Vorjah-

ren. Erneut betrafen die Eingaben vorrangig Beschwerden über Polizeibedienstete. 

Aber auch Probleme im Zusammenhang mit der Haltung von Hunden waren nach wie 

vor Anlass für Eingaben. 

 

In einer Reihe von Fällen fühlten sich Petentinnen und Petenten durch Mitbürgerinnen 

und Mitbürger gestört, belästigt oder gar bedroht. Sie beschwerten sich, dass seitens 

der Ordnungsbehörden und der Polizei keine wirksamen Maßnahmen ergriffen werden. 

Beispielsweise sei die Eingabe einer Bürgerin erwähnt, die sich darüber beklagte, dass 

ein Platz in der Nähe ihrer Wohnung ein beliebter Treffpunkt von Mitbürgerinnen und 

Mitbürgern ist, an deren Verhalten sie Anstoß nimmt. Die von der Petentin geschilder-

ten Vorkommnisse waren dem Ordnungsamt und der Polizei bekannt und werden in 

einem „Arbeitskreis Sicherheit, Ordnung, Sauberkeit“ überwacht. Hierbei werden ge-

zielt Kontrollen durchgeführt. Allerdings konnten nur in Einzelfällen Ruhestörungen 

oder strafbare Handlungen festgestellt werden. Grundsätzlich dürfen sich die betref-

fenden Bürgerinnen und Bürger nach freiem Belieben auf dem Platz aufhalten, ohne 
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dass Ordnungsamt und Polizei eine Handhabe haben, dies zu unterbinden. Es bleibt 

zu hoffen, dass die Petentin sich sicherer fühlt, nachdem sie weiß, dass die zuständi-

gen Stellen die Situation im Blick haben. Bisweilen äußern Petentinnen und Petenten 

allerdings auch ihren Unmut darüber, dass „nicht hart durchgegriffen“ wird.  

 

Wiederholt erreichen den Bürgerbeauftragten Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern, 

die erleben mussten, dass ihre Kinder Opfer von Straftaten wurden. Oft sind sie der 

Ansicht, dass der Staat nicht ausreichend für den Schutz ihrer Kinder sorge. Allerdings 

ergaben die Ermittlungen auch in solchen Fällen, dass der Polizei sowie den zuständi-

gen kommunalen Stellen die Kriminalitätsschwerpunkte durchaus bekannt sind und mit 

allen Mitteln versucht wird, Bürgerinnen und Bürger vor strafbaren Handlungen zu 

schützen. Hierbei wird auch der Prävention großes Gewicht beigemessen.  

 

 

2.3 Straßenverkehrsrecht, Führerschein, ÖPNV, Bahn 
 

Die Eingaben in diesem Sachgebiet sind zwar gegenüber dem Vorjahr zurückgegan-

gen, was unter anderem darin begründet ist, dass sich im Vorjahr allein 146 Petentin-

nen und Petenten im Zusammenhang mit der geplanten Änderung einer Buslinie an 

den Bürgerbeauftragten gewandt hatten. Festzuhalten bleibt, dass das Sachgebiet 

nach wie vor einen bedeutenden Anteil an den Gesamteingaben darstellt. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass es sich um ein Sachgebiet handelt, zu dem jede Bürgerin und 

jeder Bürger einen Bezug hat, da jeder in irgendeiner Art und Weise am Straßenver-

kehr als Fußgänger, Zweiradfahrer oder Kraftfahrzeugführer teilnimmt und zudem als 

Anwohnerin und Anwohner einer Straße vom Straßenverkehr mehr oder weniger be-

troffen ist. So vielfältig die Art des Bezugs des Einzelnen zu diesem Sachgebiet sein 

kann, so vielfältig und unterschiedlich waren auch die den Eingaben zugrunde liegen-

den Beschwerden und Probleme.  

 

Häufig haben sich Petentinnen und Petenten im Zusammenhang mit einer nach ihrer 

Auffassung beanstandenswerten Verkehrssituation an den Bürgerbeauftragten ge-

wandt und geschwindigkeitsreduzierende Maßnahmen begehrt, die zuvor von der je-

weiligen Stadt- oder Verbandsgemeindeverwaltung als zuständiger Straßenverkehrs-

behörde abgelehnt worden waren. Insbesondere wurden die Einrichtung von Tempo-

30-Zonen, die Einrichtung verkehrsberuhigter Bereiche oder auch bauliche Maßnah-

men zur Geschwindigkeitsreduzierung begehrt.  
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Bei der Bearbeitung dieser Petitionen ist allerdings zu berücksichtigen, dass die An-

ordnung solcher Maßnahmen nicht im bloßen Ermessen der jeweiligen Straßenver-

kehrsbehörde liegt, sondern vielmehr von detaillierten gesetzlichen Bestimmungen 

abhängig ist, die insoweit klare Vorgaben machen, unter welchen Voraussetzungen 

eine Maßnahme umgesetzt werden kann oder nicht. So ist es zum Beispiel für die An-

ordnung eines verkehrsberuhigten Bereichs nach der einschlägigen Verwaltungsvor-

schrift zur Straßenverkehrsordnung erforderlich, dass die baulichen Voraussetzungen, 

wie etwa ein niveaugleicher Ausbau der Straße, gegeben sind und dass die Straße 

eine „überwiegende Aufenthaltsfunktion“ haben muss, d.h. es muss für jede Ver-

kehrsteilnehmerin und jeden Verkehrsteilnehmer deutlich erkennbar sein, dass der 

Fahrzeugverkehr eine untergeordnete Bedeutung hat und die Straße überwiegend dem 

Aufenthalt durch Fußgängerinnen und Fußgänger dient. Die Einrichtung einer Tempo-

30-Zone ist nach der Straßenverkehrsordnung unter anderem nur dann möglich, wenn 

die Straße einen geringen Durchgangsverkehr aufweist und zwingende Gründe für die 

Einrichtung sprechen. Ist eine Straße also gut ausgebaut, übersichtlich, gerade verlau-

fend, fehlen Einrichtungen wie etwa Kindergärten oder Schulen und liegen ansonsten 

keine Besonderheiten wie etwa ein auffälliges Unfallgeschehen vor, so wird das Befah-

ren mit der Regelgeschwindigkeit als angemessen angesehen und es liegen keine 

Gründe für die Anordnung einer geringeren Geschwindigkeit vor. 

 

Bei der Bearbeitung dieser Petitionen wird grundsätzlich auch das zuständige Polizei-

präsidium um eine Stellungnahme zu dem tatsächlichen Verkehrsgeschehen gebeten. 

Dabei war nicht selten erkennbar, dass die entweder bereits durchgeführten oder in 

Zusammenhang mit der Petition durchgeführten Geschwindigkeitsmessungen keine 

auffälligen Ergebnisse zeigten und sich die Anzahl der Geschwindigkeitsüberschrei-

tungen auf einem geringen oder allenfalls durchschnittlichen Maß bewegte. Ein Beur-

teilungspunkt der Polizei bei der Frage, ob aus ihrer Sicht geschwindigkeitsreduzieren-

de Maßnahmen getroffen werden müssen, war dabei stets die Frage, ob nach der Un-

fallstatistik in dem betreffenden Bereich ein Unfallschwerpunkt zu erkennen ist und hier 

insbesondere, wie viele der Unfälle auf die Ursache „Geschwindigkeitsüberschreitung“ 

zurückzuführen sind. 

 

Im Ergebnis konnte häufig festgestellt werden, dass die beanstandeten Verkehrssitua-

tionen eher auf der subjektiven Wahrnehmung der Petentinnen und Petenten beruhen, 

anhand von konkreten Messergebnissen aber nicht bestätigt werden konnten. So be-

gehrte beispielsweise ein Bürger die Einrichtung einer Geschwindigkeitsbeschränkung 
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an einer Straßeneinmündung. Auch hier zeigte sich, dass die subjektive Wahrnehmung 

des Petenten von den tatsächlichen Verhältnissen abwich. Aus diesem Grund blieb 

auch eine vom Petenten angestrengte Fachaufsichtsbeschwerde ohne Erfolg. 

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass das von den Petentinnen und Petenten be-

anstandete Verwaltungshandeln in der Regel auf insoweit klaren rechtlichen Grundla-

gen beruhte. So war z. B. das Begehren eines Petenten, einen Spiegel an einem Ein-

mündungsbereich anzubringen, nach den entsprechenden Richtlinien für die Anlage 

von Straßen zu beurteilen, die klare Angaben über die Weite des Sichtfeldes machen. 

Unter Zugrundelegung dieser Regelungen waren die Sichtverhältnisse in dem betroffe-

nen Bereich ausreichend, sodass dem Begehren des Petenten leider nicht entspro-

chen werden konnte. 

 

Nicht wenige Petentinnen und Petenten haben sich im Jahr 2007 in Führerscheinange-

legenheiten an den Bürgerbeauftragten gewandt. Dabei ging es häufig darum, einen 

zuvor entzogenen Führerschein ohne Medizinisch-Psychologische Untersuchung 

(MPU) wieder zu erlangen. Zu berücksichtigen ist dabei aber, dass die Fahrerlaubnis-

behörde in solchen Fällen keinen Ermessensspielraum hat, da die Fahrerlaubnisver-

ordnung klar vorgibt, in welchen Fällen eine MPU zwingend anzuordnen ist. So setzt 

zum Beispiel eine Neuerteilung der Fahrerlaubnis eine positive MPU voraus, wenn 

zuvor ein Fahrzeug im Straßenverkehr mit einer Blutalkoholkonzentration von 1,6 Pro-

mille oder mehr geführt wurde.  

 

Dabei konnten auch die nicht selten vorgebrachten persönlichen Schicksale, die durch 

den Entzug der Fahrerlaubnis bzw. der Verweigerung der Neuerteilung entstehen, 

nichts an der klaren Gesetzeslage ändern. Andererseits wurde dort, wo ein positives 

Eignungsgutachten vorgelegt wurde, die Fahrerlaubnis auch unproblematisch erteilt.  

 

Zunächst ungewöhnlich erschien die Eingabe, mit der ein Petent eine Ungleichbehand-

lung bei der Frage der Neuerteilung der Fahrerlaubnis geltend machte. Der Petent warf 

der zuständigen Kreisverwaltung vor, dass sein Schwager nach dem Entzug der Fahr-

erlaubnis diese ohne MPU wiedererlangt hätte. Die Ermittlungen ergaben, dass der 

Schwager den Führerschein allerdings unter Umgehung der hiesigen Vorschriften in 

der Tschechischen Republik erworben hat.  
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Dies ist nach den Ermittlungen des Bürgerbeauftragten aufgrund der bestehenden EU-

Rechtsprechung auch möglich. Voraussetzung ist lediglich, dass der Erwerber seinen 

Wohnsitz für mindestens sechs Monate in der Tschechischen Republik hat und die 

Wiedererteilungssperre abgelaufen ist. Der Wohnsitz kann dabei zum Beispiel durch 

die Anmietung eines Zimmers in der Fahrschule „fingiert werden“. Allerdings soll eine 

neue EU-Richtlinie diese Umgehungsmöglichkeit verhindern und den „Führerschein-

tourismus“ unterbinden. In diesem Zusammenhang ist eine neuere Entscheidung des 

Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz von Bedeutung, nach der dem Führer-

scheinerwerb in Tschechien unter Umgehung deutscher Vorschriften Einhalt geboten 

werden soll. Nach dem Beschluss des Oberverwaltungsgerichts vom 21.06.2007 (Ak-

tenzeichen 10 B 10291/07.OVG) kann eine in der Tschechischen Republik erworbene 

Fahrerlaubnis in Deutschland nicht anerkannt werden, wenn sie in offensichtlich 

rechtsmissbräuchlicher Umgehung der deutschen Vorschriften erworben wurde. Es 

bleibt die weitere Entwicklung der Rechtsprechung abzuwarten, die vom Bürgerbeauf-

tragten selbstverständlich beobachtet wird.  

 

Aber auch andere den Führerschein bereffende Anliegen waren Gegenstand von Ein-

gaben. So beschwerte sich beispielsweise ein Bürger darüber, dass vor der Beantra-

gung eines Internationalen Führerscheins zunächst ein EU-Kartenführerschein bean-

tragt werden muss. Die Ermittlungen dazu haben ergeben, dass der Petent noch in 

Besitz eines alten rosafarbenen Führerscheins war, der zwar zum Führen von Kraft-

fahrzeugen berechtigt, bei dem es sich aber um einen nationalen und nicht um einen EU-

Führerschein handelt. Dem Petenten konnte nicht geholfen werden, da nach der Verord-

nung über den internationalen Kraftfahrzeugverkehr für den Erhalt eines Internationalen 

Führerscheins unter anderem der Vorbesitz einer EU- oder EWR-Fahrerlaubnis Voraus-

setzung ist. 

 

Das in Rheinland-Pfalz als Modellversuch laufende „Begleitete Fahren ab 17“ war eben-

falls Gegenstand von Eingaben. In einem Fall wandte sich eine junge Petentin an den 

Bürgerbeauftragten, die begehrte, dass die Auflage, nur in Begleitung ihrer Mutter fah-

ren zu dürfen, gestrichen wird. Als Grund führte die Petentin an, dass ihre Mutter 

schwer erkrankt sei und keine andere Begleitperson zur Verfügung stünde. Dem Be-

gehren der Petentin wurde von der Kreisverwaltung entsprochen und ihr erlaubt, Fahr-

ten zwischen Wohnort und Schule ohne Begleitperson zu unternehmen. 
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Auch mit der Personenbeförderung in Zusammenhang stehende Fragen waren wieder 

Gegenstand von Eingaben. Um zum Beispiel eine Erlaubnis zur Fahrgastbeförderung 

mit Mietwagen zu erlangen, ist die Vorlage einer Reihe von Unterlagen erforderlich, 

unter anderem ein Führungszeugnis, ein augenärztliches und ärztliches Zeugnis und 

auch eine Mitteilung über den Einsatzort nach Erwerb der Erlaubnis. Der Grund dafür 

ist u.a. darin zu sehen, dass eine Ortskenntnisprüfung nachgewiesen werden muss, 

wenn der Einsatz in einem Ort mit mehr als 50.000 Einwohnern erfolgt. Dies hatte die 

Petentin zunächst nicht eingesehen, letztlich dann aber doch alle Unterlagen vorgelegt.  

 

Einer Taxiunternehmerin wurde die beantragte Taxikonzession zwar erteilt, allerdings 

wollte sie diese gleich wieder verpachten. Der Petentin konnte nicht geholfen werden, 

da die gesetzlichen Regelungen des Personenbeförderungsgesetzes insoweit klar und 

eindeutig regeln, dass eine Verpachtung der Taxikonzession bei Neubewerberinnen 

und Neubwerbern immer für die Dauer von zwei Jahren untersagt ist. Ein Ermessen 

der Genehmigungsbehörde, zum Beispiel für die Berücksichtigung von Härtefällen, 

besteht dabei allerdings nicht.  

 

 
2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit 
 

Die Zahl der ausländerrechtlichen Eingaben ist gegenüber dem Vorjahr deutlich zu-

rückgegangen. Dies dürfte im Wesentlichen darauf zurückzuführen sein, dass in vielen 

Fällen aufgrund der Altfallregelung vom 17. November 2006 sowie der Neuregelungen 

des Aufenthaltsgesetzes Aufenthaltsrechte erteilt werden konnten.  

 

Die von der Innenministerkonferenz am 17. November 2006 getroffene Altfallregelung 

sieht im Wesentlichen vor, dass der weitere Aufenthalt ausländischer Staatsangehöri-

ger zugelassen werden kann, wenn sie mindestens ein minderjähriges Kind haben, das 

den Kindergarten oder die Schule besucht und sie sich am 17. November 2006 seit 

mindestens 6 Jahren ununterbrochen im Bundesgebiet aufhalten. In allen anderen Fäl-

len ist ein Mindestaufenthalt von acht Jahren erforderlich. Darüber hinaus ist ein dau-

erhaftes Beschäftigungsverhältnis erforderlich. Wenn diese Voraussetzungen nicht 

vorliegen, war zunächst eine Duldung bis zum 30. September 2007 zu erteilen, um 

eine Arbeitsplatzsuche zu ermöglichen. Um zu vermeiden, dass Ausländerinnen und 

Ausländer vor einer abschließenden Klärung, ob in ihrem Fall die Voraussetzungen der 

Altfallregelung vorliegen oder nicht, abgeschoben werden, hat das Ministerium des 

Innern und für Sport die Kreisverwaltungen und Stadtverwaltungen der kreisfreien 
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Städte gebeten, die Einleitung etwaiger aufenthaltsbeendender Maßnahmen in Zwei-

felsfällen mit ihm abzustimmen. Der Bürgerbeauftragte begrüßt dieses Verhalten des 

Ministeriums des Innern und für Sport im Interesse der Betroffenen. 

 

Am 28. März 2007 hat das Bundeskabinett dann den Entwurf eines Gesetzes zur Um-

setzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union zur Ein-

bringung in das parlamentarische Gesetzgebungsverfahren beschlossen. Da der Ge-

setzentwurf eine Altfallregelung und ein Aufenthaltsrecht für integrierte Kinder von ge-

duldeten Ausländerinnen und Ausländern vorsieht, hat das Ministerium des Innern und 

für Sport am selben Tag für die Personen, die von dem beabsichtigten Gesetz begüns-

tigt werden, einen Abschiebestopp für die Dauer von sechs Monaten angeordnet. 

 

Nachdem das Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der 

Europäischen Union am 20. August 2007 in Kraft getreten ist, hat das Ministerium des 

Innern und für Sport mit Rundschreiben vom 26. Oktober 2007 umfassende Anwen-

dungshinweise zur Gewährleistung eines einheitlichen Verwaltungsvollzugs durch die 

Ausländerbehörden bei der Anwendung der gesetzlichen Altfallregelung erlassen. Be-

züglich der Zielsetzung der gesetzlichen Altfallregelung wird festgestellt, dass gedulde-

ten Ausländerinnen und Ausländern, die sich bereits langjährig in der Bundesrepublik 

aufhalten, eine dauerhafte aufenthaltsrechtliche Perspektive aufgezeigt werden soll. 

Zielsetzung ist eine weitgehende Umwandlung von (Ketten-) Duldungen in Aufenthalts-

rechte aus humanitären Gründen. Begünstigt werden Personen, die bereits wirtschaft-

lich und sozial in Staat und Gesellschaft integriert sind. Integrationsbereiten und integ-

rationswilligen Personen soll ferner durch die Erteilung eines befristeten Aufenthalts-

rechts die Möglichkeit eingeräumt werden, dauerhaft auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fas-

sen. Zum Verhältnis der gesetzlichen Altfallregelung zur Bleiberechtsregelung der In-

nenministerkonferenz vom 17. November 2006 wird festgestellt, dass sich die gesetzli-

che Altfallregelung in weiten Bereichen eng an die Bleiberechtsregelung anlehnt, diese 

fortführt, aber eine Reihe weitergehender Regelungen enthält. Die Bleiberechtsrege-

lung der Innenministerkonferenz und die gesetzliche Altfallregelung beruhen auf eigen-

ständigen Rechtsgrundlagen und sind nebeneinander gültig. Im Rahmen der Rechts-

anwendung ist nach dem Günstigkeitsprinzip zu verfahren. Die Anträge sind so auszu-

legen, dass für die Betroffenen die jeweils günstigere Regelung zur Anwendung ge-

langt. 
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Altfallregelung, Abschiebestopp sowie schließlich die gesetzlichen Neuregelungen 

führten in einer Reihe von Fällen dazu, dass in laufenden Petitionsverfahren Aufent-

haltsrechte erteilt werden konnten. Der Bürgerbeauftragte begrüßt ausdrücklich, dass 

hierdurch gerade in solchen Fällen geholfen werden konnte, bei denen bislang die ge-

setzlichen Voraussetzungen für ein Aufenthaltsrecht nicht vorlagen. Eine Rückkehr der 

Betroffenen in ihre Herkunftsländer wäre aber aus humanitären Gründen nicht vertret-

bar gewesen. 

 

Als Beispiel für die vielen Fälle, die letztlich einer Lösung zugeführt werden konnten, 

sei eine Familie aus dem Kosovo genannt. Die Familie fürchtete nach einer schweren 

Krebserkrankung der Ehefrau, dass im Falle eines Rückfalls nicht die erforderliche me-

dizinische Hilfe im Kosovo gewährt werden könnte. Da die Ehefrau jedoch seit einigen 

Jahren nicht mehr akut erkrankt ist, lag kein Abschiebungshindernis mehr vor. Gleich-

wohl sprachen humanitäre Gründe für einen weiteren Verbleib der Familie im Bundes-

gebiet, zumal sie bestens integriert ist. Es war daher sehr zu begrüßen, dass der Fami-

lie aufgrund der Altfallregelung nunmehr ein Aufenthaltsrecht erteilt werden konnte.  

 

Auch in den Fällen, in denen die Voraussetzungen der Altfallregelung bzw. der Neure-

gelungen des Aufenthaltsgesetzes nicht vorliegen, wird nach Wegen gesucht, um ein 

Aufenthaltsrecht zu ermöglichen. In einer Reihe von Fällen ging es darum, ausländi-

schen Familienangehörigen deutscher Staatsangehöriger bzw. in Deutschland leben-

der Ausländerinnen und Ausländer ein weiteres Aufenthaltsrecht oder aber den Zuzug 

nach Deutschland zu ermöglichen. Leider konnte in solchen Fällen vielfach nicht gehol-

fen werden, weil die aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen nur unter sehr einge-

schränkten Voraussetzungen den Nachzug von Familienangehörigen vorsehen. 

 

Deutlich zugenommen haben Eingaben, bei denen sich Ausländerinnen und Auslän-

der, die eine Freiheitsstrafe verbüßen, an den Bürgerbeauftragten wenden, weil ihnen 

nach der Entlassung die Abschiebung droht. In jedem einzelnen Fall wird von der zu-

ständigen Ausländerbehörde sehr sorgfältig geprüft, ob die Voraussetzungen für eine 

Ausweisung aufgrund der begangenen Straftat vorliegen. Wenn dies jedoch der Fall 

ist, ist es auch durch eine Petition nicht möglich, von einer Abschiebung abzusehen. 

Schwierig wird die Haftsituation allerdings bei Gefangenen, die eigentlich nach Haft-

verbüßung abgeschoben werden müssten, bei denen dies jedoch aus tatsächlichen 

oder rechtlichen Gründen nicht möglich ist. Hier wird bei der Vollzugsplanung davon 

ausgegangen, dass wegen der Ausweisung eine Resozialisierung in die deutschen 
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Lebensverhältnisse nicht in Betracht kommt; dies gilt beispielsweise auch bei an sich 

erforderlichen Drogentherapien, die mit dieser Begründung abgelehnt werden. In sol-

chen Fällen sollte darüber nachgedacht werden, ob die tatsächlichen Fakten nicht hö-

her zu bewerten sind als die nicht durchsetzbare Ausweisungsverfügung. Eine Entlas-

sung ohne jegliche Resozialisierung wäre weder im Interesse der Betroffenen noch der 

Allgemeinheit. Wenn eben möglich, sollte die zuständige Ausländerbehörde eventuell 

einen über den Entlassungstermin hinausgehenden längeren Aufenthalt zusichern, 

damit die Resozialisierung bei der Vollzugsplanung berücksichtigt werden kann. 

 

Nicht alle Eingaben in diesem Sachgebiet betrafen ein Aufenthaltsrecht bzw. eine dro-

hende Abschiebung. So ging es beispielsweise gelegentlich auch um den Aufenthalts-

ort. So wünschte ein Ausländer seine Umverteilung vom Saarland nach Rheinland-

Pfalz, weil dort seine Angehörigen leben. Er machte geltend, wegen einer Erkrankung 

auf deren Hilfe angewiesen zu sein. Die amtsärztliche Untersuchung vermochte jedoch 

keine dauernde Hilfebedürftigkeit des Betreffenden festzustellen, sodass die zuständi-

ge Ausländerbehörde der Umverteilung widersprach. Allerdings genießt der Betreffen-

de Freizügigkeit, sodass er sich auch über einen längeren Zeitraum hinweg bei seinen 

Angehörigen in Rheinland-Pfalz aufhalten darf.  

 

Ungewöhnlich aber durchaus bemerkenswert war die Eingabe eines deutschen Staats-

angehörigen im Zusammenhang mit einem beantragten Besuchsvisum seiner auslän-

dischen Schwiegereltern. Obwohl eine unmittelbare Mitwirkung der Ausländerbehörde 

bei der Erteilung eines Besuchsvisums gesetzlich nicht vorgeschrieben ist, hatte die 

zuständige Stadtverwaltung der deutschen Auslandsvertretung mitgeteilt, dass hin-

sichtlich der Rückkehrbereitschaft erhebliche Bedenken bestünden. Die Stadtverwal-

tung hat daher gebeten, die Einladung ohne Angaben von Gründen abzulehnen. Dies 

ist dann auch geschehen. Eine im Zuge des Petitionsverfahrens veranlasste Überprü-

fung durch das Ministerium des Innern und für Sport hat ergeben, dass die von der 

Ausländerbehörde genannten Gründe die strikte Entscheidungsempfehlung nicht tra-

gen. Vielmehr wäre allenfalls eine Empfehlung gerechtfertigt gewesen, die Rückkehr-

bereitschaft zu prüfen. Die Ausländerbehörde ist deshalb vom Ministerium darauf hin-

gewiesen worden, dass derartige strikte Entscheidungsempfehlungen künftig zu unter-

lassen sind. 

 

Erneut betraf eine Reihe von Eingaben Einbürgerungsverfahren. Auf die damit verbun-

dene Problematik war bereits im Jahresbericht 2006 als besonderes Thema eingegan-
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gen worden. Die im Berichtszeitraum eingegangen Eingaben zu dieser Thematik ha-

ben gezeigt, dass sich kaum etwas geändert hat. Allerdings konnte der im Jahresbe-

richt 2006 erwähnte Fall einer Familie, bei dem alle Familienmitglieder mit Ausnahme 

eines minderjährigen Kindes eingebürgert worden waren, endlich einer erfreulichen 

Lösung zugeführt werden. Die zuständige Ausländerbehörde sah zur Vermeidung einer 

besonderen Härte vom Einbürgerungserfordernis der Unterhaltsfähigkeit ab, sodass 

jetzt die gesamte Familie die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. 

 

 

2.5 Pass- und Meldewesen 
2.6 Personenstandswesen 
 

Die Eingaben zu diesen Sachgebieten liegen wie bereits in den Vorjahren auf niedri-

gem Niveau. 

 

Bisweilen wird es von Bürgerinnen und Bürgern als lästig empfunden, dass sie auch 

noch persönlich bei der Verwaltung vorsprechen müssen, um einen bestimmten Antrag 

zu stellen. In Zeiten moderner Medien wird hierfür zunehmend weniger Verständnis 

gezeigt, insbesondere wenn es wegen eigener Berufstätigkeit kaum möglich ist, die 

jeweilige Verwaltung zu den üblichen Dienstzeiten zu erreichen. So erging es auch 

einem Bürger, der zur Begründung eines Arbeitsverhältnisses ein polizeiliches Füh-

rungszeugnis benötigte. Dieses muss nach den geltenden Bestimmungen persönlich 

beantragt werden. Er sah sich in einem Dilemma, weil er sich einerseits noch in der 

Probezeit befand und daher keinen Urlaub nehmen konnte, andererseits die Begrün-

dung des Arbeitsverhältnisses ohne Führungszeugnis gefährdet war. In diesem Falle 

zeigte sich die zuständige Verwaltung sehr bürgerfreundlich, indem sie ihm ermöglich-

te, bereits um 6.00 Uhr vor Antritt seiner Fahrt zur Arbeit beim Bürgerservice den erfor-

derlichen Antrag zu stellen. 

 

In einem anderen Fall fühlte sich ein Bürger diskriminiert, weil seine Aufenthaltsbe-

scheinigung in der Rubrik Staatsangehörigkeit den Zusatz „ehem. Sowjetisch“ enthielt. 

Nachdem die zuständige Verbandsgemeindeverwaltung zunächst der Ansicht gewesen 

war, der Zusatz sei erforderlich, erklärte sie sich im Zuge des Petitionsverfahrens be-

reit, eine neue Aufenthaltsbescheinigung ohne diesen Zusatz auszustellen.  
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Wiederholt kam es zu Problemen, wenn beantragte Geburtsurkunden nicht zeitnah 

ausgestellt werden konnten, weil dem Standesamt noch nicht alle erforderlichen Daten 

vorlagen. Dies kommt insbesondere dann vor, wenn die Eltern oder ein Elternteil einen 

Auslandsbezug haben. Für die Eltern tritt hierdurch eine missliche Situation ein, weil für 

staatliche Leistungen, insbesondere Kindergeld, eine Geburtsurkunde benötigt wird. In 

solchen Fällen konnte aber erreicht werden, dass zunächst eine Geburtsbescheinigung 

ausgestellt wird, mit der die erforderlichen Anträge gestellt werden können. 

 

 

2.7 Wahlen und Statistik 
 
Zu diesem Sachbereich gingen nur wenig Eingaben ein, was sicher auch daran liegen 

dürfte, dass im Jahr 2007 in Rheinland-Pfalz keine das ganze Land betreffenden Wah-

len stattgefunden haben. 

 

 

2.8 Brand- und Katastrophenschutz 
 
Wie bereits in den Vorjahren betrafen nur wenige Eingaben dieses Sachgebiet. In den 

meisten Fällen beanstandeten Bürgerinnen und Bürger, dass sie für Kosten zu Feuer-

wehreinsätzen herangezogen werden sollten. Hierbei wird bisweilen übersehen, dass 

Verursacherinnen und Verursacher eines Einsatzes auch dann kostenpflichtig sind, 

wenn sie die Feuerwehr nicht selbst gerufen haben. Dies gilt insbesondere bei Ver-

kehrsunfällen. 

 

Eine weitere Gruppe von Eingaben betraf die Mitgliedschaft bei der Feuerwehr. So 

begehrte ein Bürger die Verlängerung seiner Dienstzeit im ehrenamtlichen Feuerwehr-

dienst über die Vollendung seines 63. Lebensjahres hinaus. Die zuständige Verbands-

gemeindeverwaltung hatte dies zunächst im Hinblick auf ihre generelle Praxis abge-

lehnt, erklärte sich jedoch im Zuge des Petitionsverfahrens bereit, eine ärztliche Unter-

suchung durch den Feuerwehrarzt zu veranlassen. Nachdem diese positiv ausgefallen 

war, konnte die Dienstzeit verlängert werden. 
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2.9 Bestattungswesen 
 
Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet bewegt sich auf niedrigem Niveau. Je-

dem Einzelfall wird mit großer Sensibilität nachgegangen, weil es sich hier erfahrungs-

gemäß um eine Thematik handelt, die die Bürgerinnen und Bürger besonders belastet. 

Angesichts des Todes eines nahen Angehörigen wird es als besonders bedrückend 

empfunden, sich zusätzlich noch „mit der Bürokratie herumschlagen zu müssen“. 

 

Leider hat sich der bereits in den Vorjahren entstandene Eindruck, dass die zuständi-

gen Verwaltungen es häufig an der gewünschten Flexibilität fehlen lassen, erneut be-

stätigt. Umso erfreulicher ist es, dass es in einigen Fällen letzendlich doch zu einer 

gewissen Bewegung gekommen ist. So beanstandete ein Bürger, dass die Nutzungs-

zeit für eine Grabstätte nach der Friedhofssatzung nur jeweils um 25 Jahre verlängert 

werden konnte. Dieser Zeitraum erscheint in den Fällen unverhältnismäßig lang, in 

denen die Ruhezeit deutlich früher endet und in absehbarer Zeit keine Angehörigen 

mehr vorhanden sind, die das Grab pflegen. Im Zuge des Petitionsverfahrens be-

schloss der angesprochene Ortsgemeinderat eine Änderung der Friedhofssatzung, 

wonach eine Verlängerung auch für einen kürzeren Zeitraum möglich ist.  

 

In einem anderen Fall wollte ein Bürger die Urne seines Bruders auf dem Friedhof sei-

ner Heimatgemeinde beisetzen. Der Bruder war zuletzt in einer weit entfernten Stadt 

wohnhaft und hatte keine Angehörigen. Abgesehen davon, dass sich dort niemand um 

das Grab hätte kümmern können, war es dem Betreffenden ein Anliegen, das Grab 

seines Bruders in der Nähe zu haben. Nachdem sich die Gemeinde zunächst ableh-

nend geäußert hatte, wurde im Zuge des Petitionsverfahrens dem Antrag des Petenten 

dann doch entsprochen. 

 

 

 

3 Gemeindeverfassungsrecht – Kommunales Abgabenrecht 
3.1 Gebühren 
3.2 Beiträge 
3.3  Anschlusskosten 
 

Bei den Eingaben zu diesen Sachbereichen ist festzustellen, dass im Sachgebiet 3.2 

Beiträge ein starker Zuwachs, ansonsten aber ein leichter Rückgang zu verzeichnen 
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ist. Dies liegt unter anderem darin begründet, dass sich alleine 90 Petentinnen und 

Petenten gegen die Veranlagung zu einmaligen Beiträgen für den Bau einer Grund-

wasserabsenkungsanlage an den Bürgerbeauftragten gewandt hatten. Die Ermittlun-

gen in dieser Angelegenheit dauern allerdings an. 

 

Zusammenfassend ist zu erkennen, dass sich Bürgerinnen und Bürger zwar häufig 

gegen den jeweiligen Beitragsbescheid wenden, im Ergebnis aber nicht selten das 

Verhalten und die Vorgehensweise des jeweiligen Gemeinde- oder Stadtrats bei der 

Entscheidung über die Erhebung der Ausbau- oder Erschließungsbeiträge beanstan-

den. So beklagten sich u. a. Petentinnen und Petenten über unzureichende Informatio-

nen über anstehende Ausbau- oder Erschließungsmaßnahmen, ihre mangelnde Betei-

ligung im Vorfeld insbesondere im Hinblick auf den Umfang und die Art des Ausbaus 

sowie Fehlinformationen bezüglich der Beitragshöhe. Hier ist anzumerken, dass es 

sich bei der Entscheidung des Gemeinde- oder Stadtrats über die Frage, ob und wie 

zum Beispiel eine Straße ausgebaut wird, um eine Entscheidung eines demokratisch 

legitimierten Gremiums im Rahmen der Selbstverwaltungshoheit handelt, die nicht hin-

sichtlich ihrer Zweckmäßigkeit überprüft werden kann, sondern nur im Hinblick auf ihre 

Rechtmäßigkeit. Dass die Bürgerinnen und Bürger als zukünftige Beitragszahlerinnen 

und Beitragszahler an der Entscheidung nicht oder nur unzureichend beteiligt worden 

sind, ist ein Umstand, an dem keine Aufsichtsbehörde oder auch der Bürgerbeauftragte 

etwas ändern kann und der auch nicht zur Rechtswidrigkeit der Beitragsbescheide 

führt; trotzdem sollte von den zuständigen Kommunen diesem Umstand besondere 

Aufmerksamkeit gewidmet werden. 

 

Manchmal waren aber auch reine Rechtsfragen Gegenstand des Anliegens, so wenn 

es beispielsweise um die Frage ging, wann eine sog. Eckgrundstücksvergünstigung zu 

gewähren ist. 

 

Festzuhalten bleibt, dass Beitragsveranlagungen ein zulässiges Instrument der Finan-

zierung von Ausbau- und Erschließungsmaßnahmen der Kommunen sind, das unter 

anderem im Kommunalabgabengesetz Rheinland-Pfalz und dem Baugesetzbuch ge-

regelt ist. Allerdings sei in diesem Zusammenhang auch darauf hingewiesen, dass sich 

viele Unstimmigkeiten und Probleme vermeiden ließen, wenn sich die beteiligten Ver-

waltungen mehr Mühe geben würden, den zukünftigen Beitragszahlerinnen und Bei-

tragszahlern die anstehenden Maßnahmen näher zu bringen und vielleicht auch versu-

chen würden, im Kreis der betroffenen Grundstückseigentümerinnen und Grund-
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stückseigentümer eine Akzeptanz für die Maßnahme zu schaffen. Eine frühzeitige und 

sachgerechte Information verhindert zwar die spätere Beitragsveranlagung nicht, sorgt 

aber eventell dafür, Unklarheiten – die später Anlass zu Ärger und Unmut geben kön-

nen – erst gar nicht entstehen zu lassen.  

 

Insofern ist hier ein Umdenken der Gemeinden wünschenswert. Es sollte nicht einfach 

ein Beitragsbescheid erlassen werden und die Klärung dem Stadt- oder dem Kreis-

rechtsausschuss bzw. dem Verwaltungsgericht überlassen werden, sondern es sollte 

sich vielmehr im Vorfeld des Beitragsbescheides um eine umfassende und frühzeitige 

Information der Betroffenen bemüht werden. 

 

Bei Beitragsangelegenheiten darf aber auch nicht verkannt werden, dass sowohl die 

gesetzlichen Regelungen des Kommunalabgabengesetzes und des Baugesetzbuchs 

als auch die Rechtsprechung den Gemeinden klare Vorgaben machen, was möglich ist 

und was nicht. Handelt es sich dementsprechend um klare gesetzliche und/oder von 

der Rechtsprechung entwickelte Vorgaben bzw. Maßstäbe, so bestehen auch für den 

Bürgerbeauftragten nur sehr beschränkte Möglichkeiten der Unterstützung. Zudem ist 

zu berücksichtigen, dass die Gemeinden verpflichtet sind, Beiträge zu erheben und ein 

Verzicht in der Regel nicht möglich ist. 

 

So wandten sich beispielsweise gleich mehrere Grundstückseigentümerinnen und 

Grundstückseigentümer einer Gemeinde wegen einer Veranlagung zu einmaligen 

Ausbaubeiträgen an den Bürgerbeauftragten; der Ortsgemeinderat hatte den Ausbau 

einer im Jahr 1963 erstmalig hergestellten Straße beschlossen und sich für das Bei-

tragssystem der „Einmaligen Beiträge“ entschlossen. Eine Überprüfung der Angele-

genheit durch die Kommunalaufsicht der zuständigen Kreisverwaltung hatte zum Er-

gebnis, dass die Beschlussfassung durch den Ortsgemeinderat nicht zu beanstanden 

war. Bei der Entscheidung für das Beitragssystem handelt es sich zudem um eine Ent-

scheidung, die der Ortsgemeinderat im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung 

getroffen hatte, sodass der Beschluss wie bereits dargelegt nur eingeschränkt über-

prüfbar war.  

 

Ebenfalls mehrere Petentinnen und Petenten wandten sich an den Bürgerbeauftragten 

und begehrten, dass die zum Ausbau anstehende Straße in ein förmlich festgelegtes 

Sanierungsgebiet aufgenommen wird. Hierbei war allerdings zu berücksichtigen, dass 

es sich bei der Entscheidung über den Ausbau bzw. die Festlegung des Sanierungs-
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gebiets um eine Entscheidung handelt, die der Stadtrat im Rahmen seiner kommuna-

len Selbstverwaltung getroffen hat. Zudem wurden die Petentinnen und Petenten dar-

auf hingewiesen, dass auch im Rahmen eines Sanierungsgebiets Ausgleichsbeiträge 

anfallen. 

 

Im Übrigen waren die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger sehr unterschiedlich. Nur 

als Beispiel sei die Eingabe von Eheleuten genannt, die ihr Grundstück von einem pri-

vaten Erschließungsträger erworben hatten, dem zuvor von der Stadtverwaltung die 

Erschließung eines Baugebiets übertragen worden war. Problem: kurz nach Beginn der 

Erschließungsmaßnahme musste der Erschließungsträger Insolvenz anmelden und die 

Erschließungsmaßnahme konnte nicht mehr von ihm fertiggestellt werden. Allerdings 

hatten die Petenten, als sie ihr Grundstück zuvor von dem Erschließungsträger erwor-

ben hatten, mit dem Kaufpreis zugleich die anfallenden Erschließungsbeiträge gezahlt, 

die nunmehr mit der Insolvenz verloren gegangen waren. Da die Erschließungsmaß-

nahme jedoch noch nicht fertig gestellt war, war die Stadtverwaltung verpflichtet, diese 

zu beenden und dafür Erschließungsbeiträge zu fordern. Zwar hatten die Petenten 

damit faktisch zweimal Erschließungsbeiträge gezahlt, jedoch wird in Fällen dieser Art 

häufig übersehen, dass es sich bei dem Kaufvertrag um einen privatrechtlichen Vertrag 

zwischen den Käufern und dem Erschließungsträger handelt und damit im Falle der 

Insolvenz des Erschließungsträgers vom Käufer ein Risiko eingegangen wird.  

 

Zum Sachgebiet 3.1 Gebühren, insbesondere zum Thema Gebührerhöhungen, ist fest-

zuhalten, dass es in der Regel nachvollziehbare Gründe für die Erhöhung gab, für den 

Einzelnen aber zunächst einmal dessen Belastung zählt. Für die Bürgerin oder den 

Bürger ist stets die individuelle Belastung entscheidend, wobei die oder der Einzelne 

auch nicht die einzelne Gebühr betrachtet, sondern vielmehr die Gesamtbelastung 

durch Gebühren, Beiträge und sonstige Abgaben. Jedoch darf hier nicht verkannt wer-

den, dass trotz der gegebenenfalls im Einzelfall bestehenden hohen Gesamtbelastung 

der einzelnen Bürgerin bzw. des einzelnen Bürgers die einzelne Gebühr bzw. Gebüh-

renerhöhung für sich betrachtet rechtmäßig und nicht zu beanstanden ist. 

 

So hatten sich einige Petentinnen und Petenten im Zusammenhang mit stark gestiege-

nen Abfallentsorgungsgebühren an den Bürgerbeauftragten gewandt. Der zuständige 

Kreistag hatte zum Unmut der Bürgerinnen und Bürger eine Anhebung der Abfallent-

sorgungsgebühren um 55 % gegenüber dem Vorjahresniveau beschlossen. Gründe für 
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diese Erhöhung waren nach einer entsprechenden Stellungnahme der Kreisverwaltung 

die erhöhten Forderungen des für die Abfallentsorgung zuständigen Zweckverbands.  

 

Die weiteren Eingaben betrafen jeweils Einzelfälle, in denen sich Petentinnen und Pe-

tenten gegen eine Gebührenveranlagung wehrten, weil sie der Auffassung waren, aus 

dem einen oder anderen Grund nicht zur Gebührenzahlung verpflichtet zu sein. So 

wandten sich Petenten an den Bürgerbeauftragten und beanstandeten die Gebühren-

höhe für „Einmal-Abfallsäcke“. Die Ermittlungen ergaben, dass die beanstandeten Ge-

bühren in der Abfallgebührensatzung festgelegt sind und auf einer von einem neutralen 

Wirtschaftsprüfungsbüro durchgeführten Gebührenkalkulation beruhten. Im Übrigen 

war festzustellen, dass nur in Ausnahmefällen Bedarf an solchen Abfallsäcken besteht, 

da allen Haushalten ein ausreichendes Volumen an Bio- und Restabfallbehältern zur 

Verfügung steht sowie in regelmäßigen Abständen Sondersammlungen von Sperrmüll, 

Grünabfällen etc. durchgeführt werden. Auch ein Vergleich mit anderen Landkreisen in 

Rheinland-Pfalz zeigte, dass die Gebühr nicht unverhältnismäßig ist. 

 

Ein Eingabefehler war Grund für eine rückwirkende Gebührenforderung, gegen die sich 

eine Petentin wandte. Bei der Ummeldung einer 5-köpfigen Familie im Jahr 2002 wur-

de bei der Berechnung der Abfallentsorgungsgebühren versehentlich nur eine Person 

veranlagt. Nachdem der Fehler aufgefallen war, erfolgte rückwirkend zum 01.01.2004 

eine Veranlagung für einen 5-Personen-Haushalt, was auch möglich war, da eine Ver-

jährung nach den einschlägigen Regelungen noch nicht eingetreten war. Dabei wurde 

aus Kulanzgründen auf eine Nachforderung für 2003 – obwohl noch möglich – verzich-

tet. 

 

Ansonsten wandten sich Bürgerinnen und Bürger auch außerhalb des Themas Abfall-

entsorgungsgebühren mit unterschiedlichen „Gebührenanliegen“ an den Bürgerbeauf-

tragten. Abwassergebühren waren beispielsweise das Problem einer Petentin, die sich 

gegen eine Nachforderung für das Jahr 2005 wandte. Die Ermittlungen durch den Bür-

gerbeauftragten ergaben, dass bei der Jahresabrechnung aufgrund eines Ablesefeh-

lers oder einer fehlerhaften Eingabe in die EDV eine zu niedrig angesetzte Wasser-

menge abgerechnet wurde. Die Petentin erhielt damals eine Gutschrift. Der Jahresab-

rechnung 2006 dagegen wurde der korrekte Zählerstand zugrunde gelegt, sodass es 

zu einer Nachforderung kam. Da die Petentin jedoch zum einen eine Gutschrift be-

kommen hatte und zum anderen die Wasserpreise stabil geblieben waren, hatte sie 
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durch die Nachforderung keinen finanziellen Verlust. Zudem war der Bescheid be-

standskräftig geworden. 

 

Ansonsten waren alle denkbaren Gebührenarten Gegenstand von Eingaben, so etwa 

Gebühren für die Anfertigung von Kopien, Musikschulgebühren und Straßenreini-

gungsgebühren.  

 

 

3.4 Sonstige kommunale Angelegenheiten 
3.5 Grundstücksangelegenheiten 
3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen 
3.7 Gemeindeverfassungsrecht 
 
 
Die Eingaben zu diesen Sachgebieten haben im Vergleich zum Vorjahr abgenommen.  

 

Beispielhaft für die oben genannten Sachgebiete ist die den Eingaben zugrunde lie-

gende Vielfalt der Anliegen der Bürgerinnen und Bürger. In allen Bereichen des tägli-

chen Lebens, in denen Bürgerinnen und Bürger mit Verwaltungen – freiwillig oder un-

freiwillig – in Kontakt kommen, kann es zu Problemen kommen. Auch wenn den Wün-

schen der Bürgerinnen und Bürger nicht in jedem Fall nachgekommen werden kann – 

sei es aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen – so trägt das Handeln des Bürger-

beauftragten häufig dazu bei, dass der Petentin bzw. dem Petenten noch einmal die 

Verwaltungsentscheidung erklärt wird, insbesondere aus welchem Grund dem Begeh-

ren nicht entsprochen werden kann. Auch wenn hier zwar keine einvernehmliche Lö-

sung gefunden werden kann, so hat das Petitionsverfahren in diesen Fällen jedenfalls 

eine Befriedungsfunktion. 

 

So begehrte in einem Fall ein Bürger die Umbenennung des „Nationalen Geoparks 

Vulkanland-Eifel“ in „Nationaler Geopark Vulkaneifel“. Das Ministerium für Wirtschaft, 

Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau lehnte eine Umbenennung jedoch ab, da der 

bestehende Nationalpark ein Zusammenschluss der drei Geoparke „Vulkaneifel Euro-

pean Geopark“ in der Westeifel, dem Vulkanpark im Landkreis Mayen-Koblenz und 

dem Vulkanpark Brohltal/Laacher See ist und diese bei der Namensfindung beteiligt 

waren. Zudem besteht bereits ein Geopark Vulkaneifel und bei der Namensgebung 

sollten Verwechslungen bewusst ausgeschlossen werden. 
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In einer Angelegenheit führte ein Selbstaufgriff des Bürgerbeauftragten zu der Er-

kenntnis, dass zahlreiche Schulen in einem Landkreis Sicherheitsmängel aufweisen. 

Der Bürgerbeauftragte hatte eine konkrete Eingabe von Eltern einer Schülerin zum 

Anlass genommen, von seinem in § 2 Abs. 2 des Landesgesetzes über den Bürgerbe-

auftragten des Landes Rheinland-Pfalz vom 03. Mai 1974 (GVBl. Seite 469) vorgese-

henen Selbstaufgriffsrecht Gebrauch zu machen. Die betroffene Schülerin war nach 

einer Schulveranstaltung in einen ca. 2,5 m tiefen ungesicherten Kellerschacht des 

Schulgebäudes gestürzt und hatte schwere Verletzungen mit erheblichen Folgen da-

vongetragen.  

 

Es stellte sich für den Bürgerbeauftragten u. a. die Frage, aus welchen Gründen der 

betreffende Kellerschacht nicht so gesichert war, dass der Unfall hätte vermieden wer-

den können. Im Rahmen der Ermittlungen wurde festgestellt, dass eine Sicherung wie 

etwa ein Geländer o.ä. nicht vorhanden war und eine Hecke zuvor entfernt wurde. Da 

aber auch nicht auszuschließen war, dass andere Schulen ebenfalls derartige Sicher-

heitsmängel aufweisen, wurde die insoweit zuständige Unfallkasse Rheinland-Pfalz 

gebeten, alle Schulen in dem betroffenen Landkreis einer entsprechenden Prüfung zu 

unterziehen. Zwar werden die Schulen im Rahmen der üblichen Beratungs- und Be-

sichtigungstätigkeit der Präventionsabteilung der Unfallkasse überprüft, doch wies die 

Unfallkasse zu Recht darauf hin, dass auch die Schulen selber bzw. die Schulleiterin-

nen und Schulleiter im Bereich der Unfallverhütung gefragt sind.  

 

Im Rahmen der auf Veranlassung des Bürgerbeauftragten vorgenommenen Überprü-

fung wurde festgestellt, dass nahezu alle Schulen identische oder ähnliche sicherheits-

technische Mängel aufweisen. Nachdem zunächst kurzfristig umzusetzende Maßnah-

men benannt worden sind, um weitere Gefährdungen auszuschließen, werden die 

Mängel beseitigt. Der Bürgerbeauftragte hat dabei sichergestellt, dass er über den Ab-

schluss der Mängelbeseitigung auch informiert wird. 

 

In diesem Zusammenhang möchte der Bürgerbeauftragte darauf hinweisen, dass alle 

für die Sicherheit an den Schulen Verantwortlichen den tragischen Unfall zum Anlass 

nehmen sollten, die Sicherheitsstandards ihrer Schule einer Überprüfung zu unterzie-

hen. Angesprochen sind nicht nur die Schulträger, sondern auch die Schulleiterinnen 

und Schulleiter, die Sicherheitsbeauftragten sowie alle an den Schulen Tätigen. 
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Einige Bürgerinnen und Bürger wandten sich als Gewerbetreibende an den Bürgerbe-

auftragten und beanstandeten ihre Nichtzulassung zu diversen Märkten bzw. Veran-

staltungen. Dabei war zu berücksichtigen, dass es sich bei der Entscheidung über die 

Zulassung eines Gewerbetreibenden zu einem Markt bzw. zu einer Veranstaltung um 

eine Ermessensentscheidung der jeweiligen Kommune handelt. Bei der Überprüfung 

der durch die kommunalen Gremien getroffenen Entscheidungen war also zu prüfen, 

ob sie das ihnen zustehende Ermessen fehlerfrei ausgeübt oder ob zum Beispiel sach-

fremde Gründe bei der Entscheidung eine Rolle gespielt haben. Dieser bei Ermes-

sensentscheidungen allgemeingültige Prüfungsmaßstab erfuhr bei den angesproche-

nen Angelegenheiten eine besondere Bedeutung, da auch beanstandet wurde, dass 

stattdessen ein Mitbewerber zugelassen wurde.  

 

So beanstandete eine Gewerbetreibende die mehrfache Ablehnung ihres Antrags auf 

Zulassung ihres Karussells zu einem Weihnachtsmarkt. Der Marktausschuss des 

Stadtrats hatte den Antrag abgelehnt und sich für einen Mitbewerber entschieden, da 

dessen Fahrgeschäft im Vergleich zum Fahrgeschäft der Petentin aufwändiger und 

„weihnachtlicher“ gestaltet ist und aufgrund seiner Größe eine vorhandene Lücke aus-

füllt. Diese Entscheidung des Marktausschusses war nachvollziehbar begründet und 

gab auch im Rahmen einer kommunalaufsichtlichen Überprüfung durch die Aufsichts- 

und Dienstleistungsdirektion keinen Anlass zur Beanstandung. Anzumerken ist zudem, 

dass die Petentin zwar nicht mit ihrem Fahrgeschäft, aber sehr wohl mit einem Imbiss-

betrieb zugelassen wurde.  

 

Auch in einem anderen Fall beanstandete ein Gewerbetreibender die Ablehnung sei-

nes Antrags auf Zulassung mit einem Imbissbetrieb auf einem Bauernmarkt. Hier wa-

ren die Kriterien für eine Zulassung zusätzlich in einer Marktordnung festgelegt, wo-

nach zum Markt grundsätzlich nur Erzeuger und gewerbliche Verarbeiter landwirt-

schaftlicher Produkte aus dem Landkreis zugelassen werden. Sonstige Anbieter kön-

nen lediglich dann zugelassen werden, wenn deren Produkte das vorhandene Angebot 

vervollständigen bzw. zu einer Steigerung der Attraktivität beitragen. Auf Grundlage 

dieser festgelegten Voraussetzungen wurde der Petent mit seinem Grillimbissbetrieb 

abgelehnt, was nach Überprüfung durch die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion 

nicht zu beanstanden war. Die vom Petenten gleichzeitig beanstandete Zulassung ei-

nes Mitbewerbers war ebenfalls nicht zu beanstanden, da dieser eng mit regionalen 

Selbstvermarktern zusammenarbeitet.  
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Aber auch sonstige Probleme von Bürgerinnen und Bürgern mit Kommunalverwaltun-

gen zählen zu den oben genannten Sachbereichen. So begehrten in mehreren Fällen 

Bürgerinnen und Bürger den Rückschnitt von Ästen, die von der öffentlichen Verkehrs-

fläche auf ihr Grundstück ragten. Diese Fälle wurden unproblematisch gelöst und der 

begehrte Rückschnitt vorgenommen. In einem anderen Fall beanstandete eine Peten-

tin den Zustand eines gemeindeeigenen Grundstücks, das an ihr Grundstück angrenzt 

und begehrte, die Pflege dieses Grundstücks übernehmen zu dürfen. Auch diesem 

Begehren der Petentin wurde entsprochen.  

 

Andere Bürgerinnen und Bürger begehrten mit ihren Eingaben von Verwaltungen die 

Vornahme bzw. Unterlassung bestimmter Handlungen im Hinblick auf Grundstücke. 

Ein Petent begehrte beispielsweise, dass die Stadtverwaltung von ihrem vertraglichen 

Rückübertragungsanspruch Gebrauch macht. Hintergrund war, dass die Stadtverwal-

tung in früheren Zeiten ein Grundstück veräußert und sich für den Fall der Nichtbebau-

ung innerhalb einer bestimmten Frist einen Rückübertragungsanspruch vorbehalten 

hatte. Das Grundstück wurde aber auch lange nach Fristablauf noch nicht bebaut, so-

dass der Petent, selbst nicht mehr an einer Bebauung des Grundstückes interessiert, 

nunmehr die Geltendmachung des Anspruchs von der Stadt forderte. Diese sah aber 

keine Veranlassung, von ihrem Recht Gebrauch zu machen. Dabei übersah der Pe-

tent, dass es sich um einen vertraglich vereinbarten Anspruch handelt, zu dessen Gel-

tendmachung die Stadtverwaltung zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet ist. 

 

Auch um ein Grundstück ging es bei dem Anliegen einer Petentin, die ein zur Zwangs-

versteigerung anstehendes Grundstück erwerben wollte und im Vorfeld Kenntnis davon 

erlangt hatte, dass die Ortsgemeinde offensichtlich mit dem Gedanken gespielt hat, an 

der Versteigerung als Bieterin teilzunehmen. Die Petentin, die selbst bereits einen Mit-

eigentumsanteil an dem Grundstück inne hat und nunmehr auch den Rest des Grund-

stücks erwerben wollte, forderte von der Ortsgemeinde, dass sie von diesem Unterfan-

gen Abstand nimmt. Im Laufe des Verfahrens beschloss der Ortsgemeinderat letztlich, 

nicht an der Versteigerung teilzunehmen.  
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4 Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht 
 
4.1 TV-L und Zusatzversorgung außer Justiz 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet hat im Vergleich zum Vorjahr erheblich 

zugenommen. Dabei betrafen die Eingaben unterschiedlichste Fallgestaltungen im 

Zusammenhang mit Arbeitsverhältnissen im Öffentlichen Dienst wie beispielsweise die 

Zahlung von Zuschlägen oder Kindergeld, Mobbing oder die Umwandlung von befriste-

ten in unbefristete Arbeitsverhältnisse. 

 

Während die Umstellung des Bundesangestelltentarifvertrags auf den Tarifvertrag für 

den Öffentlichen Dienst im Vorjahr nicht zu einer nennenswerten Zahl von Eingaben 

führte, so betreffen einige Eingaben im Berichtsjahr den ab dem 1. November 2006 

geltenden Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst der Länder (TV-L).  

Gegenstand dieser Eingaben ist vor allem die Eingruppierung der Betroffenen in die 

neuen Entgeltgruppen bei Abschluss eines neuen Arbeitsvertrags nach dem 1. No-

vember 2006, wenn keine Bestandsschutzregelungen mehr greifen. So hat die Auf-

sichts- und Dienstleistungsdirektion in einem Fall ausgeführt, dass die Vergütung auf 

Basis des außer Kraft getretenen Bundesangestelltentarifvertrags (BAT) mit seinen 

Vergütungsordnungen erheblich von der Gewährung des Entgelts auf Basis des TV-L 

mit der entsprechenden Entgeltordnung abweicht. Bei der Anwendung des TV-L wird 

insbesondere auf die Zahlung des Entgelts nach Lebensaltersstufen und die Gewäh-

rung von Familienzuschlägen verzichtet, was erhebliche finanzielle Einbußen der Be-

troffenen nach sich ziehen kann. Diese finanzielle Einbuße gestaltet sich bei lebensäl-

teren Beschäftigten mit Familie umso deutlicher und wird bei einer früheren Beschäfti-

gung und Vergütung auf Grundlage des BAT noch offenkundiger. 

 

So beanstandete ein Sportlehrer, der bis Mitte Juli 2006 an einem Gymnasium tätig 

war, dass er in dem seit Mitte November 2006 abgeschlossenen Vertretungslehrerver-

hältnis ca. 30 % weniger Gehalt erhält. Da zwischen den beiden Arbeitsverhältnissen 

eine Unterbrechung von mehr als einem Monat bzw. mehr als die Gesamtdauer der 

Sommerferien lag, konnten die Besitzstandsregelungen nicht angewendet werden. 

Dies bedeutet, dass der TV-L für diesen Lehrer wie für einen neu Eingestellten gilt. 

Aufgrund der tarifvertraglichen Regelungen sieht die Aufsichts- und Dienstleistungsdi-

rektion keine andere Möglichkeit, als diesen Lehrer in die Entgeltstufe 1 der entspre-

chenden Entgeltgruppe einzugruppieren. Für eine Eingruppierung in eine höhere Stufe 

fordert der Tarifvertrag einschlägige Berufserfahrung. Obwohl der Petent seit 1989 
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verschiedenste Lehrtätigkeiten ausgeübt hat, gibt es keine Möglichkeit nach den Vor-

schriften des TV-L eine einschlägige Berufserfahrung festzustellen, da seine Tätigkei-

ten entweder nicht im selben Schulzweig oder bei demselben Arbeitgeber erfolgte oder 

nicht auf die aktuell auszuführende Tätigkeit als förderlich anzusehen sind. Die Auf-

sichts- und Dienstleistungsdirektion hat eine Eingruppierung in eine höhere Entgeltstu-

fe nach dem TV-L ausführlich geprüft, sah jedoch aufgrund der tarifvertraglichen Rege-

lungen, die anzuwenden sind, keine Möglichkeit, sodass dem Anliegen des Petenten 

nicht entsprochen werden konnte. Das Ergebnis dieser Prüfung ist für den Bürgerbe-

auftragten, auch wenn die Eingruppierung nach dem Tarifvertrag korrekt ist, unbefrie-

digend, da dieser Sportlehrer, trotz vielfacher früherer Tätigkeit, wie ein Berufsanfänger 

eingestuft wird. 

 

 

4.2 Besoldung, Beihilfen außer Justiz 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist im Vergleich zum Vorjahr gleich 

geblieben.  

 

Dabei betrifft der weitaus größte Teil dieser Eingaben Beihilfeangelegenheiten, in de-

nen die Betroffenen mit der Höhe der ihnen gewährten Beihilfe zu Krankheitskosten 

nicht einverstanden ist bzw. Fragen bestehen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die 

Fragen des Beihilferechts im Einzelnen durch die Beihilfenverordnung geregelt sind. 

Insofern besteht kaum Spielraum bezüglich einer Änderung der Entscheidung der Bei-

hilfestelle.  

 

Es kommt aber auch vor, dass die betroffenen Beamtinnen und Beamten sich mit dem 

Argument an den Bürgerbeauftragten wenden, dass im Bereich der Gesetzlichen Kran-

kenversicherung die von ihnen geltend gemachten Kosten übernommen würden. Dar-

auf kommt es bei der Übernahme der Kosten im Rahmen der Beihilfe in der Regel aber 

nicht an, da sich die Übernahme der Kosten allein an der Beihilfenverordnung orien-

tiert. So begehrte z. B. ein Petent, der an Ichthyose (stark vermehrte Schuppenbildung 

der Haut) leidet, dass die Kosten der von seinem Arzt verordneten harnstoffhaltigen 

Medikamente, die zu den wirksamsten und effektivsten Präparaten gehören, über-

nommen werden. Die Beihilfestelle hatte dies mit dem Argument abgelehnt, dass es 

sich um Körperpflegemittel handelt, die nach den in Rheinland-Pfalz geltenden Vor-

schriften nicht übernommen werden können. Der Petent wies im Petitionsverfahren 

darauf hin, dass der Gemeinsame Bundesausschuss im Jahr 2005 beschlossen hat, 
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dass in Fällen, in denen es keine therapeutische Alternative gibt, im Rahmen der Ge-

setzlichen Krankenversicherung die Kosten für solche Medikamente übernommen 

werden können. Daraufhin hat auch der Bund seine Beihilfevorschriften geändert. Im 

Fall des Petenten hat das Ministerium der Finanzen erklärt, dass er zu gewissen harn-

stoffhaltigen Medikamenten eine Beihilfe erhält. Allerdings handelt es sich hier nur um 

eine Einzelfallentscheidung und leider nicht um eine generelle Klarstellung. 

 

In einem anderen Fall hat das Ministerium der Finanzen jedoch eine Eingabe, bei der 

es um die Übernahme von Aufwendungen für eine Fersenspornbehandlung durch 

Stoßwellentherapie ging, die nach einem Beschluss der Bund-Länder-Kommission für 

das Beihilferecht als beihilfefähig anerkannt werden können, zum Anlass genommen, 

eine allgemeinen Vorgriffsregelung zu treffen, da die Verwaltungsvorschrift noch nicht 

geändert war. 

 

 

4.3 Anstellungsverhältnisse außer Justiz 
4.4 Versorgung 
 
Die Zahl der Eingaben im Sachgebiet 4.3 Anstellungsverhältnisse außer Justiz ist leicht 

gestiegen, im Sachgebiet 4.4 Versorgung dagegen zurückgegangen.  

 

Einige Petentinnen, die als Lehrkräfte im Schuldienst des Landes Rheinland-Pfalz tätig 

sind, begehrten mit ihren Eingaben ihre Verbeamtung.  

 

Die Ermittlungen ergaben, dass das Ministerium der Finanzen die Höchstgrenze für die 

Berufung in das Beamtenverhältnis auf 40 Jahre festgelegt hat. Für Bewerberinnen 

und Bewerber, die aufgrund von Kindererziehung oder Betreuung einer pflegebedürfti-

gen Person nicht zu einem früheren Zeitpunkt in den Öffentlichen Dienst eintreten 

konnten, gilt das 43. Lebensjahr als Höchstgrenze. Voraussetzung ist jedoch eine Kau-

salität der Geburt oder der Betreuung für die Verzögerung der Einstellung.  

 

Wenn sich aus dem Lebenslauf der Petentinnen und Petenten jedoch ergibt, dass die 

Kindererziehungszeiten nicht allein ausschlaggebend für den späteren Eintritt in den 

Öffentlichen Dienst waren, weil z. B. zunächst eine andere Ausbildung absolviert bzw. 

eine Zeitlang in einem anderen Beruf gearbeitet wurde, bevor das Lehramtsstudium 

aufgenommen wurde, scheitert eine Verbeamtung an der fehlenden Kausalität der Kin-



 - 43 -

dererziehungszeiten und eine Berufung in das Beamtenverhältnis ist nicht möglich. In 

diesen Fällen kann auch der Bürgerbeauftragte, sofern keine anderen Ausnahmerege-

lungen z. B. für Quer- oder Seiteneinsteiger gelten, bedauerlicherweise nicht helfen. 

 
Bei Eingaben um die Stellenbesetzung im Öffentlichen Dienst beanstandeten Petentin-

nen und Petenten zum einen, dass sie nicht bei der Stellenbesetzung berücksichtigt 

wurden und zum anderen, dass eine Mitbewerberin oder ein Mitbewerber die Stelle 

bekommen hat. Allerdings zeigte sich bei der Bearbeitung der Eingaben, dass die je-

weiligen Verwaltungen die Bewerberauswahl anhand nachvollziehbarer und transpa-

renter Kriterien vorgenommen und sich an das ausgeschriebene Anforderungsprofil 

gehalten haben. Insbesondere in einem Fall hatte ein Petent eine Benachteiligung we-

gen seines Alters geltend gemacht; allerdings hatte sich dieser Vorwurf nicht bestätigt, 

da die betreffende Stelle einem Bewerber gleichen Jahrgangs übertragen worden war.  

 

 

4.5 Krankenversicherung, Pflegeversicherung 
 

Die Anzahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist im Berichtsjahr deutlich zurückge-

gangen.  

 

Der größte Teil der Eingaben betraf die Bewilligung von Leistungen durch die gesetzli-

che Krankenversicherung, wie die Übernahme von Kosten für bestimmte, in der Regel 

nicht verschreibungspflichtige Medikamente, ärztliche oder ambulante Behandlungen, 

die Zahlung von Krankengeld oder die Bewilligung von Kuren und Pflegeleistungen. 

 

So erreichten den Bürgerbeauftragten einige Eingaben, in denen die Petentinnen und 

Petenten die Bewilligung einer Mutter-Kind-Kur begehrten. Die jeweiligen Krankenkas-

sen hatten den Antrag zunächst abgelehnt, was für die Betroffenen nicht nachvollzieh-

bar war. Insbesondere waren für die Betroffenen die Vorschläge ambulanter Maßnah-

men nicht nachvollziehbar. In diesen Fällen konnte der Bürgerbeauftragte erreichen, 

dass durch die Vorlage weiterer ärztlicher Unterlagen zumindest eine Überprüfung er-

folgte, die in einigen Fällen auch zu einer positiven Entscheidung führte. 

 

Ein weiterer Teil der Eingaben zu diesem Sachgebiet betrifft die Leistungen aus der 

Pflegeversicherung. Dabei sind die Petentinnen und Petenten in der Regel mit der fest-

gestellten Pflegestufe nicht einverstanden und wenden sich gegen das Gutachten des 

Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK). Bei diesen Eingaben erfolgt 
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im Rahmen des Petitionsverfahrens in der Regel eine Überprüfung des vorliegenden 

Gutachtens unter Berücksichtigung der Argumente der Petentinnen und Petenten. 

Festzustellen ist dabei häufig, dass die Wahrnehmung des Pflegebedarfs durch den 

Betroffenen mit dem festgestellten Bedarf durch den MDK nicht übereinstimmt.  

 

Während in früheren Jahren Eingaben, in denen die Petentinnen und Petenten eine 

Aufnahme in die gesetzliche Krankenversicherung begehrten, einen Schwerpunkt dar-

stellten, hat sich dieses Bild im Berichtsjahr geändert. Demnach gibt es aber nach wie 

vor Eingaben, in denen Rentnerinnen und Rentner die Aufnahme in die „Krankenversi-

cherung der Rentner“( pflichtversichertes Mitglied in der gesetzlichen Krankenversiche-

rung) erreichen wollen, dabei müssen aber die Vorversicherungszeiten erfüllt sein. 

 

Allerdings gab es im Berichtsjahr kaum noch Eingaben, in denen Bürgerinnen und Bür-

ger die Aufnahme in die gesetzliche Krankenversicherung begehrten. Dies ist auf das 

Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-

Wettbewerbsstärkungsgesetz) zurückzuführen, das seit dem 1. April 2007 für Perso-

nen, die keinen anderweitigen Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall haben und 

zuletzt gesetzlich krankenversichert waren oder bisher nicht gesetzlich oder privat 

krankenversichert waren, eine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversi-

cherung vorsieht.  

 

Die Eingaben, die den Bürgerbeauftragten zu diesem Gebiet erreichten, betrafen dabei 

vor allem die Frage, wie die Bürgerinnen und Bürger vorgehen müssen. In diesen Fäl-

len wurde denjenigen, die über keine Krankenversicherung verfügten, daher zunächst 

empfohlen, sich an die Krankenkasse zu wenden, bei der sie zuletzt versichert waren. 

Dabei tritt die Versicherungspflicht kraft Gesetzes ein, wenn die Voraussetzungen vor-

liegen; bei Personen, die bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Regelungen kei-

nen anderweitigen Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall hatten, beginnt die Mit-

gliedschaft am 1. April 2007. Da die Krankenkassen vom Eintritt der Versicherungs-

pflicht in einzelnen Fällen kraft Gesetzes nicht ohne Weiteres Kenntnis erhalten, haben 

die Betroffenen der zuständigen Krankenkasse das Vorliegen der Voraussetzungen 

selbst anzuzeigen. Dabei ist der Beitrag ab Beginn der Mitgliedschaft, also dem 1. April 

2007, zu zahlen. Dies bedeutet auch, dass die verspätete Anzeige eines Betroffenen 

dieses Personenkreises dazu führt, dass die Beiträge rückwirkend ab dem 1. April 

2007 gefordert werden. Nur für den Fall, dass Versicherte aus Gründen, die sie nicht 

zu vertreten haben, das Vorliegen der Voraussetzungen der Versicherungspflicht nicht 
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anzeigen, hat die Krankenkasse nach den gesetzlichen Regelungen in ihrer Satzung 

vorzusehen, dass der für die Zeit seit dem Eintritt der Versicherungspflicht nachzuzah-

lende Beitrag angemessen ermäßigt, gestundet oder von seiner Erhebung abgesehen 

werden kann. 

 

 

4.6 Rentenversicherung 
 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind im Vergleich zum Vorjahr zurückgegangen.  

 

Die Eingaben betrafen aber auch in diesem Jahr die Bewilligung einer Rente und dabei 

vor allem die Gewährung einer Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung. 

In diesen Fällen kommt es meist zu Streit zwischen den Betroffenen und der Renten-

versicherung darüber, ob noch ein Leistungsvermögen für eine Tätigkeit auf dem all-

gemeinen Arbeitsmarkt besteht oder nicht. Diese unterschiedlichen Auffassungen kön-

nen in der Regel auch nicht durch Einschalten des Bürgerbeauftragten geklärt werden, 

sodass diese Fälle vielfach abschließend erst durch die Sozialgerichte entschieden 

werden. 

 

In anderen Fällen ging es um die Anrechnung von Versicherungszeiten bei der Be-

rechnung der Rentenhöhe. Eine solche Anrechnung kann jedoch nur erfolgen, wenn 

für die von den Petenten angeführten Zeiten auch Nachweise vorgelegt werden kön-

nen, aus denen sich die Versicherungszeiten ergeben. Liegen keine Nachweise mehr 

vor, dass für die begehrten Anrechnungszeiten einer Tätigkeit Sozialversicherungsbei-

träge gezahlt wurden, kann eine Anrechnung leider nicht erfolgen.  

 

Daneben erreichen den Bürgerbeauftragten auch immer wieder Eingaben, in denen ein 

Teil der Rentenzahlungen von der Rentenversicherung zurückgefordert wird, weil die 

Hinzuverdienstgrenzen überschritten wurden. So kann eine Rente wegen Alters bis zur 

Vollendung des 65. Lebensjahres nur dann gewährt werden, wenn sich das erzielte 

Arbeitsentgelt aus einer Beschäftigung (Bruttoverdienst) oder das Arbeitsentgelt aus 

einer selbständigen Tätigkeit im Rahmen der gesetzlich vorgegebenen Hinzuver-

dienstmöglichkeiten bewegt. Dabei betrug die Hinzuverdienstgrenze bei Rente wegen 

Alters als Vollrente im Berichtsjahr 350 € monatlich, wobei sie zweimal im Laufe eines 

Kalenderjahres um einen Betrag bis zur Höhe der für einen Monat geltenden Hinzuver-

dienstgrenze überschritten werden darf. Wird die Hinzuverdienstgrenze jedoch in mehr 



 - 46 -

als zwei Monaten im Kalenderjahr überschritten, ist die Rente neu zu berechnen. Dabei 

kommt es ausdrücklich nicht auf die Höhe der Überschreitung an. 

 

So hat in einem Fall ein Rentner von Mai bis Dezember 2006 neben seiner Altersrente 

ein Bruttoarbeitsentgelt in Höhe von 355,68 € erzielt und damit in acht Monaten die 

Hinzuverdienstgrenze von 350 € überschritten. Dem Rentner stand daher für die Zeit 

von Juli bis Dezember 2006 statt der Vollrente wegen Alters nur noch eine Teilrente in 

Höhe von zwei Dritteln der Vollrente zu. Dadurch ist eine Überzahlung in Höhe von ca. 

1.600 € entstanden, die zurückgefordert wurde. Der Rentner empfand dies als unver-

hältnismäßig, da er doch tatsächlich nur 34,08 € zu viel verdient habe. Die Rentenver-

sicherung hat die Angelegenheit ausführlich überprüft und festgestellt, dass kein atypi-

scher Fall vorliegt, der eine andere Entscheidung rechtfertigen würde. Aufgrund der 

eindeutigen gesetzlichen Regelungen sah sie daher keine Möglichkeit, auf die Rück-

forderung – auch nicht zum Teil – zu verzichten. Sie hat dem Petenten lediglich eine 

Ratenzahlung angeboten. 

 

 

4.7 Unfallversicherung 
4.8 Soldatenversorgung; Unterhaltssicherung 
 

Zu diesen beiden Sachgebieten gab es nur wenige Eingaben. Dabei betrafen die Ein-

gaben aus dem Bereich der Unfallversicherung vor allem die Bewilligung von Reha-

Maßnahmen.  

 

Die Eingaben zum Sachgebiet 4.8 betrafen Fragen des Unterhaltssicherungsgesetzes 

und dabei insbesondere die Höhe der zu gewährenden Leistungen, die selbständig 

Tätigen für die Zeit ihrer Wehrübungen zustehen. 

 

 

 

5. Sozialwesen 
 
Die Eingaben zum Bereich Sozialwesen sind im Berichtsjahr zurückgegangen. Gleich-

wohl bilden die Eingaben zum Bereich des Sozialwesens nach wie vor einen Schwer-

punkt bei der Arbeit des Bürgerbeauftragten. 
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5.1 Leistungen nach dem SGB II 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Bereich ist zurückgegangen. Worauf dies im Einzel-

nen zurückzuführen ist, ist für den Bürgerbeauftragten nicht ersichtlich. Allerdings sei-

anzumerken, dass der Anteil der Eingaben zu diesem Sachgebiet im Vergleich zur 

Gesamtzahl aller Eingaben in etwa gleich geblieben ist und ca. 10 % beträgt. 

 

Wegen der Einzelheiten zu diesem Thema wird auf die Ausführungen in Teil 3 dieses 

Berichts verwiesen. 

 

 

5.2 Landespflegegeldgesetz, Blindengeld 
 

Zu diesem Bereich erreichten den Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr keine Eingaben. 

 

 

5.3 Wohngeld 
 

Die Zahl der Eingaben zum Thema Wohngeld ist deutlich gesunken. Diese Eingaben 

betrafen im Berichtsjahr vor allem Fälle, in denen die Art und Weise sowie die Dauer 

der Bearbeitung von Wohngeldanträgen gerüft wurde. So beanstandete ein Petent, 

dass sein Antrag nach über vier Monaten immer noch nicht abschließend bearbeitet 

worden war. Zudem empfand er es als schikanöses Verhalten der Wohngeldstelle, 

dass immer neue Unterlagen von ihm angefordert wurden. Im Zuge des Petitionsver-

fahrens stellte sich heraus, dass sich im Laufe der Bearbeitung durch die vom Peten-

ten vorgelegten Unterlagen eine andere Beurteilung der Sachlage ergab, die die Vorla-

ge weiterer Unterlagen erforderlich machte. Der Petent legte zudem die angeforderten 

Unterlagen in der Regel erst nach den ihm gesetzten Fristen und teilweise unvollstän-

dig vor. Nach Vorlage der Unterlagen erfolgte schnellstmöglichst die Bearbeitung durch 

die Wohngeldstelle, sodass der Petent zu einer Verkürzung der Bearbeitungsdauer 

hätte beitragen können. 
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5.4 Bundesausbildungsförderung, Bundeserziehungsgeld, Elterngeld 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist ebenfalls deutlich gesunken. Dabei 

hat sich zudem eine Verschiebung ergeben. Betraf im vergangenen Jahr der weitaus 

größte Teil der Eingaben noch die Gewährung von Leistungen nach dem Bundesaus-

bildungsförderungsgesetzes (BAföG), so sind diese Eingaben erheblich zurückgegan-

gen. Schwerpunkt bilden nun die Eingaben, in denen es den Bürgerinnen und Bürgern 

um die Zahlung von Erziehungsgeld bzw. Elterngeld geht.  

 

Zum 1. Januar 2007 ist das Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (Bundeseltern-

geld- und Elternzeitgesetz – BEEG) in Kraft getreten. Danach erhalten alle Eltern, de-

ren Kinder nach dem 1. Januar 2007 geboren wurden, dieses neue Elterngeld. Für vor 

dem 1. Januar 2007 geborene Kinder gibt es weiterhin Erziehungsgeld.  

 

So erreichten den Bürgerbeauftragten auch im Berichtsjahr weiterhin Eingaben, die die 

Gewährung von Erziehungsgeld betrafen. In diesen Fällen ging es in der Regel um die 

Frage des anzurechnenden Einkommens. So wandte sich eine Mutter gegen die Ab-

lehnung des Antrags auf Erziehungsgeld für ihre Tochter, da die maßgebliche Ein-

kommensgrenze im Jahr 2005 in Höhe von 36.280 € für die ersten sechs Monate nach 

der Geburt des Kindes nur aufgrund eines einmaligen Grundstücksverkaufs in Höhe 

von 4.735 € überschritten worden war. Mit diesen einmaligen Einkünften betrug das 

anzurechnende Einkommen 36.575,55 €. Eine Überprüfung ergab jedoch, dass im 

Bundeserziehungsgeldgesetz das sog. Zuflussprinzip gilt, wonach Einkünfte in dem 

Zeitraum zu berücksichtigen sind, in dem sie zugeflossen sind. Die Anrechnung der 

aus dem Grundstücksverkauf erzielten Einkünfte war damit rechtmäßig, sodass der 

Petentin leider kein Erziehungsgeld gezahlt werden konnte. 

 

Im Gegensatz zum Erziehungsgeld gibt es bei dem ab dem 1. Januar 2007 gezahlten 

Elterngeld keine Einkommensgrenzen. Allerdings berechnet sich das Elterngeld neben 

einem zu zahlenden Sockelbetrag auf der Grundlage des Einkommens. Werden wäh-

rend der Zeit des Elterngeldbezugs noch Einkünfte erzielt, sind die tatsächlich erzielten 

Einkünfte für diese Zeit zu berücksichtigen. In diesem Zusammenhang beanstandeten 

mehrere Väter, die jeweils für zwei Monate die Elternzeit in Anspruch genommen hat-

ten, die Höhe des ihnen gezahlten Elterngeldes. Hintergrund ist, dass nach § 4 Abs. 2 

BEEG das Elterngeld in Monatsbeträgen für Lebensmonate des Kindes gezahlt wird. 

Dies bedeutet, dass bei einem Kind, das beispielsweise am 17.04 geboren wurde, der 
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zweite Lebensmonat vom 17.05. bis zum 16.06. dauert. Der Vater hatte in diesem Fall 

jedoch die Elternzeit während der Kalendermonate, also vom 01.05. bis 30.06. ge-

nommen. Da hier die Kalendermonate der Elternzeit nicht mit den vom Gesetz gefor-

derten Lebensmonaten übereinstimmen, erfolgte für den dritten Lebensmonat (17.06. 

bis 16.07.) eine Anrechnung des Einkommens für die Zeit vom 01.07. bis 16.07. Dies 

hatte zur Folge, dass dem Vater für den dritten Lebensmonat nur ein Betrag von 

550,43 € gezahlt wurde, während er für den zweiten Lebensmonat noch 1.101,00 € 

erhalten hatte. Dies war für ihn nicht nachvollziehbar und er wies darauf hin, dass das 

Festhalten am Geburtstermin des Kindes nicht den Erfordernissen der modernen Ar-

beitswelt entspricht, die eine gewisse Flexibilität voraussetzt. Vor dem Hintergrund der 

gesetzlichen Regelungen war die Entscheidung der Verwaltung bei der Berechnung 

des Elterngeldes jedoch nicht zu beanstanden. Bleibt nur als sehr schwacher Trost die 

Änderung dieser Regelung durch den Deutschen Bundestag. 

 

 

5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer 
 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind im Berichtsjahr ebenfalls zurückgegangen.  

 

Diesem Sachgebiet sind vor allem die Fälle zuzuordnen, in denen es um Entscheidun-

gen der Ämter für soziale Angelegenheiten geht. So wenden sich vielfach Bürgerinnen 

und Bürger gegen die Entscheidungen über den ihnen gewährten – oder nicht gewähr-

ten – Grad der Behinderung. Vielfach sind die Betroffenen der Auffassung, dass auf-

grund ihrer Erkrankung ein höherer Grad der Behinderung festgestellt oder ihnen ein 

begehrter Nachteilsausgleich zuerkannt werden müsste. In der Regel erfolgt im Rah-

men des Petitionsverfahrens eine erneute Prüfung der medizinischen Unterlagen oder 

aber eine Begutachtung. Dabei kann in vielen Fällen dem Anliegen der Betroffenen 

jedoch nicht entsprochen werden. Zu beobachten war dabei auch im Berichtsjahr wie-

der, dass der subjektive Eindruck der Betroffenen über die Schwere ihrer gesundheitli-

chen Beeinträchtigungen nicht mit den objektiven Feststellungen der behandelnden 

Ärztinnen und Ärzte oder den Ergebnissen der versorgungsärztlichen Begutachtungen 

übereinstimmte.  

 

In weiteren Einzelfällen begehrten Bürgerinnen und Bürger die Gewährung von Parker-

leichterungen, die Übernahme von Leistungen im Rahmen der Kriegsopferfürsorge 

oder Leistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz. 
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5.6 Wiedergutmachung, Lastenausgleich, Entschädigung für Häftlinge aus 
der ehemaligen DDR, Aussiedlerhilfe 

 

Zu diesem Sachgebiet gab es im Berichtsjahr lediglich zwei Eingaben. In einem Fall 

begehrte ein Petent die Feststellung, dass seinem Vater in der Zeit des Nationalsozia-

lismus Unrecht widerfahren ist. Dieses bestand nach Auffassung des Petenten in der 

Einflussnahme des ehemaligen NSDAP-Kreisleiters auf den Dienstherrn, die Beförde-

rung des Vaters des Petenten aus politischen Gründen zu unterlassen. Dabei ging es 

dem Petenten nicht um die Gewährung einer Entschädigungsleistung, sondern ledig-

lich um die Feststellung des seinem Vater zugefügten Unrechts. Das Amt für Wieder-

gutmachung teilte dazu mit, dass dort eine solche abstrakte Feststellung eines Verfol-

gungsschicksals mangels Rechtsgrundlage nicht möglich ist und daher keinerlei Ermitt-

lungen eingeleitet werden. Im weiteren Verlauf schlug das Ministerium der Finanzen 

vor, dass sich der Petent mit seiner Bitte an die AOK Rheinland-Pfalz als ehemaligem 

Dienstherrn seines Vaters wenden sollte. Nachdem der Petent von dort ein Schreiben 

erhielt, in dem das seinem Vater widerfahrene Unrecht festgestellt wurde, konnte die 

Eingabe zur Zufriedenheit des Petenten abgeschlossen werden.  

 

 

5.7 Behindertenrecht 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist annähernd gleich geblieben. Wie be-

reits in den Vorjahren ist darauf hinzuweisen, dass bei diesen Eingaben die Abgren-

zung zu anderen Sachgebieten oft sehr schwierig ist. So betreffen die Eingaben in der 

Regel die unterschiedlichsten Bereiche, in denen für behinderte Menschen Probleme 

auftauchen können. 

 

Zu erwähnen ist beispielsweise die Eingabe eines Petenten, der auf einen Rollstuhl 

angewiesen ist und in seinem Einfamilienhaus einen Aufzug eingebaut hat, der ihn bei 

Bedarf vom Kellergeschoss bis ins Obergeschoss bringen kann. Er wandte sich gegen 

die jährliche Überprüfung durch den TÜV und die dadurch anfallenden Kosten. So las-

se er den Aufzug aus eigenem Interesse jährlich durch eine Fachfirma warten. Im Üb-

rigen würde außer ihm niemand – nicht einmal seine Frau – den Aufzug benutzen. Die 

Überprüfung ergab jedoch, dass Aufzugsanlagen auch im privaten Bereich aus Grün-

den der Gefahrenverhütung regelmäßigen Überprüfungen durch zugelassene Überwa-

chungsstellen unterliegen, sodass die Prüfpflicht nicht entfallen kann. Allerdings wurde 
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dem Petenten zwischenzeitlich eine Ausnahmegenehmigung erteilt, nach der bei einer 

Zwischenprüfung die Prüfungsintervalle auf vier Jahre verlängert wurden. Der Petent 

ist damit vorerst zufrieden. 

 

Daneben betrafen Eingaben zu diesem Sachgebiet die Ausweisung von Behinderten-

parkplätzen, die Finanzierung der Werkstatträte in Werkstätten für behinderte Men-

schen oder die Bitte um Unterstützung für eine Begegnungsstätte.  

 

5.8 Gesundheitswesen 
 

Auch die Eingaben zu diesem Bereich sind im Vergleich zum Vorjahr zurückgegangen.  

 

Dabei ist im Berichtsjahr auch festzustellen, dass den Bürgerbeauftragten nur ganz 

wenige Eingaben aus dem Bereich des Maßregelvollzugs erreicht haben, während sie 

in den vergangenen Jahren einen Schwerpunkt in diesem Sachgebiet darstellten.  

 

Dagegen ist im Berichtsjahr ein neuer Schwerpunkt feststellbar. So betrifft fast ein Drit-

tel der Eingaben zu diesem Sachgebiet Beschwerden über die medizinische Versor-

gung an sich bzw. konkret über die behandelnden Ärztinnen und Ärzte oder das Pfle-

gepersonal. Bei den Beschwerden über Ärztinnen und Ärzte bittet der Bürgerbeauftrag-

te in der Regel die Landesärztekammer, sich der Angelegenheit anzunehmen. Aller-

dings ist in diesen Fällen meistens kein Fehlverhalten festzustellen. Vielmehr beruhen 

die Probleme oft darauf, dass sich Ärztinnen und Ärzte weigern, bestimmte Arzneimittel 

zu verschreiben, die die Patientinnen und Patienten gern auf Rezept erhalten möchten.  

 

Andere Einzelfälle betrafen den Bereitschaftsdienst der Apotheken im Landkreis Kusel, 

die Rückzahlung von Fördergeldern für die Weiterbildung in der Allgemeinmedizin oder 

das Verfahren bei der Ausstellung eines Gesundheitszeugnisses durch das Gesund-

heitsamt. In diesen Fällen konnte der Bürgerbeauftragte in der Regel den Petentinnen 

und Petenten mit Auskünften zu den Hintergründen für die entsprechende Verfahrens-

weise weiterhelfen. 
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5.9  Sozialhilfe, Grundsicherung, soziale Hilfen allgemein, SGB XII 
 
Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist im Berichtsjahr ebenfalls gesunken. 

Dabei betrifft der weitaus größte Teil der Eingaben den Bereich der Grundsicherung im 

Alter und bei Erwerbsminderung, der im Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) 

geregelt ist. Inhaltlich geht es in diesen Eingaben vor allem um die Höhe der zu gewäh-

renden Grundsicherungsleistungen, die Übernahme der tatsächlichen Kosten für Un-

terkunft und Heizung oder die Bewilligung von einmaligen Beihilfen. Insoweit ähneln 

die Eingaben inhaltlich stark denen, die den Bürgerbeauftragten zum Bereich des Ar-

beitslosengeldes II erreichten.  

 

In den Fällen der Gewährung des Arbeitslosengeldes II und der Grundsicherung im 

Alter und bei Erwerbsminderung sind die Höhe des Regelsatzes, die Regelung, dass 

nur die Kosten für Unterkunft und Heizung, soweit sie angemessen sind, übernommen 

werden, sowie die Regelungen zur Gewährung einmaliger Beihilfen gleich. Es gibt je-

doch auch Unterschiede, die wiederum bei Bürgerinnen und Bürgern zu Irritationen 

führen. Vollendet ein Hilfebedürftiger das 65. Lebensjahr bzw. erhält er eine Rente we-

gen Alters oder voller Erwerbsminderung, ist er nicht mehr erwerbsfähig und erhält bei 

weiterer Hilfebedürftigkeit Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung. Übt nun diese hilfebedürftige Person eine Nebentätigkeit aus, so ändert 

sich beispielsweise die Höhe des anzurechnenden Einkommens.  

 

So empfand es ein Bürger, der als Hauswart tätig ist und dafür monatlich einen Betrag 

von 85 € erhält, als ungerecht, dass ihm bei der Berechnung der Grundsicherung ledig-

lich ein Freibetrag von 25,50 € angerechnet wurde, während sein Einkommen bei der 

Gewährung des Arbeitslosengeldes II gar nicht berücksichtigt wurde. Hintergrund ist, 

dass bei Einkommen aus selbständiger oder nicht selbständiger Tätigkeit nach den 

Regelungen des SGB II (zunächst) ein pauschaler Freibetrag von 100 € besteht. Nach 

SGB XII aber besteht nur ein Freibetrag in Höhe von 30 %; lediglich in begründeten 

Ausnahmefällen kann ein höherer Betrag berücksichtigt werden. Aufgrund dieser un-

terschiedlich geregelten Freibeträge im SGB XII und SGB II konnte das Vorgehen einer 

Verbandsgemeindeverwaltung bei der Berechnung der Leistungen nicht beanstandet 

werden.  

 

Auf Wunsch des Petenten hat sich der Bürgerbeauftragte an die Vorsitzende des Peti-

tionsausschusses des Deutschen Bundestages gewandt und sie gebeten, sich der 
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Eingabe des Petenten, soweit diese sich gegen die unterschiedlichen gesetzlichen 

Regelungen richtet, anzunehmen. Im Rahmen des Verfahrens wurde der Petent über 

die Hintergründe der unterschiedlichen Regelungen informiert. So soll im Rahmen des 

SGB II ein besonderer finanzieller Anreiz zur Arbeitsaufnahme bzw. Ausweitung bereits 

gegebener (geringfügiger) Beschäftigung geschaffen werden. Diese Aspekte würden 

bei Empfängerinnen und Empfängern von Leistungen nach SGB XII nur bedingt grei-

fen, da es sich regelmäßig um Personen handelt, die weniger als drei Stunden täglich 

erwerbstätig sein können oder älter als 65 Jahre sind. Aufgrund der unterschiedlichen 

Motive wird keine Notwendigkeit für eine Gesetzesänderung gesehen. 

 

Einen Schwerpunkt der Eingaben zum Bereich der Grundsicherung bilden die Einga-

ben, die die Übernahme der Kosten für Unterkunft und Heizung betreffen. Dabei ist zu 

beachten, dass auch im Rahmen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-

rung nur die angemessenen Kosten der Unterkunft übernommen werden. Allerdings ist 

in diesem Zusammenhang immer zu prüfen, ob den betroffenen Bürgerinnen und Bür-

gern ein Umzug aus einer zu teuren und bzw. oder zu großen Wohnung tatsächlich 

zugemutet werden kann. Allein das Alter von Bürgerinnen und Bürgern stellt dabei in 

der Regel noch keinen Hinderungsgrund dar. Allerdings liegen bei dem Personenkreis, 

der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung bezieht, eher Gründe in der 

Person, sodass ein Umzug aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr zumutbar ist. 

Sofern die betroffenen Bürgerinnen und Bürger entsprechende Gründe vortragen kön-

nen, erfolgt in der Regel eine Überprüfung durch den Amtsarzt bzw. die Amtsärztin, die 

dann über die Zumutbarkeit eines Umzugs entscheidet. Dies führt eventuell dazu, dass 

die Betroffenen in ihrer gewohnten Umgebung bleiben können und die  tatsächlichen 

Unterkunftskosten nun übernommen werden.  

 

Daneben betreffen die Eingaben zu diesem Bereich die Höhe der gewährten Grundsi-

cherungsleistungen. Dabei geht es neben der Frage, inwieweit ein eventuell vorhande-

nes Einkommen angerechnet wird, auch um eventuell zu gewährende Mehrbedarfe 

aufgrund einer Schwerbehinderung oder einer kostenaufwändigen Ernährung.  

 

In weiteren Eingaben beanstandeten Petentinnen und Petenten die Dauer der Bearbei-

tung ihrer Anträge auf Gewährung der Grundsicherungsleistungen oder auch auf Über-

nahme der Nebenkostenabrechnungen. In diesen Fällen konnte der Bürgerbeauftragte 

die Betroffenen in der Regel darüber aufklären, warum der Antrag noch nicht endgültig 

bearbeitet werden konnte bzw. die Anträge wurden kurzfristig bearbeitet.  
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In anderen Fällen konnten die betroffenen Bürgerinnen und Bürger nicht nachvollzie-

hen, warum ihnen keine Leistungen gewährt wurden. Dies lag vielfach daran, dass das 

Einkommen und Vermögen zu hoch ist. In diesen Fällen konnte der Bürgerbeauftragte 

oftmals verständlich machen, warum die Ablehnung erfolgte. Bei der Überprüfung der 

dem Bürgerbeauftragten übersandten Unterlagen fällt ab und an auf, dass Ausgaben, 

die im Einzelfall bei der Berechnung der Leistungen berücksichtigt werden können wie 

beispielsweise Beiträge für eine freiwillige Kranken- und Pflegeversicherung gar nicht 

berücksichtigt wurden. So konnte in einem Fall z. B. einem ausländischen Mitbürger 

zur Gewährung der von ihm begehrten Leistungen verholfen werden. Der Petent hatte 

bis März 2007 Krankenhilfeleistungen erhalten, da er über keine Krankenversicherung 

mehr verfügte. Nachdem er ab April 2007 aufgrund der Gesundheitsreform wieder in 

der gesetzlichen Krankenversicherung versichert wurde, ging die Stadtverwaltung da-

von aus, dass der Krankenversicherungsbeitrag von der Rentenversicherung vollstän-

dig an die Krankenversicherung gezahlt wird. Der Grundsicherungsantrag wurde daher 

abgelehnt, da das Einkommen den Bedarf um ca. 1 € überstieg. Es stellte sich jedoch 

heraus, dass die Rentenversicherung nur einen Teilbetrag direkt an die Krankenversi-

cherung überwies und der Petent den Rest selbst zahlen musste. Nachdem dieser 

Teilbetrag bei der Bedarfsermittlung berücksichtigt wurde, wurden dem Petenten ab 

April Grundsicherungsleistungen bewilligt. 

 

In dieses Sachgebiet fallen auch Eingaben, die die Hilfe zur Pflege in Altenheimen 

betreffen sowie die in diesem Zusammenhang durch die Verwaltungen geltend ge-

machten Unterhaltsansprüche und Ersatzansprüche gegen Kinder und andere Perso-

nen, denen beispielsweise ein Geldbetrag oder ein Grundstück geschenkt wurde oder 

gegen die ein Anspruch auf Zahlung einer Rente besteht. Menschen, die in ein Alten- 

oder Pflegeheim ziehen, sind häufig nicht in der Lage, die Kosten für den Heimaufent-

halt aus ihrem eigenen Einkommen und Vermögen sowie den Leistungen der Pflege-

versicherung zu tragen. In diesen Fällen haben sie einen Anspruch auf Leistungen der 

Sozialhilfe im Rahmen der Hilfe zur Pflege.  

 

Dabei kann es gerade in diesen Fällen oft zu Problemen bei der Bearbeitung des Sozi-

alhilfeantrags kommen, da die Aufnahme in das Heim aufgrund verschiedenster Um-

stände kurzfristig erfolgt und Vermögensverhältnisse oftmals nicht geklärt sind. Ein 

Anspruch auf Übernahme der Kosten besteht jedoch nur, wenn der sog. Vermögens-

schonbetrag unterschritten ist. Weitere Probleme entstehen dann, wenn die älteren 

Menschen ihren Wohnort wechseln. So wandte sich in einem Fall der Rechtsanwalt 
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einer älteren Frau an den Bürgerbeauftragten und mahnte die zügige Bearbeitung des 

Antrags an. Die ältere Frau war von Rheinland-Pfalz in ein Heim ins nördliche Nord-

rhein-Westfalen gezogen. Aufgrund der Zuständigkeitsregelungen im SGB XII ist für 

die Gewährung der Leistungen jedoch die Verwaltung zuständig, in der die hilfebedürf-

tige Person vor der Heimaufnahme ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Aufgrund der 

Entfernung und der Notwendigkeit, Unterlagen auf dem Postweg übersenden zu müs-

sen, verzögerte sich die Bearbeitung der Angelegenheit. Nachdem jedoch alle ge-

wünschten Unterlagen vorlagen und geklärt war, dass kein Vermögen mehr vorhanden 

war, wurde der Antrag kurzfristig bewilligt. Allerdings konnte dem Wunsch des Rechts-

anwalts, die Zuständigkeit der Bearbeitung an die Verwaltung vor Ort zu übertragen, 

aufgrund der Zuständigkeitsregelung und der damit zusammenhängenden Kostenträ-

gerschaft im SGB XII nicht entsprochen werden. 

 

Auch wandten sich im Berichtsjahr wieder viele Bürgerinnen und Bürger an den Bür-

gerbeauftragten, die Unterstützung bei der Suche nach einer anderen Wohnung 

wünschten. Die Kommunalverwaltungen bzw. die kommunalen Wohnungsbaugesell-

schaften sind in diesen Fällen in der Regel bereit, im Rahmen der vorhandenen Mög-

lichkeiten bei der Suche nach einer Wohnung zu helfen. Es besteht jedoch keine Ver-

pflichtung der Kommunen, angemessenen Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Da 

darüber hinaus in vielen Fällen die Kommunen den eigenen Wohnungsbestand redu-

ziert haben, werden die Möglichkeiten, zu helfen, immer schwieriger. Allerdings gibt es 

in diesem Zusammenhang oft auch dahingehend Probleme, dass die Bürgerinnen und 

Bürger in Bezug auf ihre Wohnung eine bestimmte Vorstellung haben, die sich mit den 

ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln nicht realisieren lässt. So hat in einem Fall die 

örtliche Wohnungsbaugesellschaft der Petentin, die aufgrund von Streitigkeiten mit 

einem Wohnungsnachbarn eine andere Wohnung sucht, mehrere Alternativwohnungen 

angeboten, die der Petentin jedoch nicht zusagten, da sie eine Wohnung im ersten 

Stock wünscht. Die Wohnungsbaugesellschaft wies zudem darauf hin, dass es schwie-

rig ist, für die Petentin eine geeignete Wohnung zu finden, da ihre finanziellen Möglich-

keiten und ihre Erwartungen an die neue Wohnung in einem völlig gegensätzlichen 

Verhältnis zueinander stehen.  

 

In einem Fall konnte allerdings durch das Zusammenwirken der Verbandsgemeinde-

verwaltung, der Kreisverwaltung und des Ortsbürgermeisters, einer Bürgerin, die zwei 

schwerstbehinderte Jugendliche als Pflegemutter aufgenommen hatte, eine Wohnung 

vermittelt werden.  
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Schließlich gibt es immer wieder Fälle, in denen Bürgerinnen und Bürger allgemein 

Hilfe in ihrer derzeitigen Situation und bei ihren Problemen suchen. Der Bürgerbeauf-

tragte versucht, in diesen Fällen beispielsweise durch Vermittlung eines Gesprächs mit 

dem Sozialdienst der Kreis- oder Stadtverwaltung weiterzuhelfen. Es gibt jedoch immer 

wieder Situationen, in denen den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern keine staatliche 

Stelle bei ihrem persönlichen Schicksal weiterhelfen kann und der Bürgerbeauftragte 

nur die Möglichkeit sieht, ihnen nahezulegen, sich an eine Selbsthilfegruppe oder 

(Schuldner-)Beratungsstelle zu wenden. 

 

 

 

6 Wirtschaftsordnung 
6.1 Wirtschaftsförderung 
6.2 Wirtschaftsordnung 
6.3 Fremdenverkehr 
 

Bei den Eingaben dieser Sachgebiete ist festzustellen, dass sie sich ebenso wie im 

Vorjahr auf niedrigem Niveau bewegen. 

 

Nicht selten handelte es sich bei den Petentinnen und Petenten um Gewerbetreibende, 

die sich mit ihren unterschiedlichen Anliegen an den Bürgerbeauftragten gewandt ha-

ben. Nur beispielhaft sei das folgende Anliegen genannt: 

 

Befürchtete Konkurrenz war Gegenstand einer Eingabe im Sachgebiet Wirtschaftsför-

derung. Der Petent, ein Hotelier in der Nähe des Nürburgrings, wandte sich an den 

Bürgerbeauftragten und beanstandete das Projekt „Erlebnisregion Nürburgring“. Der 

Petent ist der Auffassung, dass durch dieses Projekt viele kleinere und mittlere Betrie-

be in ihrer Existenz gefährdet werden. Nach Auffassung des Ministeriums für Wirt-

schaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau stellt der Nürburgring jedoch ein langfris-

tig erfolgreiches Instrument der Strukturpolitik dar, das der Eifelregion wesentliche 

Wirtschaftsimpulse und Wertschöpfung vermittelt. Mit dem Projekt Erlebnisregion wird 

dieser Weg fortgesetzt, indem mit einer Betreibergesellschaft eine größere Unabhän-

gigkeit von der von schwierigen Marktbedingungen gekennzeichneten Formel 1 er-

reicht werden soll und mit neuen Geschäftsfeldern zusätzliche Besucherinnen und Be-

sucher angelockt werden sollen. Die erzeugten Tourismuseffekte werden nach Aus-

kunft des Ministeriums über die geplanten, unmittelbar am Nürburgring gelegenen  
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Übernachtungsmöglichkeiten hinausgehen, sodass davon auszugehen ist, dass die 

lokale Wirtschaft auch unmittelbar von dem Projekt profitieren wird. Ziel ist es, die Att-

raktivität der Region für Urlaubsgäste mittel- und langfristig zu erhalten. Dies setzt je-

doch voraus, dass neue zukunftssichere Projekte in der Region für Urlaubsangebote 

geschaffen werden, von denen dann auch die kleineren und mittleren Betriebe profitie-

ren.  

 

Im Übrigen hat sich die bereits im letzten Jahresbericht angesprochene gute Zusam-

menarbeit mit dem Schlichter der rheinland-pfälzischen Sparkassenorganisation, Herrn 

Dr. jur. Christian Roßkopf, auch im Jahr 2007 fortgesetzt. Der Schlichter setzte sich auf 

Bitten des Bürgerbeauftragten für die Anliegen der Petentinnen und Petenten ein und 

versuchte dort, wo eine einvernehmliche Lösung im Einzelfall nicht möglich war, we-

nigstens zur Sachverhaltsaufklärung beizutragen.  

 

Die Verweigerung eines Girokontos war beispielsweise Gegenstand einer Eingabe, in 

deren Rahmen unter anderem der Schlichter der rheinland-pfälzischen Sparkassenor-

ganisation tätig wurde. Dem Petenten wurde durch eine Kreissparkasse die Eröffnung 

eines Girokontos verweigert. Was im Hinblick auf die Notwendigkeit eines Kontos in 

der heutigen Zeit zunächst sehr zweifelhaft anmutete, stellte sich nach den umfangrei-

chen und intensiven Ermittlungen des Bürgerbeauftragten als eine durchaus sachge-

rechte Maßnahme der Kreissparkasse dar. Die Eröffnung des Girokontos wurde dem 

Petenten nicht etwa willkürlich verwehrt, sondern vielmehr hatte dieser bereits vier 

Konten bei der Kreissparkasse unterhalten. Da er jedoch mehrfach Konten und EC-

Karten anderer Kundinnen und Kunden missbraucht hatte, wurde die Geschäftsbezie-

hung seitens der Kreissparkasse beendet. Dazu war die Kreissparkasse trotz des be-

stehenden Kontrahierungszwangs zur Gewährung eines sogenannten Jedermann-

Kontos berechtigt, da eine solche Verpflichtung nicht besteht, wenn der Sparkasse die 

Einrichtung eines Girokontos im Einzelfall aus wichtigem Grund nicht zuzumuten ist. 

Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der Kunde - wie vorliegend geschehen - 

gesetzeswidrige Transaktionen vorgenommen oder versucht hat, solche vorzunehmen.  
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6.4 Wohnungsbauförderung 
6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme 
6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 
 

Gegenüber dem Vorjahr ist die Zahl der Eingaben leicht gesunken, sodass sie sich 

nach wie vor auf niedrigem Niveau bewegt.  

 

Nur beispielhaft seien zwei Fälle erwähnt, in denen sich Petenten im Zusammenhang 

mit der Wohnungsbauförderung an den Bürgerbeauftragten gewandt hatten.  

 

Einen gesetzlich nicht mehr vorgesehenen Schuldnachlass begehrte ein Petent, der 

ein öffentliches Baudarlehen vorzeitig abgelöst hatte. Diese vom Petenten begehrte 

Möglichkeit eines Schuldnachlasses beruhte ursprünglich auf der Vorschrift des § 69 

des Zweiten Wohnungsbaugesetzes. Allerdings wurde dieses Gesetz bereits mit Wir-

kung zum 28. Februar 2002 aufgehoben, was dem Petenten jedoch nicht aufgefallen 

war. Eine Information des Petenten über den Wegfall der Gesetzesgrundlage war nicht 

erforderlich, da es ihm als Darlehensnehmer oblag, sich über eventuelle Gesetzesän-

derungen zu informieren. 

 

Ebenfalls um Wohnraumförderung ging es bei der Eingabe eines Petenten, der eine 

mit Landesdarlehen für den Bau von Mietwohnungen finanzierte Wohnung an Perso-

nen ohne Wohnberechtigungsschein vermietet hatte, ohne vorher eine Freistellung 

beantragt zu haben. Dafür wurde von dem Petenten eine vertraglich festgesetzte Ver-

tragsstrafe erhoben. Der Petent hatte sich zuvor gegenüber der Landestreuhandstelle 

Rheinland-Pfalz verpflichtet, die Wohnung nur an Personen mit Wohnberechti-

gungsschein zu vermieten. Sollte dies nicht möglich sein, war eine Freistellung der 

Wohnung zu beantragen. Dabei hatte der Petent jedoch noch Glück: da eine Über-

prüfung ergeben hatte, dass tatsächlich keine Vermietung an Personen mit einem 

Wohnberechtigungsschein möglich gewesen wäre, wurde der Vertragsverstoß als rein 

formaler Verstoß eingeordnet und somit lediglich eine reduzierte Strafe erhoben. 

 

 

6.7 Steuern 
 

Gegenüber dem Vorjahr ergibt sich hinsichtlich der Anzahl der Eingaben kaum ein 

Unterschied. Dabei ist anzumerken, dass sich zahlreiche Petentinnen und Petenten im Zu-
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sammenhang mir einer nachträglichen Erhöhung der Kraftfahrzeugsteuer an den Bürger-

beauftragten gewandt hatten. Hierauf wird im 3. Teil des Jahresberichts näher einge-

gangen. 

 

Vorab ist anzumerken, dass sich die bereits in den Vorjahren angemerkte gute und 

kooperative Zusammenarbeit mit den Finanzbehörden des Landes Rheinland-Pfalz auch 

in diesem Berichtszeitraum fortgesetzt hat. 

 

Im Übrigen wandten sich auch in diesem Berichtszeitraum Bürgerinnen und Bürger mit 

vielen unterschiedlichen Anliegen im Zusammenhang mit den Finanzämtern an den Bür-

gerbeauftragten. In manchen Fällen war eine Hilfe unproblematisch möglich, sodass die 

Angelegenheit zur Zufriedenheit der Petentin bzw. des Petenten erledigt werden konnte. 

So hat sich beispielsweise in einem Fall ein alleinerziehender Petent mit der Bitte an den 

Bürgerbeauftragten gewandt, dass die Steuerklasse II in seine Lohnsteuerkarte einge-

tragen wird. Nachdem die zuständige Kindergeldkasse dem Finanzamt mitgeteilt hatte, 

dass der Petent hinsichtlich des Kindergeldes anspruchsberechtigt ist, wurde die ent-

sprechende Eintragung der Steuerklasse vorgenommen. 

 

Dass zur Problemlösung auch die Petentin bzw. der Petent beitragen muss, zeigte der Fall 

eines Petenten, der vom Finanzamt die Aufhebung eines Pfändungsbeschlusses be-

gehrte. Diesem Begehren ist das Finanzamt auch sofort nachgekommen, nachdem der 

Petent im Laufe des Petitionsverfahrens einen Nachweis über die Begleichung der Steuer-

rückstände vorgelegt hatte. 

 

Andererseits konnten auch nicht alle Wünsche der Bürgerinnen und Bürger erfüllt werden. 

So begehrte ein Petent, der sich von seinem Finanzamt ungerecht behandelt fühlte, dass 

zukünftig ein anderes Finanzamt für ihn zuständig ist. Die Ermittlungen ergaben jedoch, 

dass die örtliche Zuständigkeit der Finanzämter in der Abgabenordnung geregelt ist und 

dass für die Einkommenbesteuerung natürlicher Personen stets das Finanzamt örtlich 

zuständig ist, in dessen Bezirk der Steuerpflichtige seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 

Aufenthalt hat. Damit konnte dem Begehren des Petenten bedauerlicherweise nicht ent-

sprochen werden. 

 

Dass gerade im Zusammenhang mit Finanzämtern die Frage, ob eine Lösung des Pro-

blems in Betracht kommt oder nicht, von der Mitwirkung der Bürgerin bzw. des Bürgers ab-

hängt, zeigte auch der Fall eines Petenten, der sich gegen eine vom Finanzamt ausge-
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brachte Vollstreckungsankündigung wehrte. Die Ermittlungen ergaben, dass der Petent 

trotz mehrfacher Aufforderung die Steuererklärungen mehrerer Jahre nicht abgegeben 

hatte, nachdem er in den Jahren zuvor Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit erzielt hat-

te. Daraufhin durch das Finanzamt vorgenommene Schätzungen führten zu ent-

sprechenden Nachzahlungen. Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde dem Petenten 

nochmals die Möglichkeit gegeben, die Steuererklärungen bis zu bestimmten Terminen 

einzureichen. Allerdings ließ der Petent diese gesetzten Fristen verstreichen, sodass 

Vollstreckungsmaßnahmen eingeleitet wurden. 

 

Einige ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer hatten sich wegen der Besteuerung 

ihrer Aufwandsentschädigungen an den Bürgerbeauftragten gewandt. Hintergrund war 

eine landesweite Überprüfung der ordnungsgemäßen Versteuerung der Einnahmen aus 

der Tätigkeit als Betreuerin bzw. Betreuer. Da in nicht wenigen Fällen festgestellt wurde, 

dass diese Einnahmen nicht in den Steuererklärungen angegeben wurden, kam es zu 

Nachzahlungsforderungen seitens der Finanzbehörden. 

 

Die Ermittlungen durch den Bürgerbeauftragten ergaben, dass entgeltlich ausgeübte 

Tätigkeiten grundsätzlich der Einkommensteuerpflicht unterliegen. Dies gilt auch dann, 

wenn die Vergütungen als Aufwandsentschädigungen bezeichnet werden oder im 

Verhältnis zu der geleisteten Arbeit sehr gering sind. Der Grund dafür ist darin zu sehen, 

dass das Einkommensteuergesetz bei der Besteuerung des Einkommens auf die 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen abstellt, die sich primär nach dem 

Einkommen richtet. Dabei gebietet es der Grundsatz der Gleichmäßigkeit der 

Besteuerung, Einkommen aus einer ehrenamtlichen oder nebenberuflichen Tätigkeit 

ebenso zu besteuern wie aus einer hauptberuflichen Tätigkeit. 

 

Dementsprechend sind Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Betreuerinnen und 

Betreuer als Einkünfte im Sinne des § 22 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes einkom-

mensteuerpflichtig, sofern sie die Freigrenze in Höhe von 256,00 € überschreiten. Eine Be-

freiung von der Steuerpflicht nach § 3 Nr. 12 oder Nr. 26 Einkommensteuergesetz scheidet 

aus, da die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür nicht vorliegen. Insbesondere § 3 Nr. 26 

des Einkommensteuergesetzes, wonach Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als 

Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher oder vergleichbaren nebenberuflichen Tätigkeiten bis zur 

Höhe von insgesamt 2.100 € im Jahr steuerfrei sind, ist auf die Gruppe der ehrenamtlichen 

Betreuerinnen und Betreuer nicht anwendbar. Es besteht lediglich die Möglichkeit, dass 
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bei Vorliegen entsprechender individueller Gesichtspunkte eine Billigkeitsmaßnahme im 

Einzelfall dazu führen kann, dass von einer Besteuerung abgesehen wird. 

 

Da die Gesetzeslage hinsichtlich der Besteuerung von Aufwandsentschädigungen 

ehrenamtlicher Betreuerinnen und Betreuer insoweit klar geregelt ist, als dass diese als 

Einkünfte im Sinne des § 22 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes steuerpflichtig sind, war 

eine weitere Möglichkeit, die Anliegen zu unterstützen, in einer entsprechenden Änderung 

des Einkommensteuergesetzes zu sehen. Diesbezüglich hat sich der Bürgerbeauftragte 

an die Vorsitzende des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages mit der Bitte 

gewandt, sich der Anliegen der Petentinnen und Petenten anzunehmen. 

 

Das Land Rheinland-Pfalz hat zudem im Bundesrat angeregt, auch der Fallgruppe der 

ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuer einen Steuerfreibetrag zu gewähren. Der 

Bürgerbeauftragte wird die Entwicklung weiter beobachten. 

 

Ein anderer, im Bereich eines Seniorenkreises und einer Aktionsgemeinschaft ehren-

amtlich tätiger Bürger, begehrte mit seiner Eingabe die steuerliche Anerkennung seines 

Arbeitszimmers, das er für die Vorbereitung seiner Vorträge benötigt. Allerdings gibt es im 

Steuerrecht keine gesetzliche Grundlage für die Anerkennung eines Arbeitszimmers im 

Zusammenhang mit der Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit. 

 

 

 

7 Kultur 
7.1 Schulische Angelegenheiten 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist im Vergleich zum Vorjahr ebenfalls 

zurückgegangen. Diese Eingaben kommen aus den unterschiedlichsten Bereichen und 

betreffen beispielsweise Beschwerden über Lehrerinnen und Lehrer bzw. Schulleiter 

und Schulleiterinnen, die Notenvergabe oder die Klassengröße. 

 

Einen Schwerpunkt bilden in diesem Sachgebiet nach wie vor Eingaben zum Bereich 

der Schülerbeförderung. Diese betreffen sowohl die Übernahme der Kosten der Schü-

lerbeförderung als auch die Beförderung der Schülerinnen und Schüler zur Schule. So 

gibt es immer wieder Probleme im Bereich der Linienführung der Schulbusse, wenn 

diese beispielsweise zu langen Fahrzeiten für die Kinder führen oder die Kinder den 
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Schulbus aufgrund der Entfernung nicht zu Fuß erreichen können. Daneben gibt es 

auch Probleme durch überfüllte Busse. Oft kann in diesen Fällen zwischen der für die 

Schülerbeförderung zuständigen Verwaltung sowie den Verkehrsunternehmen eine 

Lösung im Sinne der Schülerinnen und Schüler gefunden werden. Dabei ist allerdings 

zu berücksichtigen, dass gerade bei der Änderung einer Schulbusverbindung und einer 

gegebenenfalls notwendigen Fahrplanumgestaltung verschiedene Faktoren zu berück-

sichtigen sind, sodass eine Verbesserung nicht immer kurzfristig möglich ist.  

 

Einen weiteren Schwerpunkt stellen die Eingaben dar, in denen Eltern einen Schul-

wechsel für ihre Kinder erreichen wollen. Diese Anliegen beruhen in den meisten Fäl-

len auf dem Wunsch der Eltern nach einer bestmöglichen Förderung ihrer Kinder im 

Hinblick auf ihre Zukunft. So sperren sich vielfach Eltern vor allem dann gegen einen 

Schulwechsel, wenn ihre Kinder von einer Grundschule auf eine Förderschule wech-

seln sollen. In diesen Fällen ist allerdings in der Regel vorher ein sonderpädagogischer 

Förderbedarf des Kindes festgestellt worden. Trotzdem ist den Eltern oft nur schwer zu 

vermitteln, dass der Besuch der Förderschule gerade im Hinblick auf die Entwicklung 

des Kindes erforderlich ist. So konnte in einem Fall nach einem Gespräch mit Mitarbei-

tern der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion eine Lösung dahingehend erreicht 

werden, dass das Kind zunächst weiter in der Grundschule bleibt und erst nach einer 

stationären Therapie in einem Sprachheilzentrum entschieden wird, wo das Kind künf-

tig gefördert wird. Bis dahin soll es aber bereits an der Grundschule integrativ nach 

dem Lehrplan der Förderschule Lernen unterrichtet werden. 

 

Daneben gab es im Berichtsjahr auch wieder etliche Eingaben zur Lernmittelfreiheit, 

die alle das gleiche Problem betrafen. So wurde bei Kindern aus sog. Patchworkfami-

lien, bei denen die Mutter oder der Vater nur über ein geringes oder gar kein Einkom-

men verfügt, in der Vergangenheit bei der Berechnung des maßgeblichen Einkommens 

nur der gegebenenfalls gezahlte Unterhalt berücksichtigt. Das Einkommen des Le-

benspartners eines Elternteils spielte dagegen keine Rolle. Nach einer Änderung der 

Landesverordnung über die Gewährung von Lernmittelfreiheit durch die Verordnung 

vom 10. Januar 2007 werden nun unabhängig von der Personensorge in einer Be-

darfsgemeinschaft auch Lebenspartnerinnen und Lebenspartner der Personensorge-

berechtigten sowie gegebenenfalls deren Kinder berücksichtigt.  

 

Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur hat darauf hingewiesen, 

dass mit dieser Änderung eine Anpassung an andere Regelungen über die Gewährung 
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von Sozialleistungen vorgenommen wurde. Bedarfsgemeinschaften verstehen sich als 

Einheit und werden daher nunmehr auch im Bereich der Lernmittelfreiheit als Familie in 

ihrer Gesamtheit betrachtet. Dabei werden unter Berücksichtigung der Höhe der Förde-

rung zur Verwaltungsvereinfachung Unterhaltsleistungen grundsätzlich nicht berück-

sichtigt. 

 

Dies hat Auswirkungen bei der Einkommensermittlung sowie darüber hinaus auf die 

Festsetzung der Werte der Lernmittelgutscheine. So wird nunmehr das Einkommen 

des Stiefvaters oder der Stiefmutter auf der Grundlage des Steuerbescheids berück-

sichtigt. Dies führte bei den Eingaben, in denen sich Bürgerinnen und Bürger an den 

Bürgerbeauftragten wandten, dazu, dass in der Regel keine Lernmittelgutscheine mehr 

gewährt wurden. 

 

 

7.2 Weiterbildung 
7.3 Hochschulen 
 

Zu diesen Sachgebieten waren im Berichtsjahr nur wenige Eingaben zu verzeichnen.  

 

Einige Eingaben betrafen dabei den Bereich der Anerkennung von bislang geleisteten 

Ausbildungen bzw. bisheriger Berufserfahrung, um einen Wunschberuf ausüben zu 

können. So begehrte in einem Fall eine Petentin die Anerkennung ihrer schweizer 

Ausbildung als Pädagogin, um in Rheinland-Pfalz als Grundschullehrerin tätig sein zu 

können. Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur wies jedoch auf 

die Unterschiede sowohl hinsichtlich der Dauer als auch des Inhalts bei der Ausbildung 

für das Lehramt an Primarschulen in der Schweiz und das Lehramt an Grund- und 

Hauptschulen in Rheinland-Pfalz hin. Allein aufgrund der langjährigen Tätigkeit der 

Petentin an Grundschulen in der Schweiz sah das Ministerium allerdings keine Mög-

lichkeit der Anerkennung. Diese ist nur möglich, wenn festgestellte Defizite im Rahmen 

eines Anpassungslehrgangs oder einer Eignungsprüfung ausgeglichen werden. 
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7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist im Berichtsjahr im Vergleich zum Vor-

jahr nur leicht zurückgegangen. Dabei stehen alle Eingaben in irgendeiner Weise im 

Zusammenhang mit den Rundfunkgebühren.  

 

Die Eingaben lassen sich grob in unterschiedliche Bereiche einteilen. Ein großer Teil 

betrifft die Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht. Viele Bürgerinnen und Bürger, 

die bislang von der Rundfunkgebührenpflicht befreit waren, können aufgrund der ge-

änderten Befreiungsvoraussetzungen seit dem 1. April 2005 nicht mehr befreit werden. 

Da nach altem Recht ausgesprochene Befreiungen auch im Jahr 2007 ausgelaufen 

sind, gab es auch zu diesem Bereich wieder einige Eingaben. In diesen Fällen infor-

miert der Bürgerbeauftragte die Bürgerinnen und Bürger über die neuen Regelungen 

und die für sie eventuell in Frage kommenden Befreiungsmöglichkeiten. Führen die 

Betroffenen an, dass sie nur über eine kleine Rente verfügen, weist er beispielsweise 

darauf hin, dass möglicherweise ein Anspruch auf Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung besteht und an wen man sich wenden kann, wenn ein solcher An-

trag gestellt werden soll. 

 

Insgesamt konnte der Bürgerbeauftragte bei seiner Tätigkeit feststellen, dass vielen 

Bürgerinnen und Bürgern die Befreiungsvoraussetzungen nicht bekannt sind oder auch 

von ihnen falsch verstanden werden. So ging ein Petent davon aus, dass er allein 

durch die Zuerkennung des Nachteilsausgleichs „RF“ im Schwerbehindertenausweis 

von der Rundfunkgebührenpflicht befreit ist. Die Zuerkennung erfolgte im Oktober 2006 

rückwirkend ab Mai 2005. Da der Petent erst im Oktober 2006 die Bescheinigung über 

den zuerkannten Nachteilsausgleich übersandte und nicht bereits vorher mit Verweis 

auf den gestellten Antrag beim Amt für soziale Angelegenheiten vorsorglich einen An-

trag auf Rundfunkgebührenbefreiung bei der GEZ gestellt hatte, konnte er leider rück-

wirkend nicht befreit werden. 

 

In einem anderen Fall ging eine Studentin davon aus, dass zusammen mit der weiteren 

Bewilligung von Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz auch die 

Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht einherging. Zudem führte sie an, dass sie 

keine Mitteilung über den Ablauf des Befreiungszeitraums erhalten habe. Der SWR hat 

in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass die Petentin durch den Befrei-

ungsbescheid über den Befreiungszeitraum unterrichtet war. Auf den Ablauf der Be-
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freiung bzw. die rechtzeitige Antragstellung hat sie aber selbst zu achten. Sofern eine 

Mitteilung über den Befreiungszeitraum erfolgt, sei dies allenfalls eine Serviceleistung 

der GEZ; ein Anspruch hierauf bestehe jedoch nicht. 

 

Einen weiteren großen Schwerpunkt stellen Eingaben dar, in denen sich Bürgerinnen 

und Bürger gegen die Forderung von Rundfunkgebühren für die Vergangenheit wen-

den. In diesen Fällen stellt sich oft heraus, dass die betroffenen Bürgerinnen und Bür-

ger ihren Mitwirkungspflichten als Rundfunkteilnehmerinnen und -teilnehmer nicht 

nachgekommen sind. So sind sie z. B. verpflichtet, den Beginn und das Ende des Be-

reithaltens eines Rundfunkgeräts ebenso wie einen Wohnungswechsel anzuzeigen. 

Solche Vordrucke liegen auch an vielen Stellen, wie Banken und Sparkassen oder den 

örtlichen Einwohnermeldeämtern, aus. Die Rundfunkgebührenpflicht endet beispiels-

weise nicht automatisch in dem Moment, in dem kein Empfangsgerät wie ein Radio 

oder Fernsehgerät mehr zum Empfang bereitgehalten wird. Vielmehr ist nach dem 

Rundfunkgebührenstaatsvertrag zugleich Voraussetzung, dass die Abmeldung dem 

SWR oder der GEZ angezeigt wird. Geschieht dies nicht und zieht der Betroffene 

gleichzeitig um, ohne dies anzuzeigen, kommt meist nach mehreren Monaten die un-

angenehme Überraschung mit der Aufforderung der GEZ, Rundfunkgebühren für meh-

rere Monate nachzuzahlen.  

 

Dabei müssen die Rundfunkteilnehmerinnen und Rundfunkteilnehmer nicht nur die 

Abmeldung beim SWR oder der GEZ anzeigen. Vielmehr tragen sie auch das Risiko, 

ob die Abmeldung auch tatsächlich dort ankommt. So hat eine Rundfunkteilnehmerin 

bzw. ein Rundfunkteilnehmer nach der Rechtsprechung im Zweifelsfall den Zugang der 

Abmeldung nachzuweisen. Gelingt ihr/ihm dies nicht, wird davon ausgegangen, dass 

keine Abmeldung vorliegt. So ist es auch einer Studentin ergangen, die ab April 2006 

vom Studentenwohnheim zurück zu ihren Eltern gezogen ist und seitdem kein Rund-

funkgerät mehr zum Empfang bereitgehalten hat. Der GEZ lag die angegebene Ab-

meldung vom März 2006 nicht vor. Sie erhielt die neue Adresse der Petentin auf An-

frage bei der Einwohnermeldebehörde erst im Januar 2007 und forderte daraufhin Ge-

bühren ab April 2007. 

 

Auch bei der Bearbeitung dieser Eingaben ist festzustellen, dass den Bürgerinnen und 

Bürgern ihre Mitwirkungspflichten nicht bewusst sind. So gibt es gerade insoweit viel-

fach telefonische Nachfragen, ob eine Pflicht besteht, auf die so genannten Mai-

lingschreiben der GEZ zu antworten. Oft wird gleichzeitig ausgedrückt, dass die An-
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drohung eines „Bußgeldes“ als Zumutung empfunden wird. Hierbei handelt es sich 

jedoch lediglich um eine Information der im Rundfunkgebührenstaatsvertrag enthalte-

nen Regelung, wonach das Nichtanmelden von Rundfunkempfangsgeräten eine Ord-

nungswidrigkeit darstellt und mit einem Bußgeld geahndet werden kann. 

 

Der Bürgerbeauftragte und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stellen in Gesprä-

chen mit Bürgerinnen und Bürgern immer wieder fest, dass neben den Mitwirkungs-

pflichten auch die Regelung, in welchen Fällen eine Rundfunkgebührenpflicht besteht, 

vielfach nicht bekannt ist. In diesen Fällen versucht der Bürgerbeauftragte, den Bürge-

rinnen und Bürgern diese Regelungen zu erläutern. Die Auskunft, dass sich die Hand-

lungsweise der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der GEZ auf die Regelungen des 

Rundfunkgebührenstaatsvertrages bezieht, der gesetzliche Geltung hat, genügt dabei 

vielfach schon, um die Bürgerinnen und Bürger zufriedenzustellen. Möglicherweise 

wäre es sinnvoll, wenn GEZ bzw. Landesrundfunkanstalten mehr über die Mitwir-

kungspflichten und die rechtlichen Regelungen informieren würden. 

 

Bei der Bearbeitung der Eingaben haben sich dem Bürgerbeauftragten und den Mit-

gliedern des Petitionsausschusses, die mit diesen Eingaben befasst waren, allerdings 

auch einige grundlegende Fragestellungen ergeben, auf die in Teil 3 diese Berichts 

näher eingegangen wird. 

 

 

7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist weiter sehr gering. Besonderheiten 

gibt es hier nicht zu verzeichnen. 

 

 

7.6 Kinder-, Jugend- und Personensorge 
 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind im Berichtsjahr gegenüber dem Vorjahr leicht 

gesunken. Der Bereich der Kinder-, Jugend- und Personensorge ist sehr weit gefasst 

und erfasst eine Vielzahl unterschiedlichster Fälle. 

 

Dabei bilden einen Schwerpunkt Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern, die sich über 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendämter beschweren bzw. Probleme mit Ju-
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gendämtern schildern. Diesen Beschwerden liegen in den meisten Fällen Streitigkeiten 

über das Umgangsrecht mit den Kindern oder Enkelkindern zugrunde. Die Jugendäm-

ter sind in der Regel sehr darum bemüht, zum Wohl und im Interesse der Kinder zu 

einvernehmlichen Lösungen zwischen den beteiligten Erwachsenen zu gelangen. Zu 

Eingaben an den Bürgerbeauftragten kommt es, wenn sich einer der Beteiligten be-

nachteiligt fühlt, weil ihm entweder kein Umgangsrecht oder dieses nur in geringerem 

Umfang als gewünscht, gewährt wird. Naturgemäß kann auch die Einschaltung des 

Bürgerbeauftragten in den meisten Fällen kaum zu einer einvernehmlichen Lösung 

führen, da die Fronten oft bereits zu verhärtet sind. Der Bürgerbeauftragte versucht 

jedoch, insoweit zu vermitteln, dass die Bürgerinnen und Bürger das Gefühl haben, 

dass auch ihre Sicht der Dinge berücksichtigt wird. Dies kann beispielsweise dadurch 

geschehen, dass ihnen die Gelegenheit gegeben wird, ihre Sicht der Dinge in einem 

Gespräch darzustellen. 

 

Aufgrund der meist über lange Zeit entstandenen Streitigkeiten und Probleme zwi-

schen den Beteiligten ist es jedoch extrem schwierig, zu einvernehmlichen Lösungen 

zu gelangen, da objektive Gründe für eine Entscheidung bei den Beteiligten kaum noch 

eine Rolle spielen. Dabei fühlt sich zumeist ein Teil benachteiligt, der dann die Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter des Jugendamtes dafür verantwortlich macht.  

 

Dies lässt sich durch das folgende Beispiel erläutern: Ein Vater wandte sich an den 

Bürgerbeauftragten, der beim Jugendamt geltend gemacht hatte, dass seine Vorwürfe 

gegen die Mutter seiner Söhne wie eine mangelnde Versorgung mit Nahrungsmitteln, 

schmutzige Kleidung, die Verletzung der Aufsichtspflicht, eine psychische Erkrankung 

und Gewaltbereitschaft der Mutter, die Verabreichung von alkoholischen Getränken 

usw. dort nicht ernst genommen würden. Die Kreisverwaltung hat darauf hingewiesen, 

dass es bezüglich der Umgangsregelung mit den inzwischen 11 und 14 Jahre alten 

Söhnen seit dem Jahr 1999 Probleme gibt. Aufgrund der Vorwürfe hat das Jugendamt 

in einem Gespräch mit der Mutter sowie in Einzelgesprächen mit den Kindern die ver-

schiedenen Punkte angesprochen. In diesem Gespräch äußerten die Kinder, dass sie 

keinen Umgang mehr mit dem Vater wünschten, da es dort langweilig sei und sie sich 

mit der Lebensgefährtin des Vaters nicht verstünden. Danach erfolgte ein gemeinsa-

mes Gespräch beim Jugendamt mit den Eltern, in dem eine Einigung dahingehend, 

dass die Kinder über weitere Besuche beim Vater selbst entscheiden können. An-

schließend warf der Vater dem Jugendamt jedoch vor, dass es seine Vorwürfe nicht 

ernst genommen habe, da es den Aussagen der Kinder geglaubt habe. Das Jugend-
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amt hat jedoch darauf hingewiesen, dass die Söhne weiterhin Besuchskontakte mit 

dem Vater ablehnen und in weiteren Gesprächen weder einen verschüchterten noch 

manipulierten Eindruck hinterließen. Vor diesem Hintergrund gibt es keine Möglichkeit 

für eine einvernehmliche Lösung. 

 

Auch im Berichtsjahr wandten sich wieder Bürgerinnen und Bürger im Zusammenhang 

mit der Übernahme von Kosten für einen Integrationshelfer an den Bürgerbeauftragten. 

 

In einem besonders krassen Fall hatten Petenten (ein Ehepaar)für ihren behinderten Sohn 

bereits im Sommer 2002 für das Schuljahr 2002/2003 einen Antrag auf Übernahme der 

Kosten für einen Integrationshelfer gestellt, der dann nach einem Jahr mit der Begründung 

abgelehnt wurde, dass ihr Sohn eine Schwerpunktschule besucht und durch das zusätzli-

che Personal dort auch eine umfassende Betreuung aller, auch der behinderten Schüle-

rinnen und Schüler sichergestellt wird. Die Petenten legten gegen die Entscheidung Wi-

derspruch ein. Im Verlauf des Widerspruchsverfahrens wurde erstmals ein individueller 

Hilfeplan erstellt. Die Kreisverwaltung gelangte zu dem Ergebnis, dass lediglich ein zeitlich 

notwendiger Umfang von drei Stunden und nicht wie beantragt von zwölf Stunden gerecht-

fertigt sei. Dies wurde den Petenten im Rahmen eines Hilfeplangesprächs im September 

2005 erläutert. Die Petenten waren damit jedoch nicht einverstanden. Allerdings erfolgte 

auch weiterhin keine Entscheidung über den Widerspruch. Nachdem der Sohn der Peten-

ten unerwartet im Frühjahr 2007 verstarb, teilte die Kreisverwaltung drei Monate später 

lapidar mit, dass das Widerspruchsverfahren nicht mehr fortgeführt werden kann. Dieses 

Vorgehen war für die Petenten, die die Kosten für die Integrationshelferin ihres Sohnes 

zunächst selbst übernommen hatten, nicht nachvollziehbar. 

 

Im Zuge des Petitionsverfahrens hat der Landrat der zuständigen Kreisverwaltung 

festgestellt, dass gerade bei Fragen der Integration von Kindern mit Behinderungen die 

Eltern von einer Verwaltung klare Entscheidungen und Sensibilität für die zweifelsohne 

schwierige Situation erwarten können und diese berechtigte Erwartung in dem in Rede 

stehenden Verfahren nicht erfüllt wurde. Weiter stellte er fest, dass der Kreisverwaltung 

in der Abwicklung Fehler unterlaufen sind. Auch bedauerte er die unsensible Reaktion 

im Schreiben der Kreisverwaltung nach dem Tod des Sohnes. Im Übrigen teilte er mit, 

dass die Verwaltung aufgrund des langjährigen Verfahrens einer einvernehmlichen 

Lösung positiv gegenüberstehe. Nachdem die Kreisverwaltung nach Angaben der Pe-

tenten zunächst nur die Hälfte der angefallenen Kosten erstatten wollte, wurden zwi-
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schenzeitlich jedoch die gesamten entstandenen Kosten für die Zeit in den Jahren 

2002 bis 2007 übernommen. 

 
Eine größere Anzahl an Eingaben erreichte den Bürgerbeauftragten zum Thema Kin-

dergarten und Kindertagesstätte. Die in diesem Zusammenhang vorliegenden Einga-

ben betreffen dabei unterschiedlichste Bereiche, wie die Beförderung zum Kindergar-

ten, den Erhalt eines Kindergartenplatzes in einer bestimmten Einrichtung und die Er-

hebung der Elternbeiträge. Dabei erreichten den Bürgerbeauftragten auch Eingaben, 

die die Beitragsfreiheit im letzten Kindergartenjahr zum Gegenstand hatten. Die Betrof-

fenen beanstandeten, dass von ihnen für den Monat August 2007 noch der Kindergar-

tenbeitrag gefordert wurde, obwohl doch das letzte Kindergartenjahr beitragsfrei sein 

sollte. Dies wäre durch die Forderung des Augustbeitrags allerdings nicht der Fall. 

 

Ab dem 1. Januar 2006 ist für Eltern in Rheinland-Pfalz das letzte Kindergartenjahr 

beitragsfrei. Der genaue Zeitraum der Beitragsfreiheit ist in § 13 Abs. 3 Kindertages-

stättengesetz (KitaG) festgelegt. Danach endet die Beitragsfreiheit in jedem Fall am 31. 

August des Jahres, in dem das Kind eingeschult wird. Der Beginn ist jedoch davon 

abhängig, wann im Jahr vor der Einschulung des Kindes die Sommerferien enden. 

Enden sie vor dem 15. August, so beginnt die Beitragsfreiheit im Kindergarten ab dem 

1. August. Enden die Sommerferien jedoch nach dem 15. August des Jahres vor der 

Einschulung, so beginnt die Beitragsfreiheit ab dem 1. September.  

 

Da im Berichtsjahr die Sommerferien am 17. August endeten, bedeutet dies für Kinder, 

die im Jahr 2008 eingeschult werden, dass die Beitragsfreiheit am 1. September 2007 

beginnt. Allerdings liegen die Sommerferien im Jahr 2008 früher und enden daher be-

reits am 1. August, sodass die Kinder bereits Anfang August eingeschult werden. Da 

die Kinder im August 2008 den Kindergarten jedoch nicht mehr besuchen, führt dies 

dazu, dass für diese Kinder tatsächlich die Beitragsfreiheit nur für 11 Monate besteht. 

Nach der gesetzlichen Regelung ist dagegen eine Beitragsfreiheit von 12 Monaten, 

also einem Jahr, gegeben, da die Beitragsfreiheit in jedem Jahr am 31. August endet. 

Trotz der nachvollziehbaren Argumentation der Eltern konnte die Erhebung des Eltern-

beitrags für den Monat August 2007 durch den Bürgerbeauftragten aufgrund der ge-

setzlichen Regelung nicht beanstandet werden. Die Petenten wurden darauf hingewie-

sen, dass sie sich mit einer so genannten Legislativeingabe für eine Änderung dieser 

Regelung einsetzen können. Ihrem Wunsch entsprechend, hat sich der Bürgerbeauf-

tragte daraufhin an den Präsidenten des Landtags Rheinland-Pfalz gewandt und ihn 

gebeten, sich des Anliegens anzunehmen. Ein Ergebnis liegt noch nicht vor.  
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Daneben gibt es in diesem Sachgebiet eine Vielzahl unterschiedlichster Eingaben, die 

beispielsweise die Bewilligung von Leistungen im Rahmen der Eingliederungshilfe, der 

Jugendhilfe, die Unterstützung durch das Jugendamt bei der Einforderung von Unter-

haltszahlungen von einem Elternteil oder Fragen im Zusammenhang mit der Unterbrin-

gung von Kindern oder älteren Menschen in Heimen betreffen. 

 

 

7.7 Sport 
 

Zu diesem Sachgebiet gab es im Berichtsjahr keine Eingabe. 

 

 
 
8 Landwirtschaft und Umwelt 
8.1 Landwirtschaft und Weinbau 
8.2 Jagd, Forst, Fischerei 
8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 
 

Die Zahl der Eingaben in diesen Bereichen ist insbesondere im Sachgebiet 8.1 gesun-

ken, was unter anderem in dem Umstand begründet sein dürfte, dass die Anzahl der 

durchgeführten Flurbereinigungsverfahren nicht mehr so hoch ist. 

 

Zum Thema Flurbereinigung ist vorab anzumerken, dass es sich dabei um ein behörd-

lich geleitetes und gesetzlich festgelegtes Verfahren handelt, dessen Ablauf durch das 

Flurbereinigungsgesetz vorgeschrieben ist. Das Verfahren zur Neuordnung des land- 

und forstwirtschaftlichen Grundbesitzes wird unter Mitwirkung der beteiligten Grundei-

gentümerinnen und Grundeigentümer, der Träger öffentlicher Belange und der land-

wirtschaftlichen Interessenvertretungen durchgeführt. Insoweit kommt der Beteiligung 

aller von der Neuordnung Betroffenen eine hohe Bedeutung zu.  

 

So hatten sich mehrere Petentinnen und Petenten an den Bürgerbeauftragten gewandt 

und beanstandet, dass sie über eine geplante Flurbereinigung nicht ausreichend infor-

miert worden seien und keine Gelegenheit gehabt hätten, ihre Argumente vorzubrin-

gen. Unter Federführung des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und 

Weinbau und unter Einsatz von neutralen Moderatoren konnte nach zahlreichen Ter-

minen und Gesprächen mit allen Beteiligten eine Einigung zwischen den unterschiedli-



 - 71 -

chen Anliegen und Interessen der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer erzielt 

werden, sodass der Durchführung des Flurbereinigungsverfahrens nichts mehr im We-

ge stand. Dazu ist zu erklären, dass das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirt-

schaft und Weinbau die für die Flurbereinigung oberste Landesbehörde ist und dort 

eine sogenannte Spruchstelle für Flurbereinigung besteht, die über Widersprüche der 

beteiligten Grundstückeigentümerinnen und Grundstückseigentümer entscheidet. In 

diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass sich auch in diesem Berichtszeitraum 

die gute und reibungslose Zusammenarbeit mit der Spruchstelle fortgesetzt hat. 

 

Im Sachgebiet Landwirtschaft wandten sich Bürgerinnen und Bürger mit unterschiedli-

chen Anliegen an den Bürgerbeauftragten, es war aber kein besonderer Schwerpunkt 

erkennbar. So beschwerte sich zum Beispiel ein Petent über eine Aufforderung der 

Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Weinbergsflächen zu roden. Hintergrund die-

ser Aufforderung war, dass der Petent den Weinberg trotz entgegenstehender Meldung 

noch bewirtschaftete, aber nicht spritzte. Nach den Vorschriften der Landesverordnung 

zum Schutz bestockter Rebflächen müssen auf der Rebfläche jedoch entweder Pflan-

zenschutzmaßnahmen durchgeführt werden oder aber der Weinberg muss gerodet 

werden, um die Entstehung und Ausbreitung von Schädlingen zu vermeiden. In einem 

anderen Fall beanstandete ein Landwirt die fehlerhafte Bewertung von ihm bewirt-

schafteter Flächen bei der Prämienzahlung für landwirtschaftliche Betriebe. Dem Pe-

tenten wurden daraufhin zusätzliche Zahlungsansprüche zugestanden. 

 

Im Sachbereich 8.3 Landschaftspflege, Tier- und Umweltschutz waren ebenfalls keine 

Besonderheiten zu erkennen. Hier begehrten Bürgerinnen und Bürger in mehreren 

Fällen von der Verwaltung die Fällung bzw. den Rückschnitt von Bäumen. So hatte 

sich ein Bürger an den Bürgerbeauftragten gewandt und begehrte, dass ein Baum in 

der Nähe seines Haus gefällt wird. Allerdings konnte dem Anliegen des Petenten nicht 

entsprochen werden, da es sich bei der Fällung dieses Baums, der nach Auskunft der 

Unteren Naturschutzbehörde einer der größten Bäume im Landkreis ist und das Land-

schaftsbild in besonderer Weise prägt, um einen Eingriff in Natur und Landschaft ge-

handelt hätte. Eine die Fällung rechtfertigende vom Baum ausgehende Gefährdung, 

wie sie der Petenten geltend gemacht hatte, konnte nach Kontrollen vor Ort nicht fest-

gestellt werden.  

 

Katzen waren das Anliegen von Petitionen zum Thema Tierschutz. Probleme im Zu-

sammenhang mit der Frage, was mit gefundenen Katzen zu tun ist, machte eine Pe-
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tentin geltend. Die Petentin betreibt einen Verein, der sich um Fundkatzen kümmert. 

Sie beanstandete die unzulängliche Versorgung gefundener Katzen in der Verbands-

gemeinde. Diese verwies jedoch auf die veröffentlichten Telefonnummern für solche 

Fälle und die langjährige Zusammenarbeit mit einem Tierheim, das auch gefundene 

Katzen aufnimmt. Die Petentin wurde gebeten, Finderinnen und Finder von Katzen in 

Zukunft an das Tierheim zu verweisen.  

 

Auch eine gefundene, aber verletzte Katze war Gegenstand einer Eingabe, mit der ein 

Petent die Erstattung von Tierarztkosten von einer Verbandsgemeinde begehrte, da er 

die verletzte Katze gefunden und dann zum Tierarzt gebracht hatte. Die Verbandsge-

meindeverwaltung verweigerte die Übernahme der Tierarztkosten, wie sich später her-

ausstellte zu Recht: denn es existiert keine Rechtsgrundlage, aufgrund der die Ver-

bandsgemeinde zur Kostentragung verpflichtet gewesen wäre. Während bei Fundtie-

ren ein Ersatzanspruch gegenüber der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer des Tieres 

besteht, besteht ein solcher bei herrenlosen Tieren gegenüber der öffentlichen Hand 

nicht. 

 

Aber auch Hunde waren Gegenstand von Eingaben, mit denen mehrere Petentinnen 

und Petenten die nach ihrer Auffassung nicht tiergerechte Haltung von Hunden bean-

standeten. Die Ermittlungen durch den Bürgerbeauftragten ergaben jedoch, dass im 

Rahmen mehrfacher, auch unangemeldeter, Kontrollen vor Ort keine tierschutz-

widrigen Zustände festgestellt werden konnten. 

 

 

8.4 Katasterwesen 
 

In diesem Bereich war im Vergleich zum Vorjahreszeitraum die Zahl der Eingaben na-

hezu unverändert.  

Es handelte sich um Probleme, die Bürgerinnen und Bürger mit den Vermessungs- und 

Katasterämtern im Land hatten. In der Regel ging es bei den Eingaben um Kostenent-

scheidungen für Gebäudeeinmessungen. Bei den Eingaben war jedoch zu berücksich-

tigen, dass sich die Höhe der beanstandeten Gebühren aus der Landesverordnung 

über die Gebühren der Vermessungs- und Katasterämter ergibt und damit gesetzlich 

festgelegt ist.  
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Auch um Gebühren, allerdings nicht deren Höhe, sondern um die Frage, ob die Gebühr 

überhaupt erhoben werden durfte, ging es einem Petenten, nach dessen Auffassung 

nicht er, sondern der Voreigentümer die Gebühr für die Einmessung einer Garage hät-

te zahlen müssen. Der Voreigentümer hatte entgegen der bestehenden Verpflichtung 

seinerzeit die Vermessung der Garage zur Übernahme in das Liegenschaftskataster 

nicht beantragt. Dies half dem Petenten jedoch nichts, da die Vermessungs- und Ka-

tasterbehörden die Einmessung auch von Amts wegen vornehmen können – und zwar 

auf Kosten desjenigen, der zum Zeitpunkt der Einmessung Eigentümer ist. 

 

 

8.5 Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 
8.6 Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 
8.7 Gewerbeaufsicht 
 

Im Sachgebiet 8.5 Gewässerunterhaltung, Wasserrecht und Hochwasser war im Be-

richtsjahr ein deutlicher Rückgang der Eingaben zu beobachten.  

 

So wandten sich einige Bürgerinnen und Bürger an den Bürgerbeauftragten und mach-

ten Folgen regional begrenzter Starkregenereignisse geltend. Bei solchen Anliegen ist 

stets danach zu fragen, ob die abwasserbeseitigungspflichtige Gemeinde ein Ver-

schulden an den Überschwemmungen trifft. Dabei kann die Frage, in welchen Fällen 

eine Gemeinde die Verantwortung für Schäden zu tragen hat, nicht generell beantwor-

tet werden. Im Einzelfall muss geprüft werden, ob der Gemeinde ein Verschuldensvor-

wurf gemacht werden kann und ob die Gemeinde verpflichtet gewesen wäre, weiterge-

hende Maßnahmen zu veranlassen. Solche Versäumnisse konnten aber z. B. bei einer 

Eingabe, in der die Petenten nach einer durch ein Starkregenereignis verursachten 

Überschwemmung ihres Grundstücks die Untätigkeit der Gemeinde beanstandet hat-

ten, nicht festgestellt werden. 

 

Rund um das Oberflächenwasser, dessen Nutzung und Verwertung ging es bei Einga-

ben im Sachgebiet 8.6. So begehrte z. B. ein Petent, Wasser aus einem Regenüber-

laufbecken der Gemeinde zur Bewässerung seines Gartens nutzen zu dürfen. Das hat-

te er allerdings nicht vorher beantragt, sondern den betonierten Graben für die Ober-

flächenwasserableitung einfach angeschlagen und einen Ablauf zu einem Teich ange-

legt. Da es sich dabei um seuchenhygienisch nicht unbedenkliches Abwasser handel-
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te, verweigerte die abwasserbeseitigungspflichtige Verbandsgemeinde dem Petenten 

die weitere Nutzung.  

 

Nicht um die Nutzung, sondern um die Beseitigung von Wasser ging es dagegen ei-

nem Petenten, der sich dagegen wehrte, dass er das anfallende „Schmutzwasser“ aus 

Waschmaschinen, Spülbecken und Küchen in einen vorhandenen Kanal einleiten soll-

te. Bislang hatte der Petent das Abwasser einfach in ein Gewässer III. Ordnung abge-

leitet. Dies stellt jedoch einen Verstoß gegen die Anforderungen an eine ord-

nungsgemäße Abwasserentsorgung dar.  

 

Probleme mit dem Oberflächenwasser ihrer Nachbarn hatte dagegen eine Petentin, die 

sich hilfesuchend an den Bürgerbeauftragten gewandt hatte. Das Oberflächenwasser 

zweier höher gelegener Grundstücke wurde über das Grundstück der Petentin abgelei-

tet. Die Petentin war aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung zur Duldung verpflich-

tet. Bei einem Ortstermin konnte festgestellt werden, dass zwar der Kanalanschluss 

intakt, jedoch nicht für katastrophenartige Regenereignisse ausgelegt war, sodass es 

zu dem von der Petentin beanstandeten Wassereintritt in den Keller ihres Hauses kam. 

Zu einer Verschärfung der Situation trug zudem bei, dass die Lichtschächte des Kellers 

entgegen den Regeln der Technik zu niedrig angeordnet sind, sodass der Petentin 

leider nicht geholfen werden konnte.  

 

Zu dem o. g. Sachgebiet zählen auch die Anliegen von Bürgerinnen und Bürgern, die 

sich gegen Gas-, Strom- und Wasserpreise wenden. So beschwerte sich ein Bürger 

über die Erhöhung des Gaspreises durch seinen Versorger. Ihm wurde das Zustande-

kommen des Gaspreises erklärt und darauf hingewiesen, dass die Gaspreise in den 

Jahren 2005 und 2006 bundesweit deutlich gestiegen sind und es sich daher nicht um 

einen Ausnahmefall nur seines Versorgers handelt. Ursache für die Preissteigerungen 

war nach Auskunft des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Wein-

bau unter anderem die sog. Ölpreisbindung, wonach die Bezugsverträge der Regional-

versorger mit den Ferngasunternehmen Preisgleitklauseln enthalten, die den Gas- an 

den Ölpreis koppeln. Allerdings werden die Gaspreise durch die Landeskartellbehör-

den überwacht und dort, wo Verdachtsmomente für ein preismissbräuchliches Verhal-

ten vorliegen, formelle Verfahren eingeleitet. In Rheinland-Pfalz ist die Landeskartell-

behörde beim Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau ange-

siedelt, die bei Vorliegen entsprechender Verdachtsmomente die privaten Anbieter 

kartellrechtlichen Überprüfungen unterzieht. Die hohe Abgabenlast im Bereich der 
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Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung war Gegenstand einer Eingabe, mit 

der ein Bürger insbesondere eine nach seiner Auffassung unangemessene Preisstei-

gerung beanstandete. Hier konnten dem Petenten lediglich die Gründe dargelegt wer-

den, die zu der beanstandeten Preissteigerung führten; das waren zum Beispiel um-

fangreiche Investitionen für die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung und für die 

Einrichtung einer flächendeckenden Abwasserentsorgung, die durch wiederkehrende 

Beiträge auf die Bürgerinnen und Bürger umgelegt werden. 

 

 

8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet liegt wie bereits im Vorjahr auf hohem 

Niveau und stellt einen nicht unwesentlichen Anteil an den gesamten Eingaben dar. 

Dabei war zu erkennen, dass sich Bürgerinnen und Bürger besonders im Zusammen-

hang mit dem Thema Lärm an den Bürgerbeauftragten gewandt haben. 

 

Dabei zeigt nicht nur die Schaffung eines „Tags gegen Lärm“, dass dieses Thema sehr 

viele Bürgerinnen und Bürger beschäftigt und es sich schon fast um ein gesellschaftli-

ches Problem handelt. Es handelt sich zudem um einen Bereich, von dem nahezu jede 

Bürgerin und jeder Bürger betroffen ist, da die Ursachen für Lärm ebenso vielfältig sind 

wie dessen Erscheinungsbilder. Immer mehr Menschen beklagen sich über den (zu-

nehmenden) Lärm. Bei den beanstandeten Geräuschen kann es sich um Verkehrslärm 

oder Fluglärm handeln sowie um Lärm, der von Menschen oder Tieren ausgeht. Es ist 

zwar festzustellen, dass sich in den letzten Jahren viel getan hat, um die Entstehung 

(weiteren) Lärms zu vermeiden. So gibt es zum Beispiel lärmarme Straßenbeläge, lei-

sere Flugzeuge und auch die aktuelle Diskussion um die Umrüstung des Schienenver-

kehrs auf lärmreduzierende Bremsen zeigt, dass viel in Bewegung ist. Doch trotz aller 

Bemühungen ist die Frage der Wahrnehmung von Lärm eine subjektive. Jeder Mensch 

hat ein anderes Lärmempfinden und genau das führt auch zu den Problemen, die nicht 

selten den einzelnen Eingaben zugrunde lagen.  

 

Allerdings muss die Frage, wann eine Verwaltung zum Einschreiten gegen Lärm be-

rechtigt und auch verpflichtet ist, objektiv beurteilt werden. Zu diesem Zweck sind die in 

den einschlägigen Gesetzen und Verordnungen festgelegten Grenzwerte entschei-

dend. Ergeben die Lärmmessungen, dass diese Grenzwerte nicht überschritten wer-

den, ist eine Anordnung lärmreduzierender Maßnahmen nicht möglich.  
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So wandten sich z. B. Petenten gegen Lärmbelästigungen, die von einem Druckereibe-

trieb ausgehen. Diverse Messungen hatten jedoch zu dem Ergebnis geführt, dass die 

festgelegten Immissionsschutzrichtwerte nicht überschritten werden und es sich damit 

um Lärm handelt, der hingenommen werden muss. Dabei beurteilt sich die Frage, was 

bzw. wie viel an Lärm zulässig ist, auch nach der Frage, welchen Charakter das jewei-

lige Gebiet aufweist bzw. wie es baurechtlich zu qualifizieren ist. In den genannten 

Eingaben handelte es sich um ein Gebiet, das anhand der tatsächlich vorhandenen 

Bebauung als Mischgebiet zu qualifizieren war. Aus diesem Grund mussten der Beur-

teilung der Lärmsituation und der Festsetzung eines Lärmgrenzwerts die für ein Misch-

gebiet maßgebenden Werte der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-

Lärm) zu Grunde gelegt werden. Diese sind höher als die für ein reines Wohngebiet 

geltenden Lärmgrenzwerte. Dies gilt erst recht für ein Gewerbegebiet. Ein Bürger, der 

mitten in einem Gewerbegebiet wohnt, beschwerte sich über den Lärm von Lastkraft-

wagen, die - wenn sie frühmorgens starten - ihn in seiner Nachtruhe stören. Hier konn-

te leider nicht geholfen werden, da gegen die Zulässigkeit des Parkens von Lastkraft-

wagen in einem Gewerbegebiet keine Bedenken bestehen.  

 

Dass Lärm subjektiv wahrgenommen wird, zeigt auch der Fall einer Petentin, die den 

Bürgerbeauftragten nach eigenem Bekunden bei der „Jagd nach einem Phantom“ um 

Hilfe gebeten hatte. Die Petentin nahm über einen längeren Zeitraum Geräusche war, 

konnte aber nicht feststellen, woher diese kamen. Mehrere Lärmmessungen zu unter-

schiedlichen Zeiten führten jedoch zu dem Ergebnis, dass das Geräusch weder ge-

messen noch von den anwesenden Mitarbeitern wahrgenommen werden konnte. Die 

Petentin gab indes an, das Geräusch während der Messungen gehört zu haben.  

 

Schön war, dass auch in den Angelegenheiten, in denen es um Lärmbelästigungen 

ging, einvernehmliche Lösungen erzielt werden konnten. So beschwerte sich eine Pe-

tentin über Lärmbelästigungen, die von Jugendlichen ausgingen. Nachdem durch die 

Verbandsgemeindeverwaltung entsprechende Gespräche mit den Jugendlichen ge-

führt wurden, unterblieben die Lärmbeeinträchtigungen. Einer anderen Eingabe lagen 

Lärmbelästigungen durch das nächtliche Betanken einer Tankstelle zugrunde. Auch 

hier konnte unter Mitwirkung der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd mit dem 

Tankstellenpächter eine Vereinbarung dahingehend getroffen werden, dass die Tank-

stelle zumindest zwischen 22.00 Uhr und 06.00 Uhr nicht beliefert wird. Anderswo half 

auch ein gemeinsames Gespräch zwischen dem Lärmverursacher, im konkreten Fall 
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der Ortsgemeinde, und den Beschwerdeführern und die darin gezeigte Bereitschaft 

beider Seiten eine Lösung zu finden.  

 

Aber nicht nur Lärmbelästigungen, sondern auch die Belästigung durch Rauch war 

Gegenstand von Eingaben. Auch hier entscheiden die Grenzwerte in Verbindung mit 

einem Termin vor Ort durch den zuständigen Schornsteinfegermeister, ob ein ord-

nungsbehördliches Einschreiten angezeigt ist oder nicht. Regelmäßig durchgeführte 

Kontrollen der Rauchgasfahne hatten jedoch keine Überschreitung der Grenzwerte 

ergeben, sodass dem Anliegen des Petenten nicht entsprochen werden konnte. 

 

Im Zusammenhang mit den Beschwerden im Bereich des Schornsteinfegerwesens 

hatte sich in einem Fall ein Bürger darüber beschwert, dass an einer Feuerstelle eines 

nicht bewohnten Geschosses seines Anwesens eine wiederkehrende Messung durch-

geführt worden war. Als er die Rechnung bekam und feststellte, dass auch die nicht 

mehr bewohnte Wohnung mit aufgeführt worden war, beschwerte er sich. Jedoch war 

die durchgeführte Messung nicht zu beanstanden, da die Feuerstelle noch in Betrieb 

gewesen war und demnach zwingend überprüft werden musste. Die Kehr- und Über-

prüfungsordnung Rheinland-Pfalz sieht zwar Ausnahmen wie zum Beispiel im Fall ei-

ner nicht funktionstüchtigen Anlage vor, die Frage des Bewohntseins einer Wohnung 

spielt dagegen keine Rolle. Ebenfalls unzufrieden mit der Überprüfung seiner Feueran-

lage war ein Petent, der geltend machte, dass das vorgeschriebene zwölfmonatige 

Kehrintervall nicht eingehalten werde. Laut Kehr- und Überprüfungsverordnung sind 

Abgasschornsteine und Abgasleitungen für Gasfeuerstätten einmal im Jahr zu überprü-

fen. Dabei kann es nach Auskunft des Landesinnungsverbands des Schornsteinfeger-

handwerks durchaus vorkommen, dass die Tätigkeit nicht exakt auf einen Zeitraum von 

12 Monaten fällt, sondern Zeitdifferenzen von vier bis sechs Wochen entstehen. Ent-

scheidend ist jedoch, dass die Kundin bzw. der Kunde die Gebühr nur einmal im Jahr 

zu entrichten hat.  
 

Hinsichtlich des Stands der Reformen im Bereich des Schornsteinfegerwesens ist zu 

sagen, dass es immer noch keinen Gesetzentwurf für ein neues Schornsteinfegerge-

setz gibt. Zur Erinnerung: die EU-Kommission hatte Teile des deutschen Schornstein-

fegergesetzes gerügt, da nach ihrer Auffassung gegen die Niederlassungs- und Dienst-

leistungsfreiheit verstoßen wird und im deutschen Schornsteinfegerwesen zu wenig 

Wettbewerb herrscht. Die Bundesregierung steht seitdem in Kontakt mit der EU-

Kommission und verhandelt über die Inhalte eines neuen Schornsteinfegergesetzes. 
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Ein EU-Recht-konformer Gesetzentwurf wird derzeit erarbeitet. Der Bürgerbeauftragte 

wird die Entwicklung in dieser Angelegenheit auch weiterhin aufmerksam beobachten.  

 

8.9 Abfallwirtschaft 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist gegenüber dem Vorjahr identisch. 

Besonderheiten oder Schwerpunkte konnten im Berichtszeitraum nicht festgestellt 

werden. 

 

Nur beispielhaft sei die Eingabe eines Bürgers erwähnt, der die Wintermonate regel-

mäßig im Ausland verbringt und daher eine Freistellung von den Abfallentsorgungsge-

bühren begehrt. Dies wäre auch möglich gewesen, d.h. es hätte eine Gebührenbefrei-

ung für die Zeit der Abwesenheit erfolgen können. Voraussetzung ist jedoch, dass die 

Abfallgefäße abgeholt werden – dies wollte der Petent jedoch nicht, damit sein Haus in 

der Zeit der monatelangen Abwesenheit nicht unbewohnt aussieht. 

 

 

9. Bauordnungs- und Bauplanungsrecht 
9.1 Bauleitpläne, Regionalplanung 
9.2 Baugenehmigungsverfahren 
9.3 Abrissverfügungen 
9.4 Denkmalpflege, Dorferneuerung 
9.5 Umlegungsverfahren 
 
Die Zahl der Eingaben zu diesen Sachgebieten lag insgesamt in etwa auf dem Niveau 

des Vorjahres, wobei jedoch in einzelnen Bereichen gegenläufige Entwicklungen fest-

stellbar sind. So sind die Eingaben zum Sachgebiet 9.1 Bauleitpläne, Regionalplanung, 

deutlich zurückgegangen, während in den Sachgebieten 9.2 Baugenehmigungsverfah-

ren und 9.4 Denkmalpflege, Dorferneuerung Zunahmen zu verzeichnen sind. Die auf-

fallende Zunahme beim letztgenannten Sachgebiet soll zum Anlass genommen wer-

den, auf diese Thematik im 3. Teil besonders einzugehen. 

 

Die Mehrzahl der Eingaben betraf Fälle, in denen Bürgerinnen und Bürger ihre Bau-

vorhaben nicht oder nicht in der gewünschten Weise verwirklichen konnten. Wenn die 

Ermittlungen dann ergeben, dass das geplante Bauwerk nicht im Einklang mit den 

maßgeblichen baurechtlichen und bauplanungsrechtlichen Vorschriften steht, wird zu-



 - 79 -

mindest nach Lösungen gesucht, wie den Betroffenen eventuell gleichwohl geholfen 

werden kann. Vielfach ist nämliche eine Bebauung unter geänderten Voraussetzungen 

durchaus möglich. Dann sollte aber die Verwaltung nicht bei dem strikten „es geht 

nicht“ verbleiben, sondern gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern konstruktiv 

nach Lösungsmöglichkeiten suchen. 

 

Schwierig wird es allerdings, wenn bauplanungsrechtlich eine Bebauung des Grund-

stücks nicht möglich ist. Dies musste beispielsweise eine Bürgerin erfahren, die ihr in 

einem dörflichen Bereich gelegenes Grundstück gern bebauen wollte. Sie machte gel-

tend, dass die Gemeinde „mit etwas gutem Willen“ den Bau durchaus ermöglichen 

könnte. Es erwies sich allerdings, dass das Grundstück im Außenbereich liegt und die 

Gemeinde nicht bereit ist, es in den bebaubaren Bereich mit einzubeziehen. Im Hin-

blick auf die Planungshoheit der Gemeinden konnte in diesem Fall leider keine Lö-

sungsmöglichkeit aufgezeigt werden.  

 

Auch in einer Reihe weiterer Eingaben ging es um die Frage der Zulässigkeit eines 

Bauvorhabens im Außenbereich. Hierbei ist häufig auch die Frage maßgebend, ob es 

sich um einen privilegierten landwirtschaftlichen Betrieb handelt oder nicht. Strittig war 

dies beispielsweise bei dem Wunsch einer Petentin, einen Unterstand für ihre Alpaka-

herde zu errichten. Auch wenn Alpakaherden in Rheinland-Pfalz durchaus noch kein 

gewohnter Anblick sind, konnte die zuständige Kreisverwaltung schließlich davon über-

zeugt werden, dass es sich auch in diesem Fall um einen landwirtschaftlichen Betrieb 

handelt, sodass die beantragte Genehmigung erteilt worden ist.  

 

Bisweilen scheitern Genehmigungen im Außenbereich nur deshalb, weil die Untere 

Naturschutzbehörde nicht zustimmt. Bei allem Respekt vor den Belangen des Natur-

schutzes stellt sich gleichwohl manchmal die Frage, ob nicht doch eine andere Lösung 

denkbar gewesen wäre. Der Bürgerbeauftragte veranlasst daher in entsprechenden 

Fällen jeweils eingehende Prüfungen, gegebenenfalls auch unter Einschaltung der 

Oberen Naturschutzbehörde, die dann nicht selten zu vertretbaren Lösungen führt. 

 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt bei Eingaben, mit denen Bauvorhaben anderer Bürge-

rinnen und Bürger beanstandet werden oder verhindert werden sollen. Sinn solcher 

Eingaben kann aber nicht sein, dass im Petitionswege einseitig die Interessen der Bür-

gerinnen und Bürger, die sich an den Bürgerbeauftragten gewandt haben, durchge-

setzt werden. Der Bürgerbeauftragte legt deshalb Wert darauf, dass die vorgebrachten 
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Argumente berücksichtigt werden und im Einzelnen auch darauf eingegangen wird, 

eine Entscheidung aber der Interessenlage aller Beteiligten gerecht wird. 

 

Immer wieder wenden sich auch Bürgerinnen und Bürger gegen die Errichtung von 

Sendemasten für Mobilfunkanlagen. Hierbei geht es allerdings weniger um baurechtli-

che bzw. bauplanungsrechtliche Fragen, sondern um die Angst, die häufig mit dem 

Betrieb solcher Sendeanlagen verbunden ist. Die Betriebserlaubnis erfolgt jedoch nicht 

durch die Baubehörde, sondern durch die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Te-

lekommunikation, Post und Eisenbahnen. Diese erteilt auch eine Standortbescheini-

gung. Daher kann ausschließlich von dieser Stelle aus geprüft werden, ob die Anlage 

die in der Verordnung über elektromagnetische Felder festgelegten Grenzwerte einhält. 

Liegen Betriebserlaubnis und Standortbeschreibung vor, erfolgt durch die Baubehörde 

auch noch eine baurechtliche Prüfung, wobei Anlagen mit einer Höhe bis zu 10 m kei-

ner Baugenehmigung bedürfen. Häufig wird geltend gemacht, dass von solchen Anla-

gen noch weitere schädigende Auswirkungen auf Umwelt und Menschen ausgehen. 

Aus den vorgenannten Gründen kann aber dies von den Baubehörden nicht geprüft 

werden. Im Übrigen gilt  insoweit abschließend die entsprechende Verordnung. Es wä-

re daher ausschließlich Sache des Bundes, die Grenzwerte zu ändern, wobei anzu-

merken ist, dass im europäischen Ausland teilweise andere Grenzwerte gelten. 

 

In einem Fall musste ein Bürger erfahren, dass Versäumnisse der Gemeinde im Zu-

sammenhang mit der Bauleitplanung nicht ohne weiteres zu Schadensersatzansprü-

chen führen. Ihm sind erhebliche Schäden entstanden, weil es an seinem Wohnhaus, 

das er in einem neuen Baugebiet errichtet hatte, zu Gebäuderissen gekommen war. Im 

Nachhinein hatte er Kenntnis davon erlangt, dass das Landesamt für Geologie und 

Bergbau in seiner Stellungnahme im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens empfoh-

len hatte, aufgrund eines Tonabbaus in der Nähe des Baugebiets eine Untersuchung 

durchführen zu lassen. Weil die zuständige Verbandsgemeindeverwaltung dieser Emp-

fehlung nicht entsprochen hat, war der Petent der Ansicht, dass sie ihm Schadenser-

satz für den Gebäudeschaden leisten müsse. Es lagen allerdings Gutachten vor, wo-

nach die eingetretenen Schäden mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht 

auf den Tonabbau zurückzuführen sind, sondern auf die Statik bzw. die Gründung des 

Hauses. Der Petent konnte letztlich nicht nachweisen, dass die entstandenen Schäden 

tatsächlich auf ein Versäumnis der Verbandsgemeinde im Bebauungsplanverfahren 

zurückzuführen sind. Die Verbandsgemeindeverwaltung lehnte daher den geltend ge-

machten Schadensersatzanspruch ab. 
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Besonders einschneidend sind für Bürgerinnen und Bürger Verfügungen, mit denen 

der Abriss vorhandener Baulichkeiten verlangt wird. Neben dem damit verbundenen 

materiellen Verlust kommen vielfach auch emotionale Gesichtspunkte hinzu, weil es 

sicherlich nicht leicht fällt, sich von etwas zu trennen, was vielfach unter großen Mühen 

und mit viel Zeitaufwand aufgebaut worden ist. Es ist daher verständlich, wenn die Be-

troffenen nach „jedem Strohhalm“ greifen, der den Erhalt der Baulichkeiten sichern 

könnte. Ein immer wiederkehrendes Thema in diesem Zusammenhang sind Zäune, 

Wochenendhütten und Ähnliches im Außenbereich. Vielfach sind die zuständigen Ver-

waltungen in diesen Fällen durchaus entgegenkommend, indem sie Fristen einräumen 

und sie gegebenenfalls auch verlängern. Umso schwerer fällt es dann allerdings, zu 

akzeptieren, wenn endgültig keine weitere Frist mehr eingeräumt wird. Wegen des mit 

einer Abrissverfügung verbundenen besonders schweren Eingriffs wird bei der Bear-

beitung solcher Eingaben großer Wert darauf gelegt, dass von der Verwaltung alle 

maßgeblichen Gesichtspunkte sorgfältig beachtet werden und auch nach anderweiti-

gen Lösungsmöglichkeiten gesucht wird. So ist beispielsweise zu prüfen, ob anstelle 

eines vollständigen Abrisses nicht gegebenenfalls auch ein Rückbau in Betracht kom-

men kann. 

 

 

9.6 Straßenbauplanung 
9.7 Grunderwerb für Straßenbau 
9.8 Straßenunterhaltung 
 
Die Zahl der Eingaben zu diesen Sachbereichen ist gegenüber dem Vorjahr deutlich 

zurückgegangen. Der Schwerpunkt lag zum einen bei Eingaben, mit denen sich Bürge-

rinnen und Bürger gegen beabsichtigte Straßenbaumaßnahmen wandten. Entweder 

wollten sie die Maßnahme gänzlich verhindern oder begehrten bauliche Lösungen, bei 

denen ihr angrenzendes Anwesen weniger belastet wird. Zum anderen mahnten Bür-

gerinnen und Bürger häufig Unterhaltungsmaßnahmen an klassifizierten Straßen an. In 

der Mehrzahl dieser Fälle fühlten sie sich als Anliegerinnen und Anlieger beeinträchtigt, 

wenn es zu Straßenschäden, Lärm- und Staubimmissionen, Erschütterungen oder auf 

ihr Anwesen abfließendes Oberflächenwasser kommt. In diesen Fällen ist der jeweils 

zuständige Landesbetrieb Mobilität den Beschwerden nachgegangen und hat im Rah-

men der gegebenen, auch finanziellen Möglichkeiten für Abhilfe gesorgt. 
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3. Teil  Besondere Themen 
 
 

Hartz IV und seine Auswirkungen – Erfahrungen des Jahres 2007 
 
Die Auswirkungen der sogenannten „Hartz-IV-Gesetze“ waren auch im Berichtsjahr, 

trotz leicht sinkender Eingabezahlen, zu spüren. Daher soll an dieser Stelle über die 

aktuelle Entwicklung berichtet werden. 

 

Bevor im Folgenden auf die einzelnen Schwerpunkte der Eingaben im Berichtsjahr 

näher eingegangen wird, sollen zunächst einige allgemeinere Ausführungen voran-

gestellt werden. Bei einer Zusammenstellung der Eingaben nach Arbeitsgemein-

schaften ist festzustellen, dass aus dem Bereich der Stadt Mainz und des Landkrei-

ses Mainz-Bingen insgesamt ca. 30 % der gesamten Eingaben kommen, wobei auf 

den Bereich der Stadt Mainz der größere Anteil entfällt.  

 

Zu den Optionskommunen ist zu sagen, dass den Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr 

aus dem Bereich der Kreisverwaltung Südwestpfalz keine Eingabe und aus dem Be-

reich der Kreisverwaltung Vulkaneifel lediglich drei Eingaben erreichten. 

 

Eine Bewertung dieser Zahlen ist damit jedoch nicht verbunden. Für den Bereich 

Mainz sei angemerkt, dass sicher viele Bürgerinnen und Bürger von der Möglichkeit, 

persönlich im Büro des Bürgerbeauftragten vorzusprechen, Gebrauch machen, da es 

quasi um die Ecke liegt und sie sich so Schriftwechsel und etwaige Diskussionen er-

sparen können.  

 

Insgesamt ist auch im Berichtsjahr festzuhalten, dass die Zusammenarbeit mit den 

Arbeitsgemeinschaften weit überwiegend unproblematisch verläuft. Der Bürgerbeauf-

tragte möchte sich daher auch in diesem Jahr für die gute Zusammenarbeit, die nicht 

unbedingt selbstverständlich ist, ausdrücklich bedanken. 

 

Die Schwerpunkte der Eingaben sind etwa gleich geblieben. Sie betreffen insbeson-

dere die Bewilligung des beantragten Arbeitslosengeldes II oder einer einmaligen 

Beihilfe, die Höhe der tatsächlichen Leistungen, die Auszahlung der Leistungen sowie 

die Unterkunftskosten. Allerdings ist anzumerken, dass es in vielen Fällen auch 

schwierig ist, die auftauchenden Probleme an einem bestimmten Punkt festzuma-

chen. So wenden sich die Bürgerinnen und Bürger in vielen Fällen mit der allgemei-
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nen Aussage an den Bürgerbeauftragten, dass sie Probleme mit ihrer Arbeitsgemein-

schaft haben. Diese Probleme beziehen sich meist auf die gesamte Bearbeitung ihrer 

Angelegenheit. Daher kann eine eindeutige Zuordnung, ob es beispielsweise um die 

Höhe der Unterkunftskosten oder die Bewilligung eines Mehrbedarfs geht, in einem 

Großteil der Fälle nicht erfolgen. Und da viele Bürgerinnen und Bürger über einen 

längeren Zeitraum Arbeitslosengeld II beziehen und es dabei immer wieder zu Prob-

lemen kommt, gibt es viele Fälle, in denen sich die betroffenen Bürgerinnen und Bür-

ger immer wieder an den Bürgerbeauftragten wenden.  

 

Zur Veranschaulichung dieser Problematik soll der Fall eines Bürgers dienen, der 

sich im Jahr 2006 erstmals an den Bürgerbeauftragten wandte, da es Probleme mit 

den Mietzahlungen durch die Arbeitsgemeinschaft gab, die direkt an die Vermieterin, 

eine Wohnungsbaugesellschaft, erfolgen sollten, da der Petent zu der Zeit über kein 

eigenes Konto verfügte. Die Arbeitsgemeinschaft hatte auf der Überweisung eine 

falsche Kontonummer angegeben, sodass sich die Mietzahlungen erheblich verzö-

gerten und die Kündigung des Mietverhältnisses erfolgte. Gleichzeitig gab es Proble-

me mit Rückzahlungen und Anrechnungen im Zusammenhang mit der Nebenkosten-

abrechnung. Die Probleme konnten zunächst geklärt werden und die Kündigung der 

Wohnung wurde zurückgenommen. Im weiteren Verlauf beanstandete der Petent, 

dass ein Ende Oktober 2006 von ihm abgegebener Fortzahlungsantrag nicht bearbei-

tet worden war, sodass er ab Dezember 2006 kein Geld mehr erhalten hatte. Die Über-

prüfung durch die Arbeitgemeinschaft ergab, dass der abgegebene Antrag „aus unerfind-

lichen Gründen nicht bei der zuständigen Leistungssachbearbeiterin angekommen“ 

war. Zwar konnte dieses Problem aufgrund einer Vorsprache des Petenten Anfang 

Dezember bei der Arbeitsgemeinschaft kurzfristig gelöst werden. Die verspätete Be-

willigung führte aber dazu, dass die Mietzahlung nicht rechtzeitig an die Vermieterin 

geleistet wurde, sodass dem Petenten wieder die Kündigung des Mietverhältnisses 

angedroht worden war. Im Berichtsjahr wandte sich der Petent dann erneut an den 

Bürgerbeauftragten, weil er eine Rückzahlung zuviel gezahlter Nebenkosten erhalten 

hatte und in diesem Zusammenhang aufgrund seiner bisherigen Erfahrungen mit der 

Arbeitsgemeinschaft weitere Probleme befürchtete. Ihm wurde vorgeschlagen, sich 

zunächst an die zuständige Sachbearbeiterin zu wenden. Allerdings traten die vom 

Petenten befürchteten Probleme tatsächlich ein, sodass ein erneutes Tätigwerden 

des Bürgerbeauftragten erforderlich wurde. Während in einigen anderen Fällen die 

betroffenen Bürgerinnen und Bürger auch durch den Bürgerbeauftragten darauf hin-

gewiesen werden mussten, Ihre Anträge rechtzeitig zu stellen und ihren Mitwirkungs-

pflichten nachzukommen, damit eine Bearbeitung der Angelegenheit auch ordnungs-
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gemäß erfolgen kann, sieht der Bürgerbeauftragte nicht, dass diesem Bürger ein Vor-

wurf in dieser Richtung zu machen ist.  

 

Auch gibt es immer wieder Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern über Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter der Arbeitsgemeinschaften, da die Betroffenen mit der Bear-

beitung ihrer Angelegenheit nicht einverstanden sind oder sie einfach mit ihrer Sach-

bearbeiterin bzw. ihrem Sachbearbeiter „nicht klar kommen“. Die Arbeitsgemeinschaf-

ten sind in der Regel bemüht, diese Probleme aufzuklären. Es stellt sich jedoch auch 

oft heraus, dass die Betroffenen ihren Mitwirkungspflichten nicht oder nur unzurei-

chend nachkommen, sodass die Probleme daraus resultieren und nicht in der Person 

der Sachbearbeiterin bzw. des Sachbearbeiters begründet sind.  

 

Jedoch sollte aus Sicht des Bürgerbeauftragten bei allem Verständnis für die Arbeits-

belastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Arbeitsgemeinschaften versucht 

werden, im einen oder anderen Fall etwas mehr auf die sog. Kunden einzugehen. So 

beklagte eine 62 Jahre alte Empfängerin von Arbeitslosengeld II, dass der für sie zu-

ständige Sachbearbeiter sie nur mangelhaft berate und sie auf ihre Fragen kaum 

Auskünfte erhalte. Sie wollte daher einen anderen Sachbearbeiter bzw. eine andere 

Sachbearbeiterin erhalten. Die Arbeitsgemeinschaft teilte dazu mit, dass der derzeiti-

ge Ansprechpartner der Petentin sehr kompetent und in der Lage ist, über rechtliche 

Sachverhalte „empfängerorientiert zu kommunizieren“. Weiter führte sie aus: „Auf-

grund der Komplexität der rechtlichen Grundlagen ist die Möglichkeit zum Verständ-

nis stark an die kognitiven Fähigkeiten der Empfänger von Arbeitslosengeld II gekop-

pelt. Bei den vielfältigen Kontakten zwischen der Petentin und dem Sachbearbeiter 

konnte jedoch aufgrund der vorhandenen intellektuellen Fähigkeiten nicht immer Ein-

vernehmen erzielt werden.“ Nach Ansicht der Arbeitsgemeinschaft wird dies auch 

nicht durch die Zuordnung zu einem anderen Mitarbeiter erreicht, sondern liegt „aus-

schließlich in der Petentin begründet“. Dem ist, um es vornehm zu formulieren, hef-

tigst zu widersprechen. Nach Auskunft der Petentin hatte sie bei ihrer vorherigen An-

sprechpartnerin keine Probleme, die rechtlichen Zusammenhänge zu verstehen. Bei 

Fragen könne sie diese auch jetzt noch erreichen. Nach telefonischen Kontakten der 

Petentin mit dem Büro des Bürgerbeauftragten kann der Eindruck der Arbeitsgemein-

schaft nicht bestätigt werden. Allerdings lässt bereits die Stellungnahme der Arbeits-

gemeinschaft die Frage aufkommen, ob eine „empfängerorientierte Kommunikation“, 

die auch eine Darstellung der Probleme bzw. eine Erläuterung der rechtlichen Grund-

lagen in einfachen Worten umfassen sollte, tatsächlich erfolgt ist. 
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Nach wie vor gibt es immer noch Probleme und Fragen wegen der Unübersichtlich-

keit der Bescheide. Diese Thematik wurde bereits in den vergangenen Jahren vom 

Bürgerbeauftragten angesprochen. Geändert hat sich daran auch im Berichtsjahr 

jedoch nichts. Der Bürgerbeauftragte ist nach wie vor der Auffassung, dass viele Pro-

bleme erst gar nicht entstehen würden, wenn die Berechnungen des Arbeitslosengel-

des II für die Empfängerinnen und Empfänger verständlicher wären. Zudem sind 

wichtige Hinweise in den Bewilligungsbescheiden zum Teil sehr versteckt zwischen 

allgemeinen Hinweisen enthalten. Auch die Rechtsbehelfsbelehrung ist nicht eindeu-

tig gekennzeichnet, sodass auch diese von einigen Betroffenen übersehen wurde. 

 

Bezüglich der Schwerpunkte der Eingaben ist festzustellen, dass ein großer Teil der 

Eingaben weiterhin die Übernahme der Kosten für Unterkunft und Heizung betrifft. 

Wie in den vergangenen Jahren spielt dabei auch die Höhe der zu zahlenden Leis-

tungen eine Rolle, da im Rahmen des Arbeitslosengeldes II nur die angemessenen 

Kosten der Unterkunft übernommen werden. Die Eingaben zu dieser Thematik sind 

allerdings im Vergleich zu den Vorjahren zurückgegangen. Es gibt jedoch vermehrt 

Eingaben, in denen die Übernahme der Neben- und Heizkosten begehrt wird. In 

diesem Zusammenhang wurde dabei oft auch die lange Bearbeitungsdauer bean-

standet. Die allgemeine Erhöhung der Kosten z. B. für Öl und Gas schlägt sich auch 

in diesem Bereich nieder. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass nicht von 

vornherein ein Anspruch auf Übernahme der tatsächlichen Kosten besteht, da auch 

für die Heizkosten gilt, dass diese nur in angemessener Höhe übernommen werden. 

Insoweit ist auch hier eine Prüfung des Einzelfalls erforderlich, die in der Regel aber 

auch erfolgt. 

 

Weiter gehört in diesen Komplex auch die Frage der Übernahme von Umzugskosten. 

Sofern die Betroffenen aufgefordert werden, sich eine andere Wohnung zu suchen, 

können die Kosten für einen Umzug übernommen werden. Voraussetzung ist jedoch, 

dass vor Abschluss des Mietvertrages die Zusicherung für die Kostenübernahme ein-

geholt wird. Ist die neu angemietete Wohnung angemessen, können Wohnungsbe-

schaffungskosten und Umzugskosten übernommen werden; auch eine darlehenswei-

se Übernahme der Kaution kann erfolgen. Voraussetzung ist jedoch eine vorherige 

Zusicherung durch die Arbeitsgemeinschaft. In diesem Rahmen werden dann auch 

die Kosten übernommen. So wurde beispielsweise einer Petentin die Kostenüber-

nahme für die Renovierung, die Kaution und einen Umzugswagen in Höhe von 95 € 

zugesichert. Die Petentin erteilte dann jedoch ohne vorherige Absprache einen Auf-

trag, bei dem 80 Arbeitsstunden zu jeweils 10 € pro Stunde in Rechnung gestellt wur-
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den. Unabhängig von der fehlenden Plausibilität der Stundenzahl sah die Arbeitsge-

meinschaft aufgrund der ohne Absprache erfolgten Auftragsvergabe keine Möglich-

keit, dieser im Nachhinein zuzustimmen und die Kosten zu übernehmen. 

 

Darüber hinaus reklamierten Bürgerinnen und Bürger im Berichtsjahr vielfach, dass 

von ihnen beantragte Leistungen nicht oder nicht rechtzeitig bewilligt wurden. In 

diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass ein Antrag auf Gewährung 

von Leistungen möglichst rechtzeitig gestellt werden sollte und die Antragsteller 

auch ihren Mitwirkungspflichten nachkommen und die notwendigen Unterlagen ein-

reichen müssen. So beanstandete z. B. ein Petent, der nach Rheinland-Pfalz um-

gezogen war, dass er bei der Arbeitsgemeinschaft am 18. Juli per E-Mail einen An-

trag gestellt und am 1. August die geforderten Unterlagen abgegeben habe. Bis 

zum 31. Juli hatte er Leistungen durch eine Optionskommune in Nordrhein-

Westfalen bezogen. Erst am 24. August wurden von ihm neue Unterlagen angefor-

dert. Die Arbeitsgemeinschaft teilte dazu mit, dass ein Zugriff auf die Daten der Op-

tionskommune nicht möglich war, sodass der Petent die zur Entscheidung erforder-

lichen Unterlagen vorlegen musste. Die Leistungen wurden dann nach Vorlage der 

Unterlagen Anfang September ausgezahlt. 

 

Weitere Probleme gibt es bei der Bewilligung oder Aufhebung der Leistungen auch 

dann, wenn festgestellt wird, dass die Antragstellerin bzw. der Antragsteller mit einem 

Partner bzw. einer Partnerin in einer eheähnlichen Gemeinschaft lebt. Nach den Vor-

schriften des SGB II wird beim Vorliegen bestimmter Kriterien das Bestehen einer 

Einstehensgemeinschaft vermutet, insbesondere dann, wenn die Betroffenen seit 

mehr als einem Jahr in einem gemeinsamen Haushalt leben oder Kinder versorgen. 

Diese Vermutung kann jedoch von den Betroffenen widerlegt werden. So konnte in 

einem Fall ein Petent die Vermutung der Arbeitsgemeinschaft widerlegen, dass zwi-

schen ihm und seiner 84 Jahre alten Vermieterin eine solche Verantwortungs- und 

Einstehensgemeinschaft besteht. Im Laufe des Petitionsverfahrens teilte die Arbeits-

gemeinschaft mit, dass das Vorliegen der Verantwortungs- und Einstehensgemein-

schaft nicht eindeutig ist und die zunächst erfolgte Kürzung der Leistungen aufgeho-

ben wurde. 

 

Daneben erreichen den Bürgerbeauftragten viele Eingaben zu den unterschiedlichs-

ten Bereichen, in denen es beispielsweise um die Übersendung eines ärztlichen 

Zeugnisses, die Anmeldung bei der Krankenkasse oder die Gewährung eines Darle-

hens zum Erwerb einer Waschmaschine, einer Brille oder ähnlichem geht. Auch be-
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gehren einige Bürgerinnen und Bürger die Vermittlung eines Arbeitsplatzes bzw. die 

Unterstützung bei der Suche nach einem Arbeitsplatz, da ihnen das Angebot der Ar-

beitsgemeinschaft nicht ausreicht.  

 

Abschließend ist festzustellen, dass die Zahl der Eingaben, die den Bürgerbeauftrag-

ten im Berichtsjahr erreicht haben, zwar leicht gesunken ist, die Probleme bei der 

Bearbeitung, den unübersichtlichen Bescheiden und den vorgegebenen Formulierun-

gen, die nicht unbedingt auf die tatsächliche Situation eingehen, und die bereits in 

den Vorjahren kritisiert wurden, bestehen jedoch nach wie vor fort. Inwieweit in naher 

Zukunft eine Änderung, auch aufgrund der zu ändernden Struktur der Arbeitsgemein-

schaften aufgrund des am 20. Dezember 2007 ergangenen Urteils des Bundesver-

fassungsgerichts, erfolgt, soll dahingestellt bleiben, wünschenswert jedenfalls wäre 

sie. In diesem Zusammenhang stellt der Bürgerbeauftragte auch im Berichtsjahr er-

neut fest, dass die klare Zuweisung von Zuständigkeiten und Leistungen aus einer 

Hand – wie dies bei den Optionskommunen der Fall ist – den Interessen der Betrof-

fenen offensichtlich mehr entgegenkommt. Aufgrund seiner Erfahrungen spricht sich 

der Bürgerbeauftragte deshalb weiter dafür aus, dass alle Bestrebungen dahin gehen 

sollten, dass die Umsetzung des SGB II weiter dezentral erfolgt, um durch die kom-

munale Nähe die örtlichen und regionalen Besonderheiten besser berücksichtigen zu 

können. Nürnberg ist in diesem Zusammenhang weit weg.  

 
 

Erstmals Sprechtag des Bürgerbeauftragten in einer JVA 
 
Am 24. Oktober 2007 fand ein Sprechtag des Bürgerbeauftragten in der JVA Rohr-

bach statt. Es handelte sich hierbei um den ersten Sprechtag, der überhaupt seit 

Schaffung des Amtes im Jahre 1974 in einer Justizvollzugsanstalt abgehalten wurde. 

Das persönliche Gespräch und der direkte Kontakt zu den Bürgerinnen und Bürgern 

ist ein wichtiger Bestandteil der Tätigkeit des amtierenden Bürgerbeauftragten. Künf-

tig sollen in den rheinland-pfälzischen Justizvollzugsanstalten regelmäßig auch 

Sprechtage durchgeführt werden, damit auch den Gefangenen die Möglichkeit gege-

ben wird, sich in Ausübung des Petitionsrechts nicht nur schriftlich, sondern im per-

sönlichen Gespräch an den Bürgerbeauftragten wenden zu können. Bei dem Sprech-

tag in der JVA Rohrbach zeigte sich, dass es unabhängig von den jeweiligen Einzel-

anliegen offensichtlich auch einige grundsätzliche Probleme gibt. Dieser Eindruck war 

schon zuvor im Zusammenhang mit der Bearbeitung der bisherigen aus der JVA 

Rohrbach stammenden Eingaben entstanden. 
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Insbesondere wurde von den Gefangenen, die sich beschwert haben, unter anderem 

geäußert, dass sie den Vollzug in der JVA Rohrbach eher als Verwahrvollzug wahr-

nehmen und keine Perspektive für ihre Resozialisierung erkennen können. Hierbei 

war durchaus eine differenzierte Sichtweise der Gefangenen festzustellen. Es ging 

keineswegs um eine mangelnde Akzeptanz der grundsätzlich mit der Vollstreckung 

einer Freiheitsstrafe verbundenen Einschränkungen. So äußerten Gefangene, mit 

denen der Bürgerbeauftragte gesprochen hat, dass sie nahezu ausnahmslos wissen, 

warum sie in der JVA sind und sich durchaus der Konsequenzen, die sich aus einer 

Freiheitsstrafe ergeben, bewusst sind. Es wurde aber überwiegend die Meinung ver-

treten, dass der Strafvollzug „menschlicher“ gestaltet werden sollte, als es derzeit in 

der JVA Rohrbach offensichtlich der Fall sei. Einige Gefangene hatten auch schon in 

anderen Vollzugsanstalten Freiheitsstrafen verbüßt, sodass sie durchaus Ver-

gleichsmöglichkeiten haben. 

 

Als besonders bedrückend wurde empfunden, dass der Kontakt zu Mitgefangenen 

offensichtlich auf ein Mindestmaß beschränkt wird. So würden selbst kürzeste Wort-

wechsel bei zufälligen Begegnungen unterbunden. Besonders vermisst wird ein 

Wohngruppenvollzug. 

 

Als nicht mehr zeitgemäß wird von den Gefangenen empfunden, dass es in der JVA 

Rohrbach keine Möglichkeit gibt, Telefongespräche nach außen führen zu können. In 

besonderen Einzelfällen, beispielsweise bei schweren Erkrankungen von Angehöri-

gen, können zwar Telefongespräche ermöglicht werden. Dies ändert aber nichts dar-

an, dass im Gegensatz zu anderen Vollzugsanstalten in Rheinland-Pfalz die sozialen 

Kontakte erheblich eingeschränkt sind. Nach Ansicht des Bürgerbeauftragten besteht 

hier dringender Handlungsbedarf. Die Zufriedenheit der Gefangenen sowie mögli-

cherweise auch das gesamte Klima würden sich dadurch vielleicht etwas bessern, 

wenn die Möglichkeit besteht, mit den Angehörigen Telefongespräche zu führen. 

 

Ähnlich verhält es sich auch bei der immer wieder zu hörenden Klage, dass samstags 

keine Post verteilt wird und an den Wochenenden keine Besuche stattfinden dürfen. 

Auch insoweit sieht der Bürgerbeauftragte Handlungsbedarf, um die für eine Resozia-

lisierung dringend notwendigen sozialen Kontakte zu fördern. 

 

Zum Ablauf des Sprechtages in der JVA Rohrbach ist anzumerken, dass sich der 

Bürgerbeauftragte dort nicht besonders freundlich aufgenommen fühlte. Im Übrigen 

kann sich der Bürgerbeauftragte aufgrund einiger Hinweise, die er bei seinen Ge-
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sprächen erhalten hat, des Eindrucks nicht erwehren, dass sein Angebot, mit Gefan-

genen Gespräche zu führen, von einigen Bediensteten offensichtlich sehr kritisch 

gesehen wird. So wurde von einigen Gefangenen berichtet, dass sie sich nicht aus-

reichend informiert fühlten. In einigen Fällen seien sie bei der Anmeldung zum Ge-

spräch von Bediensteten gefragt worden, was sie denn vom Bürgerbeauftragten ei-

gentlich möchten. Nach dem Gespräch, so wurde von einigen Gefangenen berichtet, 

seien sie über den Inhalt des Gesprächs mit dem Bürgerbeauftragten befragt worden. 

Sollte die Kontaktaufnahme der Gefangenen mit dem Bürgerbeauftragten tatsächlich 

erschwert worden sein, so könnte dies durchaus als Beeinträchtigung des parlamen-

tarischen Kontrollrechts gesehen werden. Dies aber kann nicht gewollt sein; dem 

müsste auch deutlich entgegen getreten werden.  

 

Um den gewonnenen Eindruck auf eine breitere Basis stellen zu können, hat der Bür-

gerbeauftragte nach dem Sprechtag die Gefangenen, die sich in letzter Zeit schriftlich 

an ihn gewandt hatten, angeschrieben und um die Beantwortung einiger Fragen ge-

beten. Hierbei wurden durchweg dieselben Kritikpunkte laut, sodass es sich offen-

sichtlich nicht nur um die subjektive Sichtweise einzelner Gefangener handelt. 

 

Der Bürgerbeauftragte wünscht sich ausdrücklich, dass sowohl bei den beim Sprech-

tag als auch aufgrund der Umfrage erhobenen Kritikpunkten der Gefangenen nach 

Abhilfemöglichkeiten gesucht wird. Zu diesem Zweck sowie zur Aufarbeitung der 

beim Sprechtag gewonnenen Erkenntnisse führte der Bürgerbeauftragte zunächst ein 

Gespräch mit dem Minister der Justiz, Dr. Heinz Georg Bamberger, und der Staats-

sekretärin im Ministerium der Justiz, Beate Reich. In diesem Gespräch wurde ein wei-

teres Gespräch unter Beteiligung der Staatssekretärin, der zuständigen Abteilung des 

Ministeriums der Justiz, der JVA Rohrbach, dem Bürgerbeauftragten und seinem 

Stellvertreter vereinbart. Außerdem wird der Bürgerbeauftragte selbstverständlich 

auch das Parlament, und zwar die insoweit zuständige Strafvollzugskommission un-

terrichten. In den weiteren Gesprächen ging es insbesondere darum, dass die Ge-

fangenen nicht die Möglichkeit haben, Telefongespräche zu führen, um ein besseres 

Angebot von Freizeitmöglichkeiten, um die Postausgabe an Samstagen sowie um die 

Kritik an den Vollzugsplänen. Erfreulicherweise wird die Forderung, Telefongesprä-

che führen zu können, vom Ministerium der Justiz unterstützt. Bezüglich des besse-

ren Freizeitangebots verweist die JVA Rohrbach darauf, dass sie die erste Anstalt mit 

einem Vollzugskonzept sei. Es gebe große Bemühungen, sinnvolle Freizeitangebote 

und Arbeitsmöglichkeiten anzubieten. Es wurde zugesagt, das Angebot nochmals 

kritisch zu hinterfragen, zu überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren. Zudem 
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soll die Rückkoppelung zu den Gefangenen verstärkt werden. Wegen einer etwaigen 

Postausgabe an Samstagen hat die JVA Rohrbach eine wohlwollende Prüfung zuge-

sagt. Im Zusammenhang mit der Kritik an den Vollzugsplänen kam zur Sprache, dass 

diese häufig von Gefangenen als zu schematisch empfunden werden. Den Be-

schwerden soll einerseits in jedem Einzelfall nachgegangen werden, darüber hinaus 

sollen sie aber auch unabhängig vom Einzelfall in einer Gesamtschau daraufhin ge-

prüft werde, ob an der einen oder anderen Stelle zu schematisch verfahren wurde. 

Schließlich soll die Anfertigung der Vollzugspläne ein Punkt der internen Diskussion, 

der Weiterbildung und der Evaluierung in der Behandlungsgruppe werden. Abschlie-

ßend wurde dem Bürgerbeauftragten zugesichert, ihn zeitnah über die Ergebnisse 

der veranlassten Prüfungen zu unterrichten. Der Bürgerbeauftragte wird über die wei-

tere Entwicklung berichten.  

 
 

Erhöhung der Kraftfahrzeugsteuer 
 

Im Berichtszeitraum haben sich zahlreiche Petentinnen und Petenten im Zusammen-

hang mit der Veranlagung zur Kraftfahrzeugsteuer an den Bürgerbeauftragten ge-

wandt. Die Petentinnen und Petenten sind Halterinnen und Halter von Fahrzeugen 

mit einem Gesamtgewicht über 2,8 t, die bis Anfang 2007 wie Lastkraftwagen be-

steuert wurden. Dies hatte für die Halterin bzw. den Halter den Vorteil, dass eine ge-

genüber der Steuer für Personenkraftwagen niedrigere Steuer zu zahlen war. Zu Be-

ginn des Jahres 2007 wurden geänderte Steuerbescheide verschickt und die Halte-

rinnen und Halter rückwirkend – und dies stellte für meisten Petentinnen und Peten-

ten das eigentliche Problem dar - zum 01.05.2005 zu der höheren Steuer für Perso-

nenkraftwagen veranlagt. Dies galt auch für solche Fahrzeuge, die in der Zwischen-

zeit bereits veräußert oder stillgelegt worden waren, wofür die betroffenen Bürgerin-

nen und Bürger erst recht kein Verständnis hatten. Die Petentinnen und Petenten 

beanstandeten daher zum einen die erhöhte Steuer, zum anderen insbesondere aber 

auch die rückwirkende Veranlagung.  

 

Die Ermittlungen ergaben, dass bis zum 30.04.2005 die kraftfahrzeugsteuerrechtliche 

Einordnung von z.B. schweren Geländewagen auf der Grundlage des § 23 Abs. 6 a 

der Straßenverkehrszulassungsordnung erfolgte. Diese Regelung ist jedoch am 

02.11.2004 mit Wirkung zum 01.05.2005 aufgehoben worden. Seit dem 01. 05. 2005 

können Kombinationsfahrzeuge wie Geländewagen, sog. Sport-Utility-Vehicles, 

Großraumlimousinen und Kleinbusse nicht mehr anhand der 2,8 t-Grenze in Last-
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kraftwagen und Personenkraftwagen unterteilt werden, sondern anhand von Kriterien, 

die von der Rechtsprechung hierzu entwickelt wurden und die sich im Dritten Gesetz zur 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 21. 12. 2006 wiederfinden. Hierzu zäh-

len insbesondere die Platzverhältnisse im Innenraum. Die Fahrzeuge, die anhand der 

objektiven Beschaffenheitskriterien die Begriffsmerkmale für Personenkraftwagen erfül-

len, werden als solche nach Hubraum und Immissionsverhalten besteuert. Damit wurde 

vom Gesetzgeber die Diskussion über das sog. „Steuerprivileg von (Luxus-) Gelände-

wagen“ aufgegriffen.   

 

Die Oberfinanzdirektion Koblenz wies darauf hin, dass, da dieses Gesetz lediglich die 

seit dem 01.05.2005 bestehende Rechtslage wiedergibt, es zu keiner rückwirkenden 

Belastung führt. Nach Auskunft der Oberfinanzdirektion ist der Grund für die Steuer-

nachforderungen darin zu sehen, dass das Land Rheinland-Pfalz, nachdem die Bun-

desregierung vor zwei Jahren die Änderung der Besteuerungsgrundlage beschlossen 

hatte, ohne dass Kriterien für die Durchführung der Besteuerung vorgelegen haben, 

zunächst den Ausgang des Gesetzgebungsverfahrens abgewartet hat. Dadurch sind 

die Halterinnen und Halter der Fahrzeuge zwei Jahre lang in den Genuss von - vor-

läufig - niedrigeren Steuern gekommen.  

 

Die einzige Möglichkeit zur Vermeidung der erhöhten Steuer besteht im Nachweis 

bzw. der Glaubhaftmachung, dass das jeweilige Fahrzeug nicht vorrangig zur Perso-

nenbeförderung ausgelegt und gebaut ist. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn 

die zur Personenbeförderung dienende Bodenfläche kleiner ist als die Hälfte der ge-

samten Nutzfläche des Fahrzeugs.  

 

Da zwischenzeitlich mehrere Klagen bei Finanzgerichten anhängig sind, die unter 

anderem die behauptete Verfassungswidrigkeit der Rückwirkung des Dritten Kraft-

fahrzeugsteueränderungsgesetzes zum Gegenstand haben, wurden betroffene 

Rechtsbehelfsverfahren mit Zustimmung der Einspruchsführerinnen und Einspruchs-

führer ruhend gestellt. Da der Bürgerbeauftragte keinen Einfluss auf den Ausgang der 

anhängigen gerichtlichen Verfahren hat, wurden die Eingaben mit Zustimmung der 

Petentinnen und Petenten zunächst abgeschlossen und die gerichtlichen Entschei-

dungen sind abzuwarten. Der Bürgerbeauftragte wird den Verfahrensgang aber wei-

terhin beobachten.  

 
 
 



 - 92 -

Rundfunkgebühren –Beschwerden geben Anlass zum Nachfragen 
 

Wie bereits im Tätigkeitsbericht zum Sachgebiet 7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebüh-

renbefreiung ausführlich dargstellt, wandten sich im Berichtsjahr erneut zahlreiche 

Bürgerinnen und Bürger im Zusammenhang mit der Erhebung bzw. Geltendmachung 

von Rundfunkgebühren durch die Gebühreneinzugszentrale (GEZ) an den Bürgerbe-

auftragten. Bei der Bearbeitung dieser Eingaben ergaben sich für den Bürgerbeauf-

tragten und die Mitglieder des Petitionsausschusses, die mit diesen Eingaben befasst 

waren, auch einige grundlegende Fragestellungen. Der Bürgerbeauftragte hat daher 

die konkreten Eingaben auch zum Anlass genommen, diesen Fragestellungen nach-

zugehen und auf Verfahrensregelungen bzw. eine Änderung des Rundfunkgebühren-

staatsvertrages, die eher im Interesse der Bürgerinnen und Bürger liegen, hinzuwir-

ken. Im Einzelnen stellt sich dies wie folgt dar: 

 

a) Zahlungsweise der Gebühren 

 
In einem Fall wünschte ein Rentner, dass er die Rundfunkgebühren monatlich zahlen 

kann. Aufgrund der Höhe seiner Rente sei der vierteljährlich zu zahlende Betrag in 

Höhe von 51,09 € zu hoch. Der Rentner hatte daraufhin begonnen, die Gebühren zu 

Beginn eines jeden Monats für den betreffenden Monat zu zahlen. Er erhielt von der 

GEZ jedoch die Auskunft, dass eine Mahnung bzw. eine Vollstreckung von Gebühren 

eingeleitet werden kann, auch wenn die Rundfunkgebühren regelmäßig monatlich 

überwiesen werden, da zum Fälligkeitszeitraum in der Mitte eines Dreimonatszeit-

raums die komplette Gebührenschuld nicht beglichen war.  

 

Der SWR hat in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass es sich beim Ge-

bühreneinzug um ein Massenverfahren mit ca. 40 Mio. Teilnehmerkonten handelt. 

Eine monatliche Zahlung sei aus technischen Gründen nicht möglich. Da zudem das 

Mahnverfahren bis hin zum Vollstreckungsersuchen automatisch gesteuert ist, kann 

kein manueller Eingriff bezüglich einer monatlichen Zahlungsweise erfolgen. Sofern 

die Rundfunkgebühren nicht pünktlich bzw. nicht im Rahmen des vorgegebenen Zah-

lungszyklus bezahlt werden, wird das Mahnverfahren automatisch aktiviert. Zudem 

regelt der Rundfunkgebührenstaatsvertrag in § 4 Abs. 3 eindeutig, dass die Rund-

funkgebühren in der Mitte eines Dreimonatszeitraums für jeweils drei Monate zu leis-

ten sind. Eine monatliche Zahlungsweise ist durch den Gesetzgeber nicht vorgese-

hen, sodass dem Anliegen des Petenten nicht entsprochen werden konnte. 
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Im Rahmen einer vom Bürgerbeauftragten erbetenen grundsätzlichen Stellungnah-

me, ob eine Regelung denkbar und umsetzbar wäre, die eine monatliche Zahlungs-

weise erlaubt, hat der SWR darauf hingewiesen, dass durch eine individuelle Umset-

zung des automatischen Massenverfahrens für nur wenige Personen der GEZ und 

somit allen Rundfunkteilnehmerinnen und Rundfunkteilnehmern zusätzliche Kosten 

entstehen. Darüber hinaus sei eine generelle Umstellung auf eine monatliche Zah-

lungsweise aus Kostengründen äußerst kritisch zu betrachten. So müsste durch die 

GEZ für einen Großteil der Teilnehmerkonten eine „Leistung“ 12 x im Jahr erbracht 

werden, die im jetzigen Verfahren „nur“ 4 x im Jahr pro Teilnehmerkonto durchgeführt 

werden muss. 

 

Die Staatskanzlei hat dazu auf weitere Nachfrage mitgeteilt, dass diese Frage bereits 

in der Vergangenheit im Kreis der Rundfunkreferenten gemeinsam mit den Landes-

rundfunkanstalten im Rahmen der Beratungen zu Änderungen des Rundfunkgebüh-

renstaatsvertrages diskutiert wurde. Dabei hätten die Rundfunkanstalten darauf hin-

gewiesen, dass der Wunsch nach individueller Umstellung des bisherigen Verfahrens 

nach dortiger Kenntnis lediglich von wenigen Personen geäußert wird. So sei es im 

Einzelfall möglich, bei Zahlungsschwierigkeiten die entsprechenden Beträge in Ab-

sprache mit den Anstalten zu stunden. Eine Anpassung auf eine individuelle Zah-

lungsweise ist aber nach Auskunft der Anstalten angesichts des Massenverfahrens 

des Rundfunkgebühreneinzugs im Interesse einer ordnungsgemäßen verwaltungs-

technischen Abwicklung kaum möglich und würde darüber hinaus erhebliche Verwal-

tungskosten verursachen, sodass die Länder den Wunsch nach einer entsprechen-

den staatsvertraglichen Änderung bisher nicht aufgegriffen haben. 

 

b) Befreiung von Einrichtungen 

 
In einem anderen Fall begehrte ein Vertreter des Trägers einer Kindertagesstätte die 

rückwirkende Befreiung für ein Fernsehgerät. Die Einrichtung hatte bei der GEZ be-

reits zwei Hörfunkgeräte angemeldet, für die eine Befreiung von der Rundfunkgebüh-

renpflicht erteilt worden war. Im Januar 2007 stellte die Einrichtung einen weiteren 

Befreiungsantrag für ein Fernsehgerät. Auf Nachfrage der GEZ wurde mitgeteilt, dass 

sich das Fernsehgerät seit Juni 2006 in der Einrichtung befindet. Da eine Befreiung 

nach den Bestimmungen des Rundfunkgebührenstaatsvertrags erst ab dem Monat 

festzusetzen ist, der auf den Monat folgt, in dem der Antrag gestellt wird, erfolgte die 

Befreiung erst ab Februar 2007. Für die Zeit von Juni 2006 bis Januar 2007 wurden 
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Rundfunkgebühren von der Einrichtung gefordert, da eine rückwirkende Befreiung 

nicht möglich ist. 

 

Anlässlich dieser Eingabe stellt sich die Frage, warum von Einrichtungen, die gemäß 

§ 5 Absatz 7 Rundfunkgebührenstaatsvertrag als Einrichtung von der Rundfunkge-

bührenpflicht befreit sind, bei nachträglicher Meldung von weiteren Rundfunkgeräten 

trotzdem Gebühren gefordert werden können. Die Regelung, dass eine rückwirkende 

Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht nicht möglich ist, ist zwar grundsätzlich 

einleuchtend. Da sich der Charakter der Einrichtung jedoch bei einem weiteren Rund-

funkgerät nicht ändert und bei einer rechtzeitigen Anmeldung eine Befreiung unprob-

lematisch erfolgt wäre, erscheint diese Regelung aus Sicht des Bürgerbeauftragten 

und auch der Mitglieder des Petitionsausschusses, die mit der Eingabe befasst wa-

ren, sehr bürokratisch und ist für die Betroffenen nicht nachvollziehbar. Es stellt sich 

daher die Frage, ob es für Einrichtungen, die nach dem Rundfunkgebührenstaatsver-

trag grundsätzlich von der Rundfunkgebührenpflicht befreit werden können, nicht die 

Möglichkeit geben sollte, dass in Zukunft beim Erwerb eines neuen Geräts kein weite-

rer Befreiungsantrag mehr gestellt werden muss, wenn bereits eine Befreiung erfolgt 

ist. 

 

Der SWR hat darauf hingewiesen, dass der Rundfunkgebührenstaatsvertrag in § 5 

Abs. 7 eine Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht für die in den dort genann-

ten Einrichtungen bereitgehaltenen Rundfunkgeräte nur auf Antrag gewährt. Aus-

nahmen von der Gebührenpflicht für Zweitgeräte habe der Gesetzgeber nur für den 

ausschließlich privaten Bereich und innerhalb eines Haushalts geschaffen. Auf-

grund der eindeutigen gesetzlichen Regelungen im Rundfunkgebührenstaatsvertrag 

könne das Verfahren nicht anders durchgeführt werden, sodass im nicht-privaten 

Bereich für jedes einzelne Gerät geprüft werden muss, ob die Befreiungsvorausset-

zungen vorliegen. 

 

Die Staatskanzlei hat dazu mitgeteilt, dass die Länder als Staatsvertragsgeber da-

bei bewusst im Rahmen der Gleichbehandlung den Einrichtungen der befreiungsbe-

rechtigten Institutionen wie auch natürlichen Personen eine Mitwirkungspflicht auf-

erlegt haben. Diese sei notwendig, um die Befreiungsvoraussetzungen in einem 

solchen Massenverfahren im Einzelfall überprüfen zu können.  
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c) Ganzjährige Zahlung von Rundfunkgebühren für Ferienwohnungen 

 
Daneben erreichten den Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr mehrere Eingaben von 

Bürgerinnen und Bürgern, die sich gegen die ab dem 1. Januar 2007 erfolgte ganz-

jährige Forderung von Rundfunkgebühren für ihre Ferienwohnung wandten. Diese 

Bürgerinnen und Bürger sind Eigentümer von nur einer Ferienwohnung, die aufgrund 

der örtlichen Gegebenheiten nur in den Sommermonaten vermietet werden kann. In 

der Vergangenheit konnten sie diese Geräte saisonal, das heißt nur für die Monate, in 

denen die Ferienwohnung vermietet wird, anmelden. Diese saisonale Anmeldung 

wurde von der GEZ und dem SWR ab 2007 nicht mehr ermöglicht. Hintergrund ist, 

dass der Rundfunkgebührenstaatsvertrag seit der Änderung zum 1. April 2005 eine 

pauschale Ermäßigung von 50 % ab der zweiten Ferienwohnung vorsieht. Durch die-

se pauschale Ermäßigung soll eine etwaige saisonale Schließung des Betriebs be-

reits berücksichtigt werden. Allerdings sieht der Rundfunkgebührenstaatsvertrag kei-

ne Ermäßigung für Rundfunkgeräte in der „ersten“ Ferienwohnung vor. 

 

Diese Regelung ist für die Betroffenen nicht nachvollziehbar, da dadurch gerade die 

Eigentümerinnen und Eigentümer von nur einer Ferienwohnung benachteiligt werden. 

Der Bürgerbeauftragte hat sich daraufhin an die Staatskanzlei gewandt und die Prob-

lematik geschildert. Diese hat mitgeteilt, dass die für Rundfunkfragen zuständigen 

Staats- und Senatskanzleien der Länder, aber auch die Rundfunkanstalten in den 

vergangenen Wochen zahlreiche Eingaben hierzu erhalten haben.  

 

Ziel der Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages sollte die Erweiterung des 

so genannten Hotelprivilegs, das bis dahin nur Betrieben des Gaststättengewerbes 

mit Gästezimmern offenstand, auf den Betrieb von Ferienwohnungen sein. Nach Aus-

kunft der Staatskanzlei hat sich ungeachtet der Regelungen des Rundfunkgebühren-

staatsvertrags vor der Änderung bereits die oben erwähnte Praxis zur saisonalen Abmel-

dung auch bei einzelnen Ferienwohnungen herausgebildet. Diese wurde zwischenzeitlich 

jedoch mit Hinweis auf die staatsvertraglichen Ergänzungen ab dem 1. April 2007 aufge-

geben, was in vielen Bereichen des Beherbergungsgewerbes zu großem Unverständnis 

geführt hat. Die Staatskanzlei hat in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass 

es sich hier um reine Kulanzregelungen der Rundfunkanstalten außerhalb des gesetz-

lich vorgesehenen Rahmens handelte und eine Verpflichtung zur Fortsetzung dieser 

Praxis nach dem Staatsvertrag grundsätzlich nicht besteht. 
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Die Länder haben sich in der Sitzung der Rundfunkkommission am 17. Oktober 2007 

jedoch noch einmal eingehend mit dieser Problematik befasst und sind zu dem Er-

gebnis gelangt, dass die Neuregelung für das Hotel- und Gaststättengewerbe keine 

Veränderung der Rechtslage hinsichtlich des Bereithaltens eines Empfangsgerätes 

für den Rundfunkgeräteempfang ergeben hat. Die getroffenen Änderungen sollten 

allein zu Verbesserungen im Bereich des Beherbergungsgewerbes insbesondere bei 

der Vermietung von Ferienwohnungen führen. Insofern war mit den staatsvertragli-

chen Ergänzungen keine Verschlechterung der bestehenden Situation beabsichtigt. 

Die über Jahre hinweg bewährte Praxis, bei nachgewiesener saisonaler Stilllegung 

von Betrieben für diese Zeit keine Rundfunkgebühren zu erheben, sollte letztlich nicht 

verhindert werden. Es habe in diesem Zusammenhang auch Vorschläge für entspre-

chende staatsvertragliche Regelungen gegeben. Diese seien jedoch mit Blick auf 

Lösungsmöglichkeiten in der praktischen Handhabung zurückgestellt worden. 

 

Da der Chef der Staatskanzlei auch mitgeteilt hat, dass er den Intendanten des SWR, 

der für Rundfunkgebührenfragen federführenden ARD-Landesanstalt, über die Hal-

tung der Länder in dieser Frage informiert und deutlich gemacht hat, dass die Rund-

funkanstalten sich nicht gehindert sehen sollten, die bislang bei der saisonalen Ab-

meldung in diesen Fällen geübte Praxis fortzusetzen, hat sich der Bürgerbeauftragte 

an den SWR gewandt und um erneute Prüfung der an ihn im Berichtsjahr gerichteten 

und zum Teil bereits abgeschlossenen Eingaben gebeten. Der SWR hat darauf mit-

geteilt, dass in der Gesetzesbegründung neben der Einführung der pauschalen Er-

mäßigung angeführt wird, dass für die erste Ferienwohnung die volle Rundfunkge-

bühr zu zahlen ist. Gleichwohl werde nunmehr geprüft, ob trotz der Veränderungen 

der Rechtslage eine pragmatische Lösung möglich ist. Dies geht nach Auskunft des 

SWR aber nicht ohne eine ARD-interne Abstimmung. Das Ergebnis bleibt abzuwar-

ten. 

 

 

Probleme mit dem Denkmalschutz 
 
Wiederholt erreichen den Bürgerbeauftragten immer wieder Eingaben aus dem Be-

reich des Denkmalschutzes. Das Vorbringen der jeweiligen Bürgerinnen und Bürger 

zeigt in der Regel eine große Betroffenheit, weil aufgrund der jeweiligen Maßnahmen 

erhebliche Beschränkungen des Eigentumsrechts gesehen bzw. befürchtet werden. 

Meistens können die Betroffenen nicht verstehen, dass sie aufgrund einer – oft von 

ihnen auch nicht nachvollziehbaren – Entscheidung der zuständigen Verwaltung mit 
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ihrem Eigentum nicht mehr so verfahren können, wie sie es möchten bzw. für wirt-

schaftlich vertretbar erachten. 

 

Besonders erwähnenswert ist im Berichtszeitraum die Eingabe von 25 Anliegerinnen 

und Anliegern eines Straßenzuges in einer dörflichen Ortsgemeinde, die die Mittei-

lung erhalten hatten, dass die Absicht besteht, den betreffenden Straßenzug förmlich 

als Denkmalzone zu schützen; sie vermögen insbesondere nicht zu erkennen, dass 

das Ortsbild wesentlich von dem anderer Gemeinden abweicht und daher etwas Be-

sonderes darstellen soll. Vor diesem Hintergrund vermögen sie die mit der Unter-

schutzstellung verbundenen Einschränkungen und Nachteile nicht einzusehen. Dar-

über hinaus befürchten einige Eigentümerinnen und Eigentümer, dass ihr Anwesen 

nicht mehr wirtschaftlich genutzt werden kann und ihre finanziellen Möglichkeiten 

nicht ausreichen, um ihr Eigentum weiterhin zu erhalten.  

 

Nach den Bestimmungen des Landesgesetzes zum Schutz und Pflege der Kultur-

denkmäler handelt es sich um eine Denkmalzone, wenn das Erscheinungsbild des 

betreffenden Straßenzuges für eine bestimmte Epoche oder Entwicklung oder für 

eine charakteristische Bauweise mit auch unterschiedlichen Stilarten kennzeichnend 

ist. Die bisherigen Ermittlungen in dieser Angelegenheit haben ergeben, dass nach 

Beurteilung der Generaldirektion Kulturelles Erbe als Obere Denkmalschutzbehörde 

diese Voraussetzung vorliegt. Da es sich dabei um keine Ermessensvorschrift han-

delt, sieht die zuständige Kreisverwaltung als Untere Denkmalschutzbehörde keine 

Möglichkeit, von der Unterschutzstellung abzusehen. Die Generaldirektion Kulturelles 

Erbe räumt zwar ein, dass derzeit noch nicht alle Einzeldenkmäler und Denkmalzo-

nen förmlich geschützt sind. Dieses Vollzugsdefizit könne jedoch nicht dazu führen, 

eine bereits in Arbeit befindliche Unterschutzstellung in Frage zu stellen und die zu-

ständige Untere Denkmalschutzbehörde zu veranlassen, zunächst anderenorts tätig 

zu werden. Eine solche Verfahrensweise würde letztlich dazu führen, dass eine Un-

terschutzstellung gar nicht mehr stattfinden könnte. 

 

Der Bürgerbeauftragte ist allerdings der Auffassung, dass eine Unterschutzstellung, 

insbesondere eines ganzen Straßenzuges, im Ergebnis nur Erfolg versprechend sein 

kann, wenn dies bei den betroffenen Eigentümerinnen und Eigentümern auch auf 

Akzeptanz stößt. Dies kann aber kaum erwartet werden, wenn den Betroffenen weder 

die Gründe für die Unterschutzstellung noch die sich hieraus ergebenden Konse-

quenzen im Einzelnen bekannt sind. Wenn hingegen den Betroffenen bewusst wird, 

dass es sich tatsächlich um ein besonders erhaltenswertes Ortsbild handelt, könnte 
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so wohl auch die Bereitschaft, sich für den Erhalt zu engagieren, gefördert werden. 

Im Übrigen wird auch ein vielfach befürchteter Wertverlust der Grundstücke aufgrund 

der Unterschutzstellung eher dann nicht eintreten, wenn das Ortsbild allgemein als 

etwas Besonderes und Erhaltenswertes empfunden und erhalten wird. 

 

Im vorliegenden Fall hat sich das Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend und 

Kultur der Auffassung angeschlossen, dass es besser ist, Probleme in Gesprächen 

zu lösen, um so die Basis für eine gemeinsam getragene Lösung zu finden. Es hat 

daher auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten veranlasst, dass die Generaldirektion 

Kulturelles Erbe mit allen Betroffenen „am runden Tisch“ die Bedenken und kritischen 

Anregungen zur vorgesehenen Ausweisung gemeinsam diskutiert. Die daraus ge-

wonnenen Einsichten sollen helfen, eine abschließende Entscheidung vorzubereiten. 

An dem Gespräch, das von zwei erfahrenen Mediatoren moderiert wurde, hat auch 

das Büro des Bürgerbeauftragten teilgenommen. Die Diskussionsbeiträge der Bürge-

rinnen und Bürger werden bei der weiteren Bearbeitung der Eingaben ihre Berück-

sichtigung finden. 

 

Die weiteren Eingaben zu diesem Sachgebiet betreffen Einzelobjekte. Hierbei ging es 

sowohl um die Unterschutzstellung sowie um beantragte Maßnahmen an einem be-

reits unter Schutz gestellten Objekt. Dass es hierbei im Zuge eines Verfahrens zu 

durchaus unterschiedlichen Beurteilungen kommen kann, zeigte die Eingabe eines 

Bürgers, der den Abbruch seines denkmalgeschützten Anwesens beantragt hatte. 

Nachdem sein Antrag abgelehnt worden war, war seine dagegen gerichtete Klage 

erst in zweiter Instanz erfolgreich. Er begehrte daraufhin mit seiner Eingabe dien-

staufsichtliche Maßnahmen gegen die an dem Verfahren beteiligten Bediensteten der 

Unteren Denkmalpflegebehörde, denen er mit Hinweis auf die für ihn positive gericht-

liche Entscheidung eine fehlerhafte Vorgehensweise vorwarf. Allerdings kann nicht 

bereits aufgrund der letztlich erfolgreichen Klage auf ein Fehlverhalten der Bedienste-

ten geschlossen werden, zumal deren Vorgehensweise in erster Instanz noch bestä-

tigt worden war. Im Übrigen ergab eine eingehende Prüfung durch das Ministerium 

für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur keine Anhaltspunkte für ein dienstliches 

Fehlverhalten der entsprechenden Mitarbeiter.  
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Viele Fragen zum Thema Betreuung 
 
Von den Eingaben zum Sachbereich 1.1 Gerichte betrafen im Berichtszeitraum auf-

fallend viele Eingaben Betreuungsangelegenheiten. Insbesondere Betreute sowie 

Angehörige von Betreuten wandten sich an den Bürgerbeauftragten, weil sie entwe-

der grundsätzliche Bedenken bezüglich der Anordnung einer Betreuung hatten oder 

aber mit der Art und Weise der Ausführung der Betreuung nicht einverstanden waren. 

 

Grundsätzlich ist hierzu anzumerken, dass die Anordnung der Betreuung durch das 

zuständige Gericht erfolgt und somit Gegenstand eines gerichtlichen Verfahrens ist. 

Es gilt daher zu beachten, dass die diesbezüglichen Entscheidungen von dem Ver-

fassungsgrundsatz der richterlichen Unabhängigkeit umfasst sind. Der Bürgerbeauf-

tragte weist daher bei jedem Tätigwerden das betreffende Gericht ausdrücklich dar-

auf hin, dass mit seiner Anfrage die Grenzen der richterlichen Unabhängigkeit nicht 

tangiert werden sollen. 

 

Es hat sich jedoch für alle Beteiligten als hilfreich erwiesen, wenn der Bürgerbeauf-

tragte im Zuge seiner Ermittlungen zu einer Klärung der jeweiligen Angelegenheit 

beiträgt. Dies gilt insbesondere dann, wenn für die Betreuten oder die Angehörigen 

bislang nicht ohne Weiteres ersichtlich war, aufgrund welcher getroffenen Feststel-

lungen eine Betreuung angeordnet worden ist oder aufrechterhalten wird. Immer wie-

der zeigt sich auch, dass vom Gericht im Zuge des Verfahrens zwar zahlreiche Ge-

spräche mit den Betreuerinnen bzw. Betreuern, den Betreuungseinrichtungen oder 

den jeweils zuständigen Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern der betreffenden Verwal-

tung geführt worden sind, während die Betreffenden bis dahin noch nicht bzw. nicht in 

vollem Umfang über die Gespräche unterrichtet waren. Vom Gericht getroffene Ent-

scheidungen werden sicher dann eher akzeptiert, wenn sie, wie oft vermutet, nicht 

nur nach Aktenlage, sondern nach eingehenden Gesprächen mit allen Beteiligten 

getroffen werden. Bisweilen wird dadurch den Beteiligten auch die Gelegenheit gege-

ben, ergänzende Gespräche anzuregen. 

 

Soweit Betreute oder deren Angehörige mit der Person der Betreuerin bzw. des Be-

treuers oder der Ausübung der Betreuung nicht einverstanden sind, können entspre-

chende Eingaben durchaus dazu führen, dass vom zuständigen Gericht ein etwaiger 

Betreuerwechsel geprüft wird. Auch wenn die Entscheidung selbst wiederum der rich-

terlichen Unabhängigkeit unterliegt, hat sich für die Petentinnnen und Petenten aber 
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die Möglichkeit eröffnet, dass das Gericht die Einsetzung einer bestimmten Person 

als Betreuerin oder Betreuer eventuell überdenkt.  

 

Der Bürgerbeauftragte hatte Gelegenheit, mit dem Minister der Justiz, Dr. Heinz Georg 

Bamberger, die Problematik der die Betreuung betreffendenden Eingaben zu bespre-

chen. Hierbei wurde besprochen, dass sich der Bürgerbeauftragte im Zweifelsfall je-

weils an die Präsidentin bzw. den Präsidenten des zuständigen Landgerichts wendet, 

die bzw. der sodann gegebenenfalls eine Prüfung des bisherigen Verfahrensstandes 

veranlasst und vielleicht auch Hinweise auf den beabsichtigten weiteren Verfahrensab-

lauf gibt. Dies führt nach Auffassung des Bürgerbeauftragten zu einer erhöhten Trans-

parenz des Verfahrens, wodurch den Betroffenen vielfach weitergeholfen werden kann. 

 

Bisweilen gibt es aber auch Fälle, die den Eindruck erwecken, dass die bzw. der Be-

treute oder die Angehörigen mehr Zuwendung durch die Betreuerin bzw. den Betreuer 

erwarten. Dies liegt möglicherweise auch an einer gewissen Erwartungshaltung bezüg-

lich Art und Umfang der Betreuung, die aber nicht immer erreichbar erscheint. Dies 

beginnt bereits damit, dass das Betreuungsrecht grundsätzlich keinen umfassenden 

Aufgabenkreis vorsieht, sondern nur für solche Aufgabenkreise, in denen die Betreu-

ung erforderlich ist. Der Aufgabenkreis kann beispielsweise die Gesundheitsfürsorge, 

die Aufenthaltsbestimmung und Unterbringung oder vermögensrechtliche Angelegen-

heiten betreffen. Hinzu kommt aber auch, dass die zeitlichen Möglichkeiten der Be-

treuerinnen und Betreuer eingeschränkt sind. Um sicherzustellen, dass für jeden Be-

treuungsfall ausreichend Zeit zur Verfügung steht, könnte überlegt werden, ob die einer 

Betreuerin oder einem Betreuer übertragenen Betreuungen, wie beispielsweise in Ös-

terreich, zahlenmäßig begrenzt werden.  

 

Einige Eingaben betrafen Fälle, in denen die bzw. der Betreute bereits verstorben war 

und Angehörige die Rechnungslegung der Betreuerin bzw. des Betreuers beanstan-

deten. Allerdings endet die Betreuung mit dem Tod der bzw. des Betreuten, sodass 

auch das gerichtliche Verfahren damit seinen Abschluss findet. Das Gericht hat daher 

keine Möglichkeit mehr, bestimmte Handlungen der Betreuerin bzw. des Betreuers zu 

verlangen. Vielmehr liegt nunmehr eine Nachlassangelegenheit vor, die den Hinter-

bliebenen bestimmte Auskunftsansprüche gegenüber der Betreuerin bzw. dem Be-

treuer eröffnet. Dabei handelt es sich aber um eine zivilrechtliche Angelegenheit zwi-

schen Privatpersonen, zu deren Klärung im Petitionsverfahren nicht beigetragen wer-

den kann. 
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Probleme mit der Kreisverwaltung Birkenfeld 
 
Wie bereits in Teil 1 im Kapitel „Zusammenarbeit und Dank“ erwähnt, kam es im Be-

richtszeitraum unerwarteterweise zu Problemen in der Zusammenarbeit mit dem 

Landrat der Kreisverwaltung Birkenfeld. Diese entzündeten sich an einer an sich un-

spektakulären Eingabe. Eine Bürgerin hatte ein Konzept zur Präsentation und Ver-

marktung eines typischen Produkts der Region verbunden mit einer Förderung des 

Tourismus entwickelt und begehrte die Unterstützung durch den Landkreis. Die Kreis-

verwaltung, der das Projekt bereits bekannt war, wurde im Zuge der Bearbeitung der 

Eingabe ganz normal gebeten, zum Anliegen der Petentin Stellung zu nehmen. Zur 

Verwunderung des Bürgerbeauftragten erfolgte jedoch anstelle einer Stellungnahme 

der Hinweis des Landrats, dass nach Überzeugung der Kreisverwaltung das Anliegen 

der Petentin nicht „in den Aufgabenbereich eines Bürgerbeauftragten falle“. 

 

Der Bürgerbeauftragte erneuerte daraufhin seine Bitte um Stellungnahme verbunden 

mit dem Hinweis, dass es sich um eine zulässige Eingabe handelt. Daraufhin erhielt 

er u. a. die folgende Antwort des Landrats: „Es bleibt dabei. Aus unserer Sicht ist das 

Anliegen der Petentin dem Inhalt nach eine Angelegenheit, die ausschließlich die 

Selbstverwaltungsgremien des Kreises angeht und nicht dem Handlungsbereich des 

Bürgerbeauftragten zugänglich ist“. 

 

Dieses Schreiben lässt vermuten, dass dem Landrat möglicherweise Art und Umfang 

des verfassungsrechtlich in Artikel 17 Grundgesetz und Artikel 11 der Landesverfas-

sung garantierten Petitionsrechts nicht in vollem Umfang bekannt sind. Er wurde da-

her darauf hingewiesen, dass das Petitionsrecht keinen Beschränkungen unterliegt 

und daher auch dann nicht ausgeschlossen ist, wenn eine Entscheidung begehrt 

wird, die von Selbstverwaltungsgremien zu treffen ist. Ferner erfolgte der Hinweis auf 

§ 3 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz, 

in dem die Grenzen des Prüfungsrechts des Bürgerbeauftragten abschließend ge-

nannt sind. Selbstverwaltungsangelegenheiten sind in diesem Zusammenhang nicht 

erwähnt. Der Vollständigkeit halber wurde auch nochmals dargestellt, welche konkre-

te Vorgehensweise der Kreisverwaltung von der Petentin beanstandet bzw. begehrt 

wird. Leider zeigte sich der Landrat von diesen Hinweisen unbeeindruckt und erklärte, 

ohne auf die rechtlichen Gesichtspunkte einzugehen, in einem weiteren Schreiben: 

„Ich gehe nach wie vor davon aus, dass das Anliegen der Petentin nicht in den Auf-

gabenbereich des Bürgerbeauftragten gehört und damit keine rechtliche Grundlage 

für das Tätigwerden des Bürgerbeauftragten besteht.“ 
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Leider scheiterte auch ein weiterer Versuch des Bürgerbeauftragten, den Landrat zu 

einer den Anforderungen des Petitionsrechts entsprechenden Bearbeitung der Ein-

gabe zu bewegen. Stattdessen erhielt er lediglich die knappe Antwort: „Unseren bis-

herigen Stellungnahmen in dieser Angelegenheit ist nichts mehr hinzuzufügen.“ 

 

Da aufgrund der bis dahin geführten Korrespondenz offensichtlich eine darüber hi-

nausgehende Stellungnahme der Kreisverwaltung nicht zu erwarten war, legte der 

Bürgerbeauftragte die Eingabe dem Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-

Pfalz vor. Der Landrat nahm allerdings die bloße Mitteilung, dass dies geschehen 

werde, zum Anlass, dem Bürgerbeauftragten kundzutun, dass dieser sich in dieser 

Angelegenheit „außerhalb des Prüfungsrechts, das ihm das Landesgesetz über den 

Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz einräumt“, bewege. Er stützte seine 

Ansicht darauf dass es sich ausschließlich um eine Angelegenheit handelt, die in die 

Kompetenz der Selbstverwaltungsgremien des Landkreises falle und, da sie nicht 

haushaltsrelevant sei, von der Kommunalaufsicht nicht beeinflusst werden könne. 

Darüber hinaus enthielt das Schreiben des Landrats zwei Hinweise, deren Sinn sich 

dem Bürgerbeauftragten auch nach intensiver Prüfung nicht erschloss. Zum einen bat 

der Landrat um Verständnis dafür, dass seine Behörde künftig für sich in Anspruch 

nimmt, dass ihr zur Beantwortung einzelner Schreiben des Bürgerbeauftragten eben-

soviel Zeit eingeräumt wird, wie der Bürgerbeauftragte sowie seine Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter beanspruchen, wenn sie die Schreiben des Landrats des Kreises Bir-

kenfeld beantworten. Abgesehen davon, dass das Landesgesetz über den Bürgerbe-

auftragten des Landes Rheinland-Pfalz keine Verpflichtung des Bürgerbeauftragten, 

Schreiben der Verwaltung zu beantworten, beinhaltet, ist nicht nachvollziehbar, was 

der Landrat mit diesem Hinweis gemeint hat. Des Weiteren erklärte der Landrat, er 

werde gerne weitere an ihn gerichtete Schreiben des Bürgerbeauftragten persönlich 

beantworten, bitte aber um Verständnis dafür, dass Schreiben der Mitarbeiter des 

Bürgerbeauftragten nicht in jedem Fall vom Landrat persönlich, sondern auch von 

dessen Mitarbeitern beantwortet werden. Auch dieser Hinweis ist unverständlich, da 

generell alle Schreiben des Bürgerbeauftragten von ihm oder seinem Stellvertreter 

unterschrieben werden und daher auch im vorliegenden Fall dem Landrat keine 

Schreiben von Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern des Bürgerbeauftragten zugegan-

gen sind. 

 

Zwischenzeitlich hat der Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz die Ein-

gabe ein erstes Mal beraten, er sah sich jedoch aufgrund der vorliegenden „Stellung-
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nahmen“ außerstande, eine abschließende Entscheidung zu treffen. Er beschloss 

daher Zurückstellung zum Zweck weiterer Ermittlungen, wobei er eine ausführliche 

Stellungnahme, die insbesondere auch inhaltlich auf das Anliegen der Petentin ein-

geht, für erforderlich hielt. Der Landrat wurde daraufhin unter Hinweis auf die Ent-

scheidung des Petitionsausschusses um eine entsprechende Stellungnahme gebe-

ten. Der Landrat ignorierte jedoch den Beschluss des Petitionsausschusses und er-

klärte, er wisse beim besten Willen nicht, was der Bürgerbeauftragte von der Kreis-

verwaltung wolle. Der Bürgerbeauftragte nahm dies zum Anlass, den Petitionsaus-

schuss gemäß § 105 Abs. 3 Geschäftsordnung des Landtags Rheinland-Pfalz über 

die Angelegenheit zu unterrichten und den Vorgang der Aufsichtsbehörde vorzule-

gen. 

 

Offensichtlich unabhängig von der Einschaltung des Ministeriums des Innern und für 

Sport erhielt der Bürgerbeauftragte dann ein weiteres Schreiben des Landrats, in dem 

er immerhin den bisherigen Verfahrensgang schilderte. Allerdings fehlte nach wie vor 

eine detaillierte Stellungnahme zu dem von Anfang an klar umrissenen Anliegen der 

Petentin, sodass diesbezüglich eine erneute Aufforderung ergehen musste. Auch 

bezüglich der Zulässigkeit der Eingabe ist der Landrat offensichtlich auch weiter nicht 

bereit, seinen bisherigen Standpunkt aufzugeben, trifft aber nunmehr die Aussage, 

„es könne letztlich dahingestellt bleiben, ob der Bürgerbeauftragte als Hilfsorgan des 

Landtags für die betreffende Petition zuständig ist oder nicht.“ Nachstehend eine klei-

ne Zitatensammlung aus Schreiben des Landrats des Landkreises Birkenfeld an den 

Bürgerbeauftragten, die die irrige Auffassung des Landrats deutlich machen: 

 

„Für uns ist leider nicht erkennbar, was Sie von uns wollen. Nach unserer Überzeu-

gung fällt das Anliegen von Frau … nicht in den Aufgabenbereich eines Bürgerbeauf-

tragten.“ 

 

„Auch dieser Meinungsbildungsprozess ist der Einflussnahme eines Bürgerbeauftrag-

ten nicht zugänglich. Ich bitte dies bei künftigen Eingaben zu beachten.“ 

 

„In der o. a. Angelegenheit weiß ich beim besten Willen nicht, was Sie von uns wol-

len.“ 

 

„Wenn demnächst jemand auf die Idee kommt und will privatwirtschaftlich eine Anla-

ge für Teebeutelweitwurf errichten und dafür die Kreisverwaltung als Unterstützerin 



 - 104 -

gewinnen, kämen Sie vermutlich auch nicht auf die Idee, dies für einen Fall zu halten, 

der einer Petition zugänglich ist.“ 

 

„Formulieren Sie bitte das Anliegen der Petentin ausreichend klar, damit dazu über-

haupt Stellung genommen werden kann. Sollte Ihnen dies nicht möglich sein, bitte ich 

von weiterem Schriftverkehr Abstand zu nehmen.“ 

 

„Da es sich übrigens um eine Selbstverwaltungsangelegenheit handelt, können wir 

Ihnen bei Bedarf gerne die Anschriften der im Kreistag vertretenen Fraktionen mittei-

len, damit diese Ihnen ausführlich begründen können, warum entschieden wurde, wie 

entschieden worden ist.“ 

 

„Sollten Sie in dieser Angelegenheit weitere Anfragen an uns richten, erlauben wir 

uns, den bisherigen Schriftverkehr vollständig den Petitionsausschussmitgliedern 

zuzuschicken.“ 

 

„Sie verursachen dadurch bei uns unnötigen Verwaltungsaufwand und haben deshalb 

sicherlich Verständnis dafür, dass wir künftig nur noch Schreiben Ihres Hauses be-

antworten, aus denen sich hinreichend klar ergibt, was ein Petent begehrt.“ 

 

„Nein, Sie haben mir bislang nicht „hinreichend verdeutlicht“, warum Sie sich in der 

oben genannten Angelegenheit für zuständig halten.“ 

 

„Wie ich Ihnen aber bereits mitgeteilt habe, kann es dahingestellt bleiben, ob Sie tat-

sächlich zuständig sind oder nicht, da wir Ihnen in der Sache bereits geantwortet ha-

ben.“ 

 

„Vielleicht sollten Sie einmal unsere Briefe genau lesen, Sie könnten dann leicht fest-

stellen, dass wir Ihnen trotz der von Ihnen nur sehr sprunghaft geführten Korrespon-

denz in der Sache längst geantwortet haben.“ 

 

„erstens: Es bleibt dabei, dass Sie nach wie vor viel Zeit in eine Angelegenheit inves-

tieren, für die Sie gar nicht zuständig sind. Zweitens: Es zeugt von wenig Respekt 

gegenüber einer Kreisverwaltung, wenn Sie sich regelmäßig sehr viel Zeit lassen, um 

unsere Schreiben zu beantworten und gleichzeitig immer wieder Fristen setzen zur 

Beantwortung Ihrer Schreiben.“ 

 



 - 105 -

„Sollten Sie allerdings geltend machen, dass Sie keine Organisationsdefizite in Ihrer 

Behörde haben, sondern schlichtweg überlastet sind, sollten Sie sich umso eindringli-

cher die Frage stellen, ob es dann Sinn macht, sich um Eingaben zu kümmern, für 

die Sie nicht zuständig sind.“ 

 

„Da Sie aber möglicherweise vor dem Hintergrund des umfangreichen Schriftverkehrs 

den Überblick über einzelne Argumentationen verloren haben könnten, darf ich unse-

re bisherigen Auskünfte in dieser Angelegenheit noch einmal zusammenfassen:“ 

 

„Ich betrachte dieses Schreiben von mir als abschließend und sähe mich gezwungen, 

den Landesrechnungshof einzuschalten, wenn Sie angesichts der ungewöhnlich lan-

gen Bearbeitungsdauer in Ihrem Haus, wie sie aus der oben geschilderten Beantwor-

tungszeit unserer Schreiben hervorgeht, nun auch noch weiter von uns Bearbei-

tungskapazitäten in Anspruch nähmen für Dinge, für die Sie nicht zuständig sind und 

über die wir Ihnen eigentlich gar keine Auskunft erteilen müssten.“ 

 

„Es bleibt dabei, dass Sie sich um eine Angelegenheit kümmern, für die Sie nicht zu-

ständig sind. Insofern sind all Ihre Ausführungen bislang sachfremd gewesen.“ 

 

„Es wäre schön, wenn Sie unsere Korrespondenz von Anfang an aufmerksam gele-

sen hätten. Dann  hätte ich mir die Zusammenfassung im Schreiben vom 17. Januar 

2008 sparen können.“ 

 

„Soweit Sie bedauern, dass die Angelegenheit noch nicht ihren Abschluss gefunden 

hat, liegt dies einzig und allein daran, dass Sie sich einer Angelegenheit widmen, für 

die Sie nicht zuständig sind.“ 

 

 

Stellungnahmen zu Gesetzesentwürfen 
 

Im Berichtszeitraum wurde der Bürgerbeauftragte gleich zweimal gebeten, zu Geset-

zesentwürfen Stellung zu nehmen, die mit dem Amt der Bürgerbeauftragten bzw. des 

Bürgerbeauftragten anderer Bundesländer im Zusammenhang standen. 

 

Im März 2007 hatte die Direktorin des Thüringer Landtags den Bürgerbeauftragten 

gebeten, im Rahmen eines schriftlichen Anhörungsverfahrens zu den geplanten Än-
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derungen des Thüringer Bürgerbeauftragtengesetzes und der Geschäftsordnung des 

Thüringer Landtags Stellung zu nehmen.  

 

Zunächst bedauerte der Bürgerbeauftragte, dass sich die Fraktionen des Thüringer 

Landtags im Vorfeld nicht auf einen gemeinsamen Gesetzesentwurf einigen konnten. 

Bei der seinerzeit gelaufenen politischen Diskussion um das Amt des Bürgerbeauf-

tragten und der dabei teilweise unsachliche Argumentation einzelner Abgeordneter, 

die durch die Medien öffentlich wurde, sah er die Gefahr, dass das Amt des Bürger-

beauftragten bereits im Vorfeld beschädigt wird. Im Übrigen war festzustellen, dass 

nach Auffassung des Bürgerbeauftragten alle drei Gesetzesentwürfe wenig geeignet 

waren, die Kernprobleme zu erfassen, geschweige denn zu lösen. 

 

Der Bürgerbeauftragte machte in seiner Stellungnahme deutlich, dass ein mutiger 

Schritt des Thüringer Parlaments zu einer Umgestaltung des Amts des Bürgerbeauf-

tragten, wie es in Rheinland-Pfalz seit 1974 existiert, nicht nur wünschenswert, son-

dern auch erforderlich ist. Grundlage der Diskussion über Änderungen des Bürgerbe-

auftragtengesetzes sollte nach Auffassung des Bürgerbeauftragten insbesondere 

sein, dass der Bürgerbeauftragte weisungsunabhängig sein muss. Nur dann ist eine 

überparteiliche und unabhängige Aufgabenerfüllung im Interesse der Bürgerinnen 

und Bürger und des Parlaments möglich. Wichtig ist auch, dass der Bürgerbeauftrag-

te eine Institution des Parlaments ist und der künftige Bürgerbeauftragte daher nicht 

auf Vorschlag der Landesregierung gewählt werden sollte, da dies dem Grundsatz 

der Trennung von Regierung und Parlament widerspricht; vielmehr sollte der Vor-

schlag aus der Mitte des Parlaments kommen, was das Parlament und ihn stärkt. In 

diesem Zusammenhang konnte auf das Land Rheinland-Pfalz verwiesen werden, in 

dem die Ausgestaltung des Amtes des Bürgerbeauftragten in seiner über 30-jährigen 

(Erfolgs-) Geschichte gezeigt hat, dass es sich um ein ausgewogenes und funktionie-

rendes System handelt, das durch eine breite Akzeptanz in Politik und Gesellschaft 

bestätigt wird. 

Als Ergebnis ist festzuhalten, dass im Hinblick auf das verabschiedete Gesetz zahl-

reiche vom Bürgerbeauftragten in seiner Stellungnahme vorgebrachte Anregungen 

und geschilderte Erfahrungen mit dem Amt des Bürgerbeauftragten in Rheinland-

Pfalz von den Fraktionen des Thüringer Landtags bei ihrer Entscheidung über die 

Gestaltung des Amtes des Bürgerbeauftragten berücksichtigt worden sind. 

 

Im Mai des Jahres 2007 wurde der Bürgerbeauftragte dann gebeten, zu einem Ge-

setzesentwurf des Schleswig-Holsteiner Landtags zu einem Gesetz zur Stärkung des 
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Petitionswesens und zur Zentralisierung der Landesbeauftragten und ihrer Aufgaben 

Stellung zu nehmen.  

 

Der Bürgerbeauftragte merkte an, dass der Entwurf, insoweit er eine Angleichung an 

die rheinland-pfälzischen Regelungen beinhaltet, für einen Schritt in die richtige Rich-

tung gehalten wird. Allerdings wünschte er sich auch hier einen noch mutigeren Schritt 

des Schleswig-Holsteiner Parlaments zu einer Umgestaltung des Amtes der Bürger-

beauftragten, wie es in Rheinland-Pfalz seit 1974 existiert. Eine Entscheidung dar-

über steht aber noch aus. 
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4. Teil  Einzelbeispiele 
 

1. Der „Ein-Euro-Jobber“ wird’s richten  
 

Eine Bürgerin begehrte mit ihrer Eingabe die Wiederaufstellung zuvor entfernter Ru-

hebänke. Diese wurden nach Auskunft der Stadtverwaltung entfernt, da sich im Be-

reich der Ruhebänke Nichtsesshafte aufhielten und es zu Verschmutzungen des Be-

reichs durch weggeworfenen Unrat gekommen war. Im Anschluss an diese Maßnah-

me hat sich jedoch gezeigt, dass die Entfernung der Ruhebänke nicht zu einer Lö-

sung des Problems beitragen konnte und es auch weiterhin zu Verschmutzungen des 

umliegenden Bereichs gekommen ist. Darauf angesprochen teilte die Stadtverwal-

tung mit, dass die Bänke erst wieder aufgestellt werden sollen, wenn ein „Ein-Euro-

Jobber“ beschäftigt werden kann, um für Ordnung und Sauberkeit zu sorgen. 

 

2. Spionage durch die Gemeinde ? 
 

Ein Petent befürchtete, von seiner Verbandsgemeindeverwaltung ausspioniert zu 

werden, als diese ihm angeboten hatte, vor Beginn einer Ausbaumaßnahme eine 

bauliche Bestands- und Substanzaufnahme an seinem Anwesen durchzuführen. Die 

bauausführende Firma hatte vor Beginn einer Ausbaumaßnahme in der Straße des 

Petenten eine solche Aufnahme in Auftrag gegeben. Diese - nicht unübliche - Maß-

nahme sollte dem Zweck dienen, eventuell während der Bauausführung entstehende 

Schäden an anliegenden Häusern und Gebäuden schneller und einfacher abwickeln 

zu können. Durch eine solche Bestandsaufnahme kann festgestellt werden, welche 

Schäden bereits vorhanden und welche möglicherweise durch die Baumaßnahme 

verursacht worden sind. Damit dient die Bestandsaufnahme letztlich auch den Haus-

eigentümerinnen und Hauseigentümern, da - sollte es zu Schäden am Haus kommen 

- die Beweislage vereinfacht wird und eventuelle Schadensersatzverfahren vermie-

den oder vereinfacht werden. Eine Rechtsgrundlage für die Durchführung einer sol-

chen Beweissicherungsmaßnahme gibt es allerdings nicht, es handelt sich vielmehr 

um ein rein vertragliches Verhältnis zwischen Auftraggeber und Gutachter. Die Eigen-

tümerinnen und Eigentümer der Häuser sind daher auch nicht verpflichtet, bei dieser 

Maßnahme mitzuwirken. Dies wurde dem Petenten mitgeteilt, mit der Antwort war er 

jedoch nicht zufrieden und beabsichtigt nunmehr, Anzeige zu erstatten. 
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3.  Ein klärendes Gespräch 
 

Ein Petent beanstandete die Nichteinhaltung der Kehrintervalle durch den Schorn-

steinfegermeister. In einem Gespräch zwischen dem Petenten und dem zuständigen 

Schornsteinfegermeister konnten bestehende Unklarheiten ausgeräumt werden, so 

dass sich das Anliegen des Petenten zu dessen Zufriedenheit erledigt hat.  

 

4.  Begehrte Nachzahlung gewährt  
 

Ein Landwirt beanstandete die fehlerhafte Bewertung von ihm bewirtschafteter Flä-

chen bei der Prämienzahlung für landwirtschaftliche Betriebe. Im Laufe des Petitions-

verfahrens konnten dem Petenten zusätzliche Zahlungsansprüche zuerkannt und der 

Prämienbescheid in seinem Sinne geändert werden. 

 

5. Vertragliche Regelungen gehen vor  
 

Mängel eines ehemaligen Forstdienstgebäudes machten Eheleute geltend, die sich 

deswegen an den Bürgerbeauftragten gewandt hatten. Die Eheleute hatten ein ehe-

maliges Forstdienstgebäude vom Land Rheinland-Pfalz erworben und beanstandeten 

nunmehr unter anderem Nässeschäden an dem Gebäude. Allerdings wurde der 

Kaufpreis gerade in Kenntnis der Mängel gebildet und zugleich ein Gewährleistungs-

ausschluss für weitere Mängel vereinbart. Der Bürgerbeauftragte konnte leider nicht 

helfen. 

6.  „Riesensumme“ ausgezahlt  
 

Ein Petent begehrte die Auszahlung eines Ertragsanteils aus einer Fischereinutzung. 

Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde dem Petenten sein Ertragsanteil in Höhe von 

1,60 € ausgezahlt. 

 

7.  Führerschein für Krankenfahrstuhl  
 

Ein Bürger begehrte die Erlaubnis zum Führen eines „25 km/h-Krankenfahrstuhls“ 

bzw. eines „25 km/h-Autos“. Allerdings dürfen Krankenfahrstühle mit einer bauartbe-

dingten Höchstgeschwindigkeit von 25 km/h nur von Personen geführt werden, die in 

Besitz eines Führerscheins der Klasse B oder einer Prüfbescheinigung für Kranken-

fahrstühle sind. Beides konnte der Petent, dem im Jahr 1991 der Führerschein entzo-
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gen wurde, jedoch nicht vorweisen. Auch für das Führen eines sog. Leicht-Kfz bedarf 

es einer Fahrerlaubnis der Klasse B oder S. Dem Petenten, der keine Fahrerlaubnis 

besitzt, konnte daher nur mitgeteilt werden, dass er Fahrzeuge nur führen darf, die 

von der Fahrerlaubnispflicht ausgenommen sind. Dies sind z.B. Krankenfahrstühle, 

die unter anderem nicht schneller als 15 km/h fahren und ein bestimmtes Gewicht 

nicht überschreiten. 

 

8.  Blumenkübel als Verkehrshindernis 
 

Die Anliegerin einer Straße wandte sich an den Bürgerbeauftragten und beschwerte 

sich über einen Blumenkübel, der seitens der Gemeinde aufgestellt worden war. Sie 

machte geltend, der Blumenkübel stelle ein Verkehrshindernis dar. Im Laufe der Er-

mittlungen stellte sich heraus, dass der Blumenkübel tatsächlich ein Verkehrshinder-

nis darstellt, allerdings war dies von der Gemeinde auch so beabsichtigt. Der Kübel 

befand sich nämlich auf einer eingezeichneten Sperrfläche, damit an der unübersicht-

lichen Straßeneinmündung die einbiegenden Fahrzeuge einen großen Bogen fahren 

müssen. Entsprechend der Vorschriften der Straßenverkehrsordnung ist das Befah-

ren solcher Sperrflächen verboten. Damit dieses Verbot auch eingehalten wird, wurde 

der Blumenkübel aufgestellt. Dabei handelt es sich um eine der Verkehrssicherheit 

dienende zulässige Maßnahme, was auch durch die zuständige Fachaufsicht bestä-

tigt wurde. 

 

9.  Endlich was unternommen  
 

Eine Anwohnerin beschwerte sich über einen ständig in ihrer Straße parkenden Last-

kraftwagen und fühlte sich vom zuständigen Ordnungsamt im Stich gelassen. Im Lau-

fe des Petitionsverfahrens machte die Petentin ergänzende Angaben und es wurden 

fünf Bußgeldverfahren eingeleitet. Zudem wurde die Speditionsfirma, als Arbeitgebe-

rin des Fahrers, angeschrieben und darum gebeten, den Fahrer zur Ordnung zu ru-

fen. Danach hat sich die Situation nach Mitteilung der Petentin gebessert und der 

Lastkraftwagen parkt nicht mehr an der besagten Stelle. 

 

10.  Ärger in der Mainacht 
 

Die Petenten leben in einer kleinen Gemeinde im Kreis Ahrweiler und beschwerten 

sich über die alljährlich in der Mainacht stattfindenden Aktivitäten wie etwa das Auf-
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stellen des Maibaums und das Entzünden eines Maifeuers sowie damit in Zusam-

menhang stehende Lärmbeeinträchtigungen. Die Petenten sind in die Nachbarschaft 

eines Platzes gezogen, der seit Jahrzehnten für diese Veranstaltung genutzt wird. Sie 

machten geltend, dass es sich bei diesem Platz geographisch betrachtet nicht um 

den Dorfmittelpunkt handelt und die Veranstaltung daher an einem anderen Ort 

durchzuführen ist. Nach Auskunft der Verbandsgemeindeverwaltung ist „Dorfmittel-

punkt“ mehr im ideellen Sinn zu verstehen und besondere, aus der Veranstaltung 

resultierende Gefahren, wie sie die Petenten geltend machen, sind nicht ersichtlich. 

Dabei ist festzuhalten, dass es anlässlich der sog. Mainacht in der gesamten Region 

zu gewissen Lärmbeeinträchtigungen durch Tanzveranstaltungen, Maifeuer bzw. das 

traditionelle Maibaumstellen kommt, die in der Regel hinzunehmen sind.  

 

11.  Kompromiss gefunden, Geld gespart  
 

Um die beabsichtigte Errichtung einer leitungsgebundenen Abwasserbeseitigungsein-

richtung ging es in einem Fall, in dem durch eine von der Verbandsgemeindeverwal-

tung zunächst geforderte leitungsgebundene Abwasserbeseitigungseinrichtung auf 

die Petentin sehr hohe Kosten zugekommen wären. Im Laufe des Petitionsverfahrens 

konnte zwischen der Petentin, der Verbandsgemeindeverwaltung und der Struktur- 

und Genehmigungsdirektion Nord ein Kompromiss gefunden werden, der zum einen 

den Belangen der Abwasserbeseitigung und zum anderen den Belangen der Petentin 

Rechnung trägt.  

 

12.  Müllentsorgung leicht gemacht  
 

Eine Bürgerin beanstandete, dass auf einem Fußgängerweg rechtswidrig entsorgte 

Abfälle herum lagen. Im Zuge des Petitionsverfahrens wurden die Abfälle durch die 

Untere Abfallbehörde im Wege der Ersatzvornahme entsorgt.  

 

13.  Vergleich geschlossen 
 

Ein Bürger machte geltend, dass durch Kanalbauarbeiten Schäden an seinem Haus 

verursacht worden sind und begehrte den Ersatz der Schäden, was jedoch zunächst 

abgelehnt wurde. Im Laufe des Petitionsverfahrens vereinbarten die Stadtverwaltung 

und der Petent, dass die Angelegenheit gegen Zahlung von 1.000,00 € erledigt ist. 

 



 - 112 -

14.  Bebendes Wohnhaus  
 

Der Petent wohnt an einer Straße, die im Bereich eines Hydrantendeckels Schäden 

aufwies. Beim Überfahren des Bereichs durch Schwerlastverkehr führte dies nach 

Vorbringen des Petenten zu Erschütterungen seines Wohnhauses. Die Schäden 

wurden, nach ursprünglichem Zögern, zur Zufriedenheit des Petenten behoben.  

 

15.  Gebühren waren zu hoch  
 

Die Gebühren für eine Gebäudeeinmessung waren Grund für die Eingabe eines 

Hauseigentümers, nach dessen Auffassung zu hohe Gebühren erhoben wurden. 

Nachdem der Gebäudeherstellungswert durch das zuständige Vermessungs- und 

Katasteramt reduziert wurde, reduzierte sich infolgedessen zur Zufriedenheit des Pe-

tenten auch die Gebührenforderung.  

 

16.  Keine Wiedererteilung des Führerscheins  
 

Leider nicht geholfen werden konnte einem älteren Bürger, der auf seine Fahrerlaub-

nis verzichtet hatte und anschließend eine Wiedererteilung derselben begehrte. Der 

Petent war im Jahr 2002 in einen stehenden Polizeiwagen gefahren, ein anschlie-

ßendes Gutachten hatte zum Ergebnis, dass Zweifel an seiner Fahreignung beste-

hen. Diese Annahme wurde durch ein weiteres Gutachten und eine Fahrprobe bestä-

tigt, die der Petent wegen „erheblichen Fehlverhaltens“ nicht bestanden hat.  

 

17.  „Ein zu weiter Weg“  
 

Eine Lehrerin beschwerte sich über fehlende Parkplätze an ihrer Schule und begehrte 

eine Sonderparkerlaubnis für Lehrkräfte, was jedoch von der zuständigen Verbands-

gemeindeverwaltung abgelehnt wurde. Da es sich um ein altes Gebäude handelt, 

sind keine Parkplätze vorhanden. Auch die um die Schule liegenden Straßen sind 

nicht für hohes Verkehrsaufkommen geeignet, sodass das Parken lediglich innerhalb 

bestimmter Zonen für eine begrenzte Zeit erlaubt ist. Es konnte jedoch festgestellt 

werden, dass in einer Entfernung von ca. 200 m vom Eingang der Schule ein in ca. 

drei Minuten erreichbarer, ausreichender Parkplatz vorhanden ist, der von der Peten-

tin auch genutzt werden kann.  
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18.  Nichts gefunden!  
 

Ein Bürger beschwerte sich über Aufschüttungen auf einem Nachbargrundstück und 

begehrte ein Einschreiten der zuständigen Behörde, da die Aufschüttungen im Über-

schwemmungsgebiet abflusshindernd seien. Allerdings konnten im Rahmen diverser 

Termine vor Ort keine Aufschüttungen entdeckt werden. 

 

19.  Eine Einigung konnte erzielt werden  
 

Ein Haus wies Feuchtigkeitsschäden auf, was nach Auffassung eines Bürgers auf 

einen defekten Abwasserkanal zurückzuführen ist. Nachdem ein Schadensersatzbe-

gehren durch die Versicherung der Gemeinde abgelehnt wurde, konnte im Laufe des 

Petitionsverfahrens eine Einigung zwischen dem Petenten und der Verwaltung erzielt 

werden.   

 

20.  Mal was anderes: Zu viele Kontrollen 
 

Während sich im Berichtszeitraum die Bürgerinnen und Bürger häufig darüber be-

schwerten, dass seitens der für die Verkehrsüberwachung zuständigen Verwaltungen 

zu wenig überwacht wird, beschwerte sich eine Petentin darüber, dass nach ihrer 

Auffassung in ihrer Gegend zu viel kontrolliert wird. Dies konnte seitens der Ver-

bandsgemeindeverwaltung jedoch nicht bestätigt werden.  

 

21.  „Detailarbeit“  
 

Ein Bürger beanstandete mit seiner Eingabe die Parksituation vor seinem Haus. Dazu 

führte er detaillierte Listen über die parkenden Fahrzeuge mit Uhrzeit, Kennzeichen, 

Fabrikat und Farbe. Die Ermittlungen durch den Bürgerbeauftragten ergaben, dass 

Kunden einer benachbarten Bäckerei insbesondere in den frühen Morgenstunden 

zwischen 06.00 und 08.00 Uhr auf einem 3,25 m breiten Gehweg für die Dauer ihres 

Einkaufs und damit in der Regel nur für wenige Minuten parken. Die für die Verkehrs-

überwachung zuständige Verbandsgemeinde teilte mit, dass der ruhende Verkehr 

auch außerhalb der üblichen Dienstzeiten überwacht wird, sich die Überwachung im 

Hinblick auf die personellen Ressourcen allerdings auf konkret behindernde Parkvor-

gänge - solche waren vorliegend nicht erkennbar - an verkehrswichtigen Straßen 

erstrecken muss. Als der Petent, allerdings nach eigenem Vorbringen absichtlich, 
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seinen Pkw für mehrere Stunden auf dem besagten Gehweg abgestellt hatte, wurde 

er allerdings entsprechend verwarnt.   

 

22.  Selbstverhinderte bauliche Nutzung 
 

Die Beitragspflicht eines Grundstücks hängt unter anderem von dessen baulicher 

Nutzbarkeit ab. In diesem Zusammenhang wandte sich eine Bürgerin an den Bürger-

beauftragten und machte geltend, ihr Grundstück sei zum Teil nicht baulich nutzbar 

und daher auch nicht beitragspflichtig. Grund: auf dem Grundstück waren Sonnenkol-

lektoren aufgestellt und eine bauliche Nutzung daher in der Tat nicht mehr möglich. 

Allerdings hatte die Petentin die eingeschränkte bauliche Nutzbarkeit des Grund-

stücks selbst herbeigeführt. Dies konnte nicht zu einer Verminderung der beitrags-

pflichtigen Fläche führen, da es im Beitragsrecht auf die mögliche und nicht auf die 

tatsächliche Nutzung des Grundstücks ankommt. Dementsprechend war das Grund-

stück der Petentin grundsätzlich baulich nutzbar und damit auch beitragspflichtig.    

 

23.  Ein schlechtes Arbeitszeugnis  
 

Eine Arbeitnehmerin beendete ihre Tätigkeit als Studienleiterin und war der Auffas-

sung, dass das von ihrem Dienstherrn erstellte Arbeitszeugnis zu schlecht ausgefal-

len sei. Allerdings war die Arbeitsleistung der Petentin nach Auskunft ihres Dienst-

herrn als sehr „durchwachsen“ zu beurteilen, sodass das ausgestellte Arbeitszeugnis 

eher als sehr positiv formuliert bezeichnet werden konnte. Hier konnte der Bürgerbe-

auftragte leider nicht helfen. Die Petentin musste auf den Rechtsweg verwiesen wer-

den. 

 

24.  Rückschnitt des Baums aus Angst um den Hund  
 

Eine Petentin begehrte den Rückschnitt eines Baums unter anderem aus dem Grund, 

weil in dem Baum Vögel nisten würden, die bereits ihren Hund angegriffen hätten. 

Nachdem bereits in der Vergangenheit Rückschnittmaßnahmen in der normal ge-

wachsenen Platane vorgenommen worden waren, hätte ein weiterer Rückschnitt 

nach Auskunft der Stadtverwaltung dazu geführt, dass massenhaft Triebe nach oben 

wuchern würden, was wieder zu einer Erhöhung der Ast- und Blattmasse führt. Zwar 

wurde eine Entfernung des Baumes bzw. eine Kronenkappung abgelehnt, die auf das 

Grundstück der Petentin hineinragenden Äste wurden allerdings beseitigt.  
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25.  Fehlbelegte Behindertenparkplätze 

 
Ein älterer Bürger, selbst schwerbehindert, beschwerte sich darüber, dass in einem 

Einkaufszentrum die gekennzeichneten Behindertenparkplätze häufig durch nichtbe-

rechtigte Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer belegt sind. Die Parkflä-

chen waren nicht durch verkehrsbehördliche Anordnung als Behindertenparkplätze 

ausgewiesen, sondern lediglich durch den Eigentümer des Einkaufszentrums, sodass 

eine Ahndung der nichtberechtigten Nutzung auch nicht möglich war. Im Laufe des 

Petitionsverfahrens ordnete die Stadtverwaltung als Verkehrsbehörde, nachdem dies 

zunächst abgelehnt worden war, verkehrsbehördlich die Einrichtung von Behinder-

tenparkplätzen auf den entsprechenden Flächen des Einkaufszentrums an. Damit ist 

nunmehr eine Ahndung möglich. 

 

26.  Kein Fehlverhalten  
 

Eine allein erziehende Mutter von drei Kindern wandte sich gegen die Rückforderung 

zuviel gezahlter Unterhaltsvorschussleistungen für ihre älteste Tochter. Diese Rück-

forderung resultierte daraus, dass sie für ihre Tochter bereits unter einem anderen 

Nachnamen Leistungen erhalten hatte, woran die Petentin bei der erneuten Antrags-

stellung nicht gedacht hatte. Die Petentin wies in diesem Zusammenhang darauf hin, 

dass es nicht ihre Absicht gewesen sei, falsche Angaben zu machen und so Leistun-

gen zu erhalten, zumal sie Sozialhilfeleistungen erhielt und diese bei Nichtzahlung 

des Unterhaltsvorschusses entsprechend höher ausgefallen wären. Diese Argumen-

tation überzeugte auch die Stadtverwaltung, die nach einer Überprüfung der Angele-

genheit zu dem Ergebnis kam, dass der Petentin kein Fehlverhalten anzulasten ist 

und sie sich nicht bereichern wollte. Die Stadtverwaltung hat der Petentin die Rück-

forderungssumme in vollem Umfang erlassen. 

 

27. Entscheidung über Schulart 
 

Die Mutter einer Schülerin, die die 4. Grundschulklasse abgeschlossen hat, begehrte 

die Zuweisung ihrer Tochter zur Förderschule mit dem Schwerpunkt motorische Ent-

wicklung ab dem Schuljahr 2007/2008. Das notwendige Fördergutachten lag seit En-

de Mai vor. Die Mutter wartete jedoch seitdem auf einen schriftlichen Bescheid der 

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion. Auch konnte sie telefonisch trotz mehrfacher 

Versuche keine Klärung erreichen und wusste zu Beginn der Sommerferien nicht 
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mehr, was sie noch tun sollte. Die Überprüfung ergab, dass bei der Bearbeitung ein 

Fehler unterlaufen war und dadurch ein rechtzeitiger Bescheid nicht erfolgte. Die El-

tern erhielten kurzfristig und damit rechtzeitig vor Ende der Sommerferien die Nach-

richt über die gewünschte Zuweisung. 

 

28. Aufbewahrungsfrist von Beihilfeanträgen 
 

Ein pensionierter Beamter konnte nicht nachvollziehen, warum die Aufbewahrungs-

frist für Beihilfeanträge und die eingereichten Rechnungen von ursprünglich zwei, auf 

dann drei und nunmehr auf fünf Jahre angehoben wurde. So sei von ihm in den letz-

ten 40 Jahren nie eine Vorlage dieser Unterlagen verlangt worden. Das Ministerium 

der Finanzen verwies darauf, dass die Verlängerung der Aufbewahrungsfrist aufgrund 

zahlreicher Abrechnungsbetrugsfälle von Ärzten, bei denen auch zu viel Beihilfe ge-

zahlt wurde, erfolgte. Zudem betrage die Aufbewahrungsfrist beim Bund und in den 

anderen Bundesländern im Allgemeinen fünf Jahre. Das Ministerium stellte jedoch in 

Aussicht, dass bei einer weiteren Automatisierung des Beihilfeverfahrens in Zukunft 

ganz auf eine Aufbewahrung der Unterlagen verzichtet werden kann. Der Beamte war 

insoweit zufrieden, da ihm nun wenigstens die Hintergründe für die Verlängerung der 

Aufbewahrungsfrist bekannt sind. 

 

29. Keine Hilfe bei der Zahnarztsuche 
 

Ein Bürger bat den Bürgerbeauftragten um Hilfe bei der Zahnarztsuche. Bisher habe 

ihm kein Zahnarzt bei seinem Problem helfen können. Nach Auskunft der Landes-

zahnärztekammer sind alle approbierten Zahnärzte und Zahnärztinnen berechtigt, 

entsprechende Behandlungen durchzuführen, sodass diese sich außerstande sah, 

eine bestimmte Zahnärztin bzw. einen bestimmten Zahnarzt zu empfehlen. Dem Pe-

tenten konnte bei diesem Problem leider nicht geholfen werden. 

 

30. Doppelte Rückforderung konnte vermieden werden 
 

Eine Empfängerin von Arbeitslosengeld II wandte sich an den Bürgerbeauftragten, da 

sie nicht nachvollziehen konnte, warum die Arbeitsgemeinschaft einen Betrag von 

über 200 € von ihr fordert. Dieser zu viel gezahlte Betrag beruhte ihrer Auffassung 

nach auf einer rückwirkenden Kindergeldgewährung für ihren Sohn. Allerdings hatte 

die Familienkasse das Kindergeld aufgrund eines Erstattungsanspruchs bereits kom-
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plett – und auch für den angegebenen Zeitraum – an die Arbeitsgemeinschaft ge-

zahlt. Die Überprüfung ergab, dass es sich hierbei tatsächlich um ein Versehen han-

delte, für das sich die Arbeitsgemeinschaft entschuldigte. 

 

31. Schenkung an den Sohn oder nicht, das war hier die Frage 
 

Die Mutter und Betreuerin eines behinderten Sohnes, der Sozialleistungen bezieht, 

wandte sich an den Bürgerbeauftragten, da ihre Stadtverwaltung einen Einsatz von 

eventuellem Vermögen des Sohnes prüfte. Hierzu wies die Petentin darauf hin, dass 

es sich bei dem in Rede stehenden Betrag von 20.000 € um Geld handelt, das tat-

sächlich ihr gehört und sie das Geld lediglich auf den Namen ihres Sohnes angelegt 

und bei der Auflösung des Kontos ein Jahr zuvor wieder auf ihren Namen angelegt 

hat; eine Schenkung an den Sohn, wie von der Stadtverwaltung angenommen, sei 

dies seinerzeit nicht gewesen. Vielmehr benötigt die Mutter das Geld als Altersvor-

sorge, da sie aufgrund der Behinderung ihres Sohnes ca. 25 Jahre nur Teilzeit arbei-

ten konnte und nur eine geringe Rente zu erwarten hat. Auch deckt sie von diesem 

Geld unvorhergesehene Kosten, die für ihren Sohn anfallen. Die Stadtverwaltung 

stellte nach einer Überprüfung schließlich fest, dass es sich nicht um eine Schenkung 

an den Sohn handelt und daher ein Zugriff auf das Vermögen nicht möglich ist. 

 

32. Rundfunkgebühren für eine Zweitwohnung 
 

Ein Bürger wandte sich gegen die ganzjährige Erhebung von Rundfunkgebühren für 

seine Zweitwohnung. Diese Wohnung nutzt er aus beruflichen Gründen selbst, je-

doch nur in den Monaten Juni bis September eines Jahres. Nur in dieser Zeit habe er 

in der Wohnung auch Rundfunkgeräte. Die GEZ hatte ihm gegenüber erklärt, dass 

eine saisonale Anmeldung nicht mehr möglich ist und daraufhin ganzjährig Gebühren 

gefordert. Nach einer Überprüfung durch den SWR stellte sich heraus, dass die GEZ 

irrtümlich davon ausging, dass es sich um eine vermietete Ferienwohnung handelt 

und nicht um eine selbst genutzte Zweitwohnung. Nachdem der Petent dann auch 

klarstellen konnte, dass in der Zwischenzeit keine Rundfunkgeräte mehr in der Woh-

nung sind, konnte dieses Missverständnis aufgeklärt werden und dem Petenten wur-

den die zuviel gezahlten Gebühren erstattet. 
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33. Keine Sozialhilfe bei unbekanntem Wohnort 
 

Ein Petent beanstandete, dass ihm seine Stadtverwaltung trotz seiner bekannten Not-

lage keine Sozialhilfeleistungen gewährt und Anträge nicht bearbeitet werden. Es 

stellte sich heraus, dass der ursprüngliche Sozialhilfeantrag bereits im April 2005 ab-

gelehnt und an die damals bekannte Adresse geschickt worden war. Dort hat der Pe-

tent zu diesem Zeitpunkt nach eigener Aussage auch noch gewohnt. Nachdem er 

unter dieser Adresse jedoch im Herbst des Jahres trotz verschiedener Versuche nicht 

angetroffen werden konnte und sich trotz Aufforderung weigerte, sich umzumelden, 

wurde er im November 2005 als unbekannt verzogen abgemeldet. Dem Petenten 

wurde mehrfach mitgeteilt, dass eine Bewilligung von Leistungen nur erfolgen kann, 

wenn bekannt ist, wo er sich aufhält und er tatsächlich in dieser Stadt wohnt. Die Be-

kanntgabe einer Postfachadresse ist dafür allerdings nicht ausreichend. 

 

34. Erziehung der Kinder ersetzt nicht das Anerkennungsjahr 
 

Eine Mutter von sechs Kindern begehrte mit ihrer Eingabe die staatliche Anerken-

nung als Erzieherin. Sie machte geltend, dass sie von 1981 bis 1983 die Fachhoch-

schulausbildung absolviert hat. Aufgrund der Geburt ihres ersten Kindes, für das sie 

damals keine Möglichkeit für eine Betreuung hatte, konnte sie das für den Abschluss 

der Ausbildung notwendige Anerkennungsjahr nicht ableisten. Die Petentin ist jedoch 

der Auffassung, dass sie aufgrund der Erziehung ihrer sechs Kinder sowie ihrer eh-

renamtlichen Arbeit in Still- und Krabbelgruppen, der Leitung von Turngruppen und 

ähnlichem entsprechende Erfahrungen vorweisen kann. Das Ministerium für Bildung, 

Wissenschaft, Jugend und Kultur sah dies jedoch anders. Es verwies darauf, dass für 

die staatliche Anerkennung der Ausbildung das Absolvieren des Anerkennungsjahres 

innerhalb der Übergangsfrist von fünf Jahren erforderlich ist und diese Fristen be-

wusst gesetzt seien. Nach Auskunft des Ministeriums müsste die Petentin aufgrund 

der geänderten Berufsanforderungen in den sozialpädagogischen Einrichtungen und 

einer Änderung der Berufseingangsvoraussetzungen die dreijährige Fachschulausbil-

dung nochmals komplett durchlaufen. Allerdings sei eine Anerkennung der Erzie-

hungszeiten dahingehend möglich, dass die Petentin keine abgeschlossene Be-

rufsausbildung mehr nachweisen muss. Bisher hat die Petentin allerdings noch keine 

Ausbildung begonnen. 
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35. Endlich ein Behindertenausweis auf Dauer 
 

Eine Mutter begehrte die Ausstellung eines unbefristeten Schwerbehindertenauswei-

ses für ihre seit dem Jahr 1989 an Epilepsie erkrankte Tochter. Bei der Tochter wur-

den ein Grad der Behinderung von 100 sowie die Nachteilsausgleiche „G“, „B“, „H“ 

und „RF“ festgestellt. Allerdings wurde immer nur ein befristeter Schwerbehinderten-

ausweis erteilt und das Vorliegen der Behinderung alle zwei Jahre überprüft. Ände-

rungen im Gesundheitszustand haben sich jedoch nie ergeben. Hintergrund war, 

dass in der Vergangenheit fachärztliche Möglichkeiten einer operativen Behandlung 

zur eventuellen Verbesserung der Erkrankung nach den vorgelegten Arztbriefen dis-

kutiert worden waren. Nachdem nun nachgewiesen werden konnte, dass eine we-

sentliche Änderung im Sinne einer Besserung der Erkrankung wenig wahrscheinlich 

ist, hat das Amt für soziale Angelegenheiten einen unbefristeten Ausweis ausgestellt.  

 

36. Antrag auf Altersteilzeit genehmigt 
 

Eine 59 Jahre alte Beschäftigte an einer Universität beanstandete im August 2008, 

dass sie auf ihren Antrag auf Altersteilzeit vom 12. Oktober 2005 sowie auf eine Bitte 

um Zwischennachricht im Juli 2006 weder eine Entscheidung noch einen Zwischen-

bescheid zur Sache oder zur Zeitverzögerung erhalten hat. Die Universität teilte dazu 

mit, dass bezüglich des Antrags bereits seit Ende 2007 ein personalvertretungsrecht-

liches Einigungsverfahren anhängig ist. Aufgrund der Eingabe erfolgte jedoch kurz-

fristig ein Gespräch mit der Petentin, in dem unter Berücksichtigung der besonderen 

persönlichen Situation und der ungewöhnlich langen Dauer des Verfahrens einver-

nehmlich der 1. Oktober 2008 als Zeitpunkt für den Beginn des Altersteilzeitarbeits-

verhältnisses vereinbart wurde. 

 

37. Späte Neuberechnung 
 

Eine Petentin wandte sich gegen eine im Juni 2007 erfolgte rückwirkende Neube-

rechnung ihrer Witwenrente seit September 2007 und die Rückforderung der ent-

standenen Überzahlung in Höhe von über 4.000 €. Nach ihrer Auffassung wäre diese 

Überzahlung vermeidbar gewesen, da sie im Oktober 2004 telefonisch mitgeteilt ha-

be, dass sie eine Beschäftigung ausüben würde. Spätestens im Juli 2005 hätte eine 

Kontrolle des anzurechnenden Einkommens stattfinden müssen. Nach einer Überprü-

fung teilte der Rentenversicherungsträger mit, dass ihn bei der entstandenen Überzah-

lung ein Mitverschulden trifft. Er hat daraufhin einen Vergleichsvorschlag unterbreitet, 



 - 120 -

wonach nur die Hälfte der Überzahlung zurückgefordert und der Petentin gleichzeitig 

eine Ratenzahlung angeboten wird. Dieses Angebot hat die Petentin angenommen. 

 

38. Schwierige Berechnungen 
 

Ein Bürger konnte die Höhe der Rückforderung des ihm angeblich zuviel gezahlten 

Arbeitslosengeldes II nicht nachvollziehen, das er für sich, seine Lebensgefährtin und 

das gemeinsame Kind ergänzend zu seinem Einkommen erhält. Es stellte sich 

schließlich heraus, dass die Arbeitsgemeinschaft beim Einkommen des Petenten 

auch die ihm für Dienstfahrten mit dem eigenen Pkw gezahlten Erstattungen des Ar-

beitgebers berücksichtigt hatte. Nachdem der Petent sein Fahrtenbuch vorlegte, 

konnten die berücksichtigungsfähigen Fahrtkosten ermittelt werden. Daraufhin redu-

zierte sich die ursprüngliche Forderung von 2.765,77 € auf 652,25 €.  

 

39. Keine Beihilfe für kosmetische Behandlungen 
 

Ein pensionierter Beamter wollte erreichen, dass die Kosten für das Auflegen eines 

Permanent-Make-Up an Augenbrauen und Wimpern bei seiner Ehefrau im Rahmen 

der Beihilfe übernommen werden. Seine Ehefrau ist an kreisrundem Haarausfall er-

krankt, der sich soweit ausgeweitet hat, dass nicht nur alle Haare, sondern auch Au-

genbrauen und Wimpern ausgefallen sind. Da wegen der heißen Sommertemperatu-

ren ein Farbschminken nicht sinnvoll erschien, hatte der Hautarzt ein Permanent-

Make-Up verschrieben. Die Oberfinanzdirektion hat die Übernahme der Kosten abge-

lehnt, da es sich um eine kosmetische Behandlung handelt. Diese Auffassung wurde 

durch das zuständige Ministerium bestätigt. Der Petent wollte sich damit jedoch nicht 

abfinden, sodass eine einvernehmliche Lösung nicht möglich war. 

 

40. Anpassung der Rundfunkgebühren an Bildgröße nicht möglich 
 

Ein älterer Bürger beanstandete, dass die Fernsehübertragungen im Ersten, im ZDF 

und im SWR immer häufiger im Bildformat 16 : 9 erfolgen. Bei seinem Fernsehgerät 

wird nun durch die am oberen und unteren Bildrand erscheinenden schwarzen „Bal-

ken die sichtbare Fläche von 2.234,5 cm2 auf 1.798,5 cm2 verkleinert, was einen Bild-

verlust“ von ca. 19,5 % verursacht. Dadurch ist auch die eingeblendete Schrift kleiner 

und für ihn aus der bisherigen Sitz- und Sichtposition nicht mehr lesbar. Da er es sich 

als Rentner nicht leisten, eine neue Brille, einen neuen Fernseher oder einen neuen 
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Stuhl anzuschaffen, wollte er die vierteljährlich zu zahlende Rundfunkgebühr auf 

41,13 € begrenzen. Der SWR wies darauf hin, dass das Breitbildformat 16:9 dem 

menschlichen Sehsystem besser angepasst ist als das bisher eingesetzte Bildseiten-

verhältnis 4:3. Da alle größeren Fernsehrgerätehersteller die Produktion von Bildröh-

ren mit einem Seitenverhältnis von 4:3 eingestellt haben und der Marktanteil der 16:9-

Geräte deutlich gestiegen ist, haben sich SWR und ARD für den Umstieg entschie-

den; zumal auch ein heute erstelltes Programm im Format 4:3 nur mit erheblichem 

Qualitätsverlust für das zukünftige Fernsehsystem im 16:9-Format verwendet werden 

kann. Im Übrigen besteht für eine Kürzung der Rundfunkgebühr keine rechtliche 

Grundlage, sodass diesem Anliegen nicht entsprochen werden konnte. 

 

41. Leistungen der Pflegeversicherung trotz verspäteten Antrags 
 

Eine Petentin hatte eine Freundin nach der Entlassung aus dem Krankenhaus bis zu 

ihrem Tod, insgesamt etwa sechs Wochen, gepflegt. Der Antrag auf Leistungen aus 

der Pflegeversicherung wurde jedoch erst vier Wochen nach Beginn der Pflege ge-

stellt, sodass die Pflegekasse erst ab diesem Zeitpunkt das Pflegegeld zahlen wollte. 

Die Petentin wies darauf hin, dass sie aufgrund der Pflege erheblich in Anspruch ge-

nommen war und es ihr nicht möglich war, die Leistungen bereits zu einem früheren 

Zeitpunkt schriftlich zu beantragen. Die Pflegekasse erklärte sich im Zuge des Petiti-

onsverfahren bereit, ab dem Tag der Entlassung aus dem Krankenhaus das Pflege-

geld zu zahlen, wobei sie jedoch darauf bestand, dass die Leistungen an einen Erben 

bzw. Sonderrechtsnachfolger der Verstorbenen und nicht an die Petentin ausgezahlt 

werden. Mit dieser Lösung war die Petentin einverstanden. 

 

42. Arbeitslosengeld II oder BAföG im Urlaubssemester 
 

Ein Student, dem aufgrund einer Erkrankung ein so genanntes Urlaubssemester be-

willigt wurde, begehrte die Zahlung von Arbeitslosengeld II. Der Antrag war von der 

zuständigen Arbeitsgemeinschaft jedoch mit dem Hinweis auf die vorrangigen Leis-

tungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) abgelehnt worden. 

Aufgrund der Bewilligung des Urlaubssemesters konnte der Petent jedoch keine BA-

föG-Leistungen erhalten. Die Arbeitsgemeinschaft hat daraufhin das Arbeitslosengeld 

II bewilligt. 
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43. Bewilligung einer Mutter-Kind-Kur 
 

Eine Mutter wandte sich gegen die Ablehnung einer Mutter-Kind-Kur durch ihre Kran-

kenkasse. Bereits zwei Jahre zuvor war eine von ihr beantragte Mutter-Kind-Kur mit 

der Begründung abgelehnt worden, dass wohnortnahe Behandlungen und Therapie-

maßnahmen ausreichend seien. Diese hat sie auch in Anspruch genommen, jedoch 

war keine Besserung eingetreten. Den neuen Antrag hat die Krankenkasse mit der-

selben Begründung abgelehnt. Nachdem die Petentin weitere ärztliche Unterlagen 

vorlegte, bewilligte die Krankenkasse kurzfristig die Kurmaßnahme. 

 

44. Längerer Schulweg ab der 5. Klasse zumutbar 
 

Ein Vater beanstandete, dass die Fahrtkosten seiner Tochter zur Regionalen Schule 

von der Kreisverwaltung nicht mehr übernommen werden. Bis zu den Sommerferien 

wurden die Fahrtkosten zur Grundschule, die sich auf demselben Gelände wie die 

Regionale Schule befindet, gezahlt. Die Kreisverwaltung teilte dazu mit, dass nach 

dem Schulgesetz die Kosten nur zu übernehmen sind, wenn den Schülerinnen und 

Schülern der Schulweg ohne die Benutzung eines Verkehrsmittels nicht zumutbar ist, 

weil er besonders gefährlich oder zu weit ist. Dabei gelten bei Grundschülerinnen und 

Grundschülern andere Anforderungen, da ihnen beispielsweise ein größerer Umweg 

zur Umgehung besonders gefährlicher Stellen nicht zugemutet werden kann und die 

Grenze des zumutbaren Schulwegs bei zwei Kilometern liegt. Bei älteren Schülerin-

nen und Schülern wie der Tochter der Petentin ist danach ein Schulweg bis vier Kilo-

meter Länge zumutbar. Nachdem sich zudem die Verkehrsführung geändert hat, hat 

die zuständige Kreisverwaltung gemeinsam mit der Polizei und Mitarbeitern des örtli-

chen Ordnungsamtes unterschiedliche Schulwege überprüft und festgestellt, dass der 

Schulweg ohne Benutzung eines Verkehrsmittels zumutbar ist. Dem Anliegen des 

Petenten konnte daher nicht entsprochen werden. 

 

45.  Anerkennung von Beitragszeiten 
 

Ein Rentner begehrte Korrekturen an seinem Versicherungsverlauf. Er war der Auf-

fassung, dass Arbeitszeiten, die er in der ehemaligen DDR geleistet hat, nicht ausrei-

chend berücksichtigt wurden; so müssten von ihm in erheblichem Umfang geleistete 

Überstunden angerechnet werden. Der zuständige Rentenversicherungsträger erklärte 

dazu, dass alle auf den Originalversicherungsausweisen angegebenen Verdienste 

berücksichtigt wurden. Für zusätzliche Entgelte aufgrund von Überstunden lagen je-
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doch keine Anhaltspunkte vor. Zwar hatte der Petent angegeben, im Jahr 1984 tat-

sächlich 224 Überstunden geleistet zu haben, allerdings hat er nach er nach den Ein-

tragungen auf dem Versicherungsausweis in dem Jahr nur 12 Überstunden geleistet. 

Der Petent konnte nicht zweifelsfrei nachweisen, dass die Eintragungen auf dem So-

zialversicherungsnachweis fehlerhaft sind. Damit konnte dem Anliegen des Petenten 

nicht entsprochen werden. 

 

46. Zu voller Schulbus 
 

Der Vater eines Schülers aus der 5. Klasse beanstandete, dass der Schulbus vom 

Wohnort zur Schule nicht ausreiche, alle Schülerinnen und Schüler zu befördern. So 

konnte sein Sohn bereits am dritten Schultag nach den Sommerferien auf der Rück-

fahrt mit der Begründung, der Bus sei zu voll, diesen nicht benutzen und musste 

selbst dafür sorgen, wie er nach Hause kam. Die zuständige Kreisverwaltung hat 

kurzfristig die Ursachen für den überfüllten Bus ermittelt und dafür gesorgt, dass das 

Problem morgens durch den Einsatz eines zusätzlichen Busses bzw. mittags durch 

Klarstellung, welche Schülerinnen und Schüler welchen Bus zu benutzen haben, be-

hoben werden konnte.  

 

47. Grad der Behinderung 
 

Eine Bürgerin beanstandete, dass ein von ihr gestellter Antrag auf Feststellung eines 

höheren Grades der Behinderung abgelehnt wurde. Ihrer Auffassung nach war das 

Amt für soziale Angelegenheiten von einer falschen Diagnose ausgegangen. Das 

Amt für soziale Angelegenheiten erklärte, dass auf dem Änderungsantrag statt des 

bisherigen Grades der Behinderung von 40 ein Grad der Behinderung von 60 festge-

stellt wurde und der Bescheid inzwischen bestandskräftig ist. Aufgrund der nun vor-

getragenen Beeinträchtigung erfolgte eine Begutachtung der Petentin, die zu dem 

Ergebnis führte, dass tatsächlich eine schwerwiegende Gesundheitsbeeinträchtigung 

vorliegt, die mit einem Grad der Behinderung von 90 zu bewerten ist. Zudem liegen 

die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Merkzeichens „G“ vor. Gleichzeitig 

wies das Amt für soziale Angelegenheiten darauf hin, dass bei einem entsprechen-

den Antrag auch die Voraussetzungen für die Bewilligung von Parkerleichterungen für 

schwerbehinderte Menschen in Rheinland-Pfalz gegeben sind.  
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48. Kein Umzug erforderlich 
 

Eine Petentin, die für sich und ihre drei Kinder Arbeitslosengeld II bezieht, erhielt von 

der Arbeitsgemeinschaft die Aufforderung, sich innerhalb der nächsten sechs Monate 

eine andere Wohnung zu suchen, da die Kosten für die bisherige Wohnung nicht an-

gemessen seien. Die Petentin konnte jedoch keine günstigere Wohnung finden und 

verwies auf ihr vorliegende Wohnungsangebote. Die Arbeitsgemeinschaft teilte nach 

einer Überprüfung der Angelegenheit mit, dass die bisherige Wohnung weiter als an-

gemessen angesehen werden kann und die Aufforderung zum Umzug zurückge-

nommen wird. 

 

49. Kurzfristige Lösung 
 

Ein Empfänger von Arbeitslosengeld II beanstandete Anfang des Jahres, dass er kein 

Geld erhalten hat. Da ihm kein Folgeantrag zugeschickt worden sei, habe er auch 

keinen stellen können. Er wurde aufgefordert, einen neuen Antrag zu stellen, erhielt 

aber erst am 19. des Monats einen Termin dafür. Die Arbeitsgemeinschaft teilte dazu 

mit, dass aufgrund eines technischen Fehlers in Nürnberg an mehrere Hilfebedürftige 

keine Folgeanträge versandt worden waren, was zu Schwierigkeiten bei der Weiter-

bewilligung der Leistungen und der terminlichen Abstimmung geführt habe. Mit dem 

Petenten wurde telefonisch ein Termin für den 18. des Monats vereinbart, an dem er 

den Antrag abgeben und eine Barzahlung erhalten konnte. 

 

50. Kindergartenplatz für die Tochter 
 

Die Eltern eines behinderten Mädchens wollten für ihre Tochter einen Kindergarten-

platz in einer integrativen Kindertagesstätte erhalten. Sie erhielten aufgrund der Viel-

zahl der Anmeldungen jedoch eine Absage. Die Kreisverwaltung sah ebenfalls die 

Notwendigkeit zur Förderung des Kindes in einer heilpädagogischen Kleingruppe und 

hat daraufhin Gespräche mit der Kindertagesstätte aufgenommen, um zu prüfen, in-

wieweit Platzkapazitäten zur Aufnahme des Kindes geschaffen werden können. 

Nachdem auch das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung der Aufnahme 

eines weiteren Kindes zustimmte und die Genehmigung zur Überbelegung erteilte, 

konnte dem Mädchen der Kindergartenplatz zur Verfügung gestellt werden. 
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51. Nicht angemessenes Hausgrundstück 
 

Ein Bürger beanstandete, dass ihm von der Arbeitsgemeinschaft die Gewährung von 

Arbeitslosengeld II abgelehnt wurde, da das von ihm und seiner Ehefrau benutzte 

Eigenheim 15 m2 zu groß sei. Die Ablehnung des Antrags durch die Arbeitsgemein-

schaft wegen vorhandenen Vermögens beruhte jedoch vor allem darauf, dass das 

Hausgrundstück bei einer Größe von 1.098 m2 als unangemessen anzusehen ist. 

Nach der Rechtsprechung gelte im ländlichen Raum lediglich ein Hausgrundstück bis 

800 m2 als angemessen. Da eine sofortige Verwertung eines Grundstücks allerdings 

regelmäßig nicht möglich ist, hat die Arbeitsgemeinschaft dem betroffenen Bürger 

und seiner Ehefrau die darlehensweise Gewährung der Leistungen angeboten. Da in 

diesem Fall jedoch die Eintragung einer Hypothek gefordert wird, waren die Betroffe-

nen damit nicht einverstanden. 

 

52. Nicht entstandene Gerichtskosten müssen auch nicht bezahlt wer-
den 

 

Ein Bürger hat in einem von ihm beantragten Zwangsversteigerungsverfahren einen 

Kostenvorschuss von über 1.000,00 € bezahlt und begehrte dessen Erstattung, da 

tatsächlich kein Zwangsversteigerungstermin stattgefunden hat. Eine aufgrund der 

Eingabe vom zuständigen Amtsgericht veranlasste Überprüfung hat ergeben, dass 

die entsprechende Gebühr unberechtigterweise in Rechnung gestellt worden war. Sie 

wurde umgehend erstattet. 

 

53. Drogenkonsum im Strafvollzug konnte nicht nachgewiesen werden 
 

Ein Gefangener beschwerte sich über eine Disziplinarmaßnahme, die wegen einer 

positiven Urinkontrolle verhängt worden war. Er machte geltend, er habe vor seinem 

Strafantritt, der einen Monat vor der Urinkontrolle erfolgte, nicht jedoch im Strafvoll-

zug Drogen konsumiert. Da Drogenkonsum 6 bis 8 Wochen nachweisbar ist, konnte 

tatsächlich nicht ausgeschlossen werden, dass der Konsum vor Antritt der Freiheits-

strafe erfolgte. Es wurde daher von der Disziplinarmaßnahme abgesehen. 
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54. Im Strafvollzug benötigte Fachliteratur konnte besorgt werden 

 
Ein Gefangener wandte sich an den Bürgerbeauftragten, weil es Probleme mit der 

Beschaffung von ihm benötigter Fachliteratur gegeben hatte. Aufgrund der Eingabe 

wurden nicht nur die Bücher kurzfristig besorgt, sondern auch mit dem Petenten im 

Einzelnen geklärt, wie künftig verfahren wird, damit weitere Bestellungen kurzfristig 

erfolgen können. 

 

55. Teilnahme am Gottesdienst trotz Disziplinarmaßnahme 

 
Ein Gefangener beschwerte sich, dass er infolge einer Disziplinarmaßnahem sonn-

tags nicht am Gottesdienst teilnehmen konnte. Aufgrund der Eingabe ermöglichte die 

betreffende JVA dem Petenten die Teilnahme am Gottesdienst.  

 

56. Edelstahl-Essenstabletts können an Gefangene ausgehändigt wer-
den 

 
Ein Gefangener konnte eine Vorgehensweise einer JVA nicht recht verstehen. Ihm 

war vor einiger Zeit der Besitz eines Edelstahl-Essenstabletts abgelehnt worden, weil 

es sich dabei um eine „Schlagwaffe“ handele. Nunmehr seien aber solche Tabletts 

ganz offiziell an die Gefangenen ausgegeben worden. Die Ermittlungen ergaben, 

dass dies tatsächlich der Fall ist, seitdem das Essen in der Küche auf Edelstahl-

Tabletts portioniert und einzeln verpackt an die Gefangenen ausgegeben wird. Bei 

der Auswahl des Materials wurden Fragen der Wirtschaftlichkeit, der Haltbarkeit, der 

Kosten und der Hygiene berücksichtigt. Die JVA hat keine Sicherheitsbedenken, da 

die Tabletts nicht auf den Hafträumen verbleiben, sondern nach dem Essen wieder 

eingesammelt werden.  

 

57. Haftkosten müssen nur einmal erstattet werden 

 
Ein Gefangener konnte nicht nachvollziehen, dass von ihm zweimal für denselben 

Zeitraum Haftkosten in unterschiedlicher Höhe verlangt worden waren. Die daraufhin 

veranlassten Ermittlungen haben ergeben, dass zunächst fälschlicherweise ein zu 

hoher Betrag errechnet und sodann mit Korrekturbescheid berichtigt worden war. 
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Fälschlicherweise hat die Landesjustizkasse beide Beträge gegen den Petenten fest-

gesetzt. Aufgrund der Eingabe wurde der Fehler bemerkt und unverzüglich berichtigt. 

 

58. Auch ausländische Gefangene müssen Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung zahlen 

 
Ein ausländischer Gefangener, dem eine Arbeit zugeteilt ist, beanstandete, dass von 

seinem Lohn Beiträge zur Arbeitslosenversicherung einbehalten werden, obwohl er 

bei Haftende in sein Herkunftsland abgeschoben wird, sodass er keine Ansprüche 

gegen die Agentur für Arbeit erwirbt. Die betreffende JVA verwies auf die einschlägi-

gen Bestimmungen des Sozialgesetzbuchs III, wonach auch Personen beitragspflich-

tig sind, die keine Aussicht haben, in den Genuss der damit verbundenen Vorteile zu 

gelangen. Eine Befreiung für derartige Fälle ist nicht vorgesehen. Die JVA sieht daher 

keine Möglichkeit, von der Einbehaltung des Arbeitnehmeranteils abzusehen. 

 

59. Erlass von TV-Gebühren im Wege der Kulanz 

 
Ein Gefangener beanstandete, dass er noch im April mit der Miete für sein TV-Gerät 

belastet worden war, obwohl er das Gerät bereits im Vormonat zurückgegeben hatte. 

Die Ermittlungen haben ergeben, dass der Petent versäumt hatte, den mit einer Pri-

vatfirma bezüglich des TV-Gerätes abgeschlossenen Vertrag fristgerecht zu kündi-

gen. Aufgrund der Vermittlung der betreffenden JVA konnte allerdings erreicht wer-

den, dass die betreffende Firma die Zahlung für April im Wege der Kulanz gutge-

schrieben hat.  

 

60. Erhebung eines Sicherheitsgeldes war fehlerhaft 

 
Eine ausländische Staatsangehörige, die im Auftrag ihres Heimatstaates an einer 

Universität unterrichtet, beanstandete, dass von ihr anlässlich einer Polizeikontrolle 

eine Sicherheitsleistung verlangt wurde, weil sie ein Verwarnungsgeld nicht an Ort 

und Stelle zahlen konnte. Eine Überprüfung ergab, dass die Rechtsauffassung des 

betreffenden Beamten fehlerhaft war. Der Präsident des zuständigen Polizeipräsidi-

ums hat die der Petentin entstandenen Unannehmlichkeiten ausdrücklich bedauert. 
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61. Verweisung aus dem Hallenbad war zulässig 

 
Ein Bürger beschwerte sich über einen Polizeieinsatz, durch den er ein schuleigenes 

Hallenbad verlassen musste. Die Ermittlungen haben ergeben, dass das Schwimm-

becken nach der Haus- und Badeordnung wegen des anschließenden Schulbetriebs 

um 7.15 Uhr zu räumen ist. Da der Bürger den entsprechenden Hinweisen des 

Schwimmmeisters nicht Folge leistete, sah dieser keine andere Möglichkeit, als die 

Polizei um Hilfe zu bitten. Eine Überprüfung durch den zuständigen Polizeipräsiden-

ten ergab, dass der Polizeieinsatz weder unnötig noch unverhältnismäßig war. 

 

62. Erst zweite Eheschließung ermöglichte Aufenthaltsrecht 

 
Ein Bürger begehrte ein Aufenthaltsrecht für seine ausländische Ehefrau, mit der er 

bereits in deren Heimatland eine Ehe geschlossen hatte. Da diese Eheschließung 

jedoch in Deutschland nicht anerkannt werden konnte, musste eine erneute Ehe-

schließung erfolgen, damit eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden konnte. 

 

63. Aufenthaltserlaubnis für ehemals deutschen Staatsangehörigen 
konnte erteilt werden 

 
Ein gebürtiger Deutscher, der ausgewandert war und eine ausländische Staatsange-

hörigkeit angenommen hatte, wollte wieder dauerhaft in Deutschland leben. Nachdem 

es zunächst bei der Erteilung der dazu erforderlichen Aufenthaltserlaubnis zu Prob-

lemen gekommen war, konnte im Zuge des Petitionsverfahrens festgestellt werden, 

dass die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für ehemals 

deutsche Staatsangehörige vorliegen. 

 

64. Für Auskunft aus der Einwohnermeldekartei kann nur einmal eine 
Gebühr erhoben werden 

 
Ein Bürger hatte eine Auskunft aus der Einwohnermeldekartei beantragt und im Vor-

aus die dafür erforderliche Gebühr entrichtet. Die Auskunft konnte zunächst nicht er-

teilt werden, da weitere Personenangaben erforderlich waren. Nachdem der Betref-

fende die fehlenden Angaben gemacht hatte, erwartete er die bereits bezahlte Aus-

kunft. Die zuständige Verbandsgemeindverwaltung verlangte zu seiner Verwunde-
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rung jedoch die erneute Zahlung der Gebühr. Erst eine kommunalaufsichtliche Prü-

fung ergab, dass die Gebühr nur einmal verlangt werden kann, die Auskunft erfolgte 

dann zeitnah. 

 

65. Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte konnte verlängert werden 

 
Ein Ehepaar begehrte die Verlängerung eines Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstät-

te, auf dem die Eltern eines der Ehepartner bestattet sind. Die Ruhezeit war zwar 

bereits abgelaufen, die Petenten wollten jedoch aufgrund ihres bereits fortgeschritte-

nen Lebensalters die Grabstätte auch für sich behalten. Nachdem die zuständige 

Verbandsgemeindverwaltung einen entsprechenden Antrag zunächst abgelehnt hat-

te, hob sie im Zuge des Petitionsverfahrens den angefochtenen Bescheid auf und 

verlieh das Nutzungsrecht erneut. 

 

66. Nähe zum Ortsrand muss gewahrt bleiben 

 
Ein Bürger beabsichtigte, im Anschluss an das letzte Haus der Ortslage ein weiteres 

Gebäude zu errichten und beanstandete, dass hierbei eine Baugrenze von 25 m zum 

letzten Gebäude eingehalten werden muss. Eine weitere Verschiebung des Baukör-

pers in den Außenbereich wäre jedoch mit den öffentlichen Belangen nicht vereinbar 

und daher nicht genehmigungsfähig gewesen. Im Übrigen reicht die zugestandene 

Baugrenze aus, dass unter Wahrung des vorgeschriebenen Grenzabstandes das 

geplante Wohnhaus errichtet werden kann. 

 

67. Hörbehinderte Schülerin kann kleinere Schulklasse besuchen 

 
Eine Mutter begehrte, dass ihre stark hörbehinderte Tochter auch weiterhin eine 

Klasse mit verminderter Klassenstärke besuchen kann. Es konnte erreicht werden, 

dass auch im neuen Schuljahr an der betreffenden Schule eine Klassenmehrbildung 

erfolgt, sodass die Zahl der Schülerinnen und Schüler in der betreffenden Klasse 24 

beträgt und somit deutlich unter der Klassenstärke anderer Jahrgangstufen der Schu-

le liegt. 
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68. Schafe konnten die amtlichen Ohrmarken erhalten 

 
Ein Bürger beanstandete, dass ihm die amtlichen Ohrmarken für die vom ihm gehal-

tenen Schafe nicht zur Verfügung gestellt worden waren. Aufgrund der Eingabe stell-

te die zuständige Kreisverwaltung fest, dass der Petent versehentlich als Pferdehalter 

und nicht als Schafhalter registriert war, sodass die Ohrmarken noch nicht ausgehän-

digt worden waren. Der Fehler wurde kurzfristig korrigiert, sodass die Schafe die 

Ohrmarken erhalten konnten. 

 

69. Bei einer Beförderung ist die Zahl der Kinder unmaßgeblich 

 
Ein Beamter begehrte, dass bei seiner etwaigen Beförderung auch berücksichtigt 

werden möge, dass er Vater zweier schulpflichtiger Kinder ist. Er ist der Ansicht, dass 

es eine Benachteiligung von Müttern und Vätern mit Kindern gegenüber Mitbewerbe-

rinnen und Mitbewerbern ohne Kinder darstellt, wann dieser Gesichtspunkt keinen 

Eingang in die Beurteilungskriterien findet. Im Rahmen des Beförderungsverfahrens 

sind jedoch ausschließlich die Auswahlkriterien der Eignung, Befähigung und fachli-

chen Leistung zu beachten. Nach der Rechtsprechung können weitere Kriterien nur 

ausnahmsweise und auch nur dann berücksichtigt werden, wenn ein Vergleich der 

Bewerberinnen und Bewerber anhand der Leistungskriterien ergibt, dass diese im 

Wesentlichen gleich geeignet sind. In diesem Rahmen kann beispielsweise dem Um-

stand der Kindererziehung im Sinne der Frauenförderung Rechnung getragen wer-

den. Im Falle des Petenten konnte jedoch eine etwaige Benachteiligung oder Verlet-

zung des Gleichheitsgebots nicht erkannt werden. 

 

70. Amerikaner ohne Ei können bei Kennzeichnung in den Verkehr ge-
bracht werden 

 

Gegen einen Bäckermeister war wegen eines Vergehens gegen das Lebensmittel- 

und Bedarfgegenständegesetz ein staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren ein-

geleitet worden, nachdem eine Kontrolle in seiner Bäckerei ergeben hatte, dass er 

Amerikaner ohne Ei zum Verkauf angeboten hatte. Das Verfahren war zwar wegen 

geringer Schuld eingestellt worden, jedoch war für den Petenten nicht nachvollzieh-

bar, was er falsch gemacht haben sollte, weil er das Gebäck nach Anweisung des 

Herstellers der Fertigbackmischung hergestellt hatte. Im Zuge des Petitionsverfah-

rens konnte unter Einschaltung der für den Hersteller zuständigen Überwachungsbe-
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hörde der Freien und Hansestadt Hamburg erreicht werden, dass künftig auf der Ver-

packung die folgende Kennzeichnung angebracht wird: Anmerkung zur Rezeptur 3: 

Amerikaner für Eiallergiker. Bitte kennzeichnen: „Amerikaner ohne Ei“. Somit konnte 

für den Petenten klargestellt werden, dass er auch Amerikaner ohne Ei in den Ver-

kehr bringen darf, wenn diese entsprechend gekennzeichnet sind. 

 

71. In der „Hexennacht“ entferntes Schild wurde wieder angebracht 

 
Eine Bürgerin beanstandete die Entfernung des Straßenschildes ihrer Anwohnerstra-

ße und befürchtete, bei etwaigen Notfällen nicht aufgefunden zu werden. Es stellte 

sich heraus, dass das Schild offensichtlich von Jugendlichen in der Nacht zum 1. Mai 

entfernt worden war. Die zuständige Verbandsgemeindeverwaltung veranlasste die 

umgehende Wiederanbringung des Schildes. 

 

72. Auch nicht selbst hergestellte Backwaren können nunmehr an 
Sonn- und Feiertagen verkauft werden 

 
Der Inhaber eines kleinen Ladens bzw. Kiosks begehrte, auch sonntags Backwaren 

verkaufen zu können. Dies käme insbesondere der älteren Bevölkerung in seiner 

Umgebung zugute. Aufgrund der bisherigen Rechtslage konnte der Petent keine 

Backwaren verkaufen, weil er diese nicht selbst herstellt. Im Zuge des Petitionsver-

fahrens konnte ihm jedoch aufgrund einer entsprechenden Änderung des Ladenöff-

nungsgesetzes sowie der dazu ergangenen Durchführungsverordnung die Genehmi-

gung zum Verkauf von Bäcker- und Konditorwaren an Sonn- und Feiertagen erteilt 

werden.  

 

73. Arbeiten am Rheinufer werden im Einvernehmen durchgeführt  

 
Ein Bürger, der am Rheinufer einen Campingplatz betreibt, beanstandete, dass im 

Uferbereich Baumaßnahmen ohne Rücksicht auf seine betrieblichen Belange ausge-

führt wurden. Er befürchtete, dass hierdurch Gäste ausbleiben oder abreisen. Im Zu-

ge des Petitionsverfahrens konnte erreicht werden, dass die zuständige Verwaltung 

mit dem Petenten einen Ortstermin vereinbarte, bei dem im Einzelnen besprochen 

wurde, wie die Arbeiten durchgeführt werden können, ohne dass der Betrieb des Pe-

tenten mehr als unbedingt notwendig beeinträchtigt wird. 



 - 132 -

 
5. Teil: Statistik 
 
 
 
I.  Eingaben, die dem Bürgerbeauftragten 

im Berichtsjahr zur Bearbeitung vorlagen 
 
 
 
 

1. Neueingänge 3252 = 100,0 % 
    
 a) zulässige Eingaben 2917  89,7 % 

            (vgl. III) =  

    

 b) unzulässige Eingaben 335 = 10,3 % 

              (vgl. IV)   

    

2. unerledigte Eingaben  

aus den Vorjahren 
1545

  

        insgesamt 4797
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II. Aufgliederung der Neueingänge im Berichtsjahr 

nach Art des Eingangs und nach Personen 
 
 

1. Nach Art des Eingangs 
 
 

a)  schriftliche Eingaben 2619 = 80,5 % 

b) persönliche Eingaben 486 = 14,8 % 

c) telefonische Eingaben 152 = 4,7 %  

 insgesamt 3252 = 100,0 % 

 
 
 
2. Nach Personen 
 
        a)      Einzelpersonen 
 

aa) Männer 1993  61,3 %    

bb) Frauen 916  28,2 % 2909 = 89,5 % 

     

b)      Petentengruppen 343  10,5 % 

 

insgesamt 3252

 
 

= 

 
 

100,0 % 
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III. Zulässige Eingaben des Berichtsjahres 

aufgegliedert nach Sachgebieten (vgl. I 1.a) 
 
 
 

Sachgebiet Zahl der Eingaben 
  absolut in v.H. 
 
    
1 - Rechtspflege 576 19,7

2 - Ordnungsverwaltung 354 12,1

3 - Gemeindeverfassungsrecht/ 
kommunales Abgabenrecht 
 

425 14,5

4 - Tarif-, Beamten- und Sozial- 
versicherungsrecht 

234 8,2

5 - Sozialwesen 505 17,3

6 - Wirtschaftsordnung 133 4,6

7 - Kultur 248 8,5

8 - Landwirtschaft und Umwelt 223 7,6

9 - Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 219 7,5

   
 zusammen 2.917 100,0

 unzulässige Eingaben (vgl. I 1.b) 335 

 unerledigte Eingaben aus den Vorjahren (vgl. I 2.) 1.545 

 zu bearbeitende Eingaben insgesamt (vgl. I) 4.797 

    
 
 
 
 



 

Zulässige Eingaben der Berichtsjahre 2006 und 2007
aufgegliedert nach Sachgebieten

(Prozentsatz bezogen auf die Gesamtzahl der Eingaben)
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Detaillierte Darstellung der einzelnen Sachgebiete: 
  Eingaben % 
 1 - Rechtspflege   
1.1 Gerichte 84 2,9 
1.2 Staatsanwaltschaften 30 1,0 
1.3 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notariate 9 0,3 
1.4 Strafvollzug 393 13,5 
1.5 Vollzugslockerungen 29 1,0 
1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 24 0,9 
1.7 Gnadensachen  7 0,2 
  576 19,8 
 2 – Ordnungsverwaltung   
2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 40 1,4 
2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren 11 0,4 
2.3 Straßenverkehrsrecht, Führerschein, ÖPNV, Bahn 151 5,2 
2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit 114 4,0 
2.5 Pass- und Meldewesen 9 0,3 
2.6 Personenstandswesen 10 0,3 
2.7 Wahlen und Statistik 4 0,1 
2.8 Brand- u. Katastrophenschutz 6 0,2 
2.9 Bestattungswesen 9 0,3 
  354 12,2 
 
 

3 - Gemeindeverfassungsrecht –  
     Kommunale Abgaben 

  

3.1 Gebühren 35 1,2 
3.2 Beiträge 255 8,7 
3.3 Anschlußkosten 3 0,1 
3.4 Sonstige kommunale Abgaben 109 3,7 
3.5 Grundstücksangelegenheiten 22 0,8 
3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen ./. ./. 
3.7 Gemeindeverfassungsrecht 1 0,1 
  425 14,6 
 4 - Tarif- Beamten- und Sozialversicherungsrecht   
4.1 TV-L und Zusatzversorgung außer Justiz 29 0,9 
4.2 Besoldung, Beihilfen, außer Justiz 24 0,8 
4.3 Anstellungsverhältnis, außer Justiz 38 1,3 
4.4 Versorgung 2 0,1 
4.5 Krankenversicherung 69 2,4 
4.6 Rentenversicherung 64 2,2 
4.7 Unfallversicherung 6 0,2 
4.8 Soldatenversorgung, Unterhaltssicherung 2 0,1 
  234 8,0 
 5 - Sozialwesen   
5.1 Leistungen nach dem SGB II 285 9,8 
5.2 Landespflegegeld, Blindengeld ./. ./. 
5.3 Wohngeld 6 0,2 
5.4 Bundesausbildungsförderung, Bundeserziehungsgeld, 

Elterngeld 
12 0,4 

5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer 37 1,2 
5.6 Wiedergutmachung, Lastenausgleich, Entschädigungen 

für Häftlinge aus der ehemaligen DDR, Aussiedlerhilfe 
2 0,1 

5.7 Behindertenrecht 20 0,7 
5.8 Gesundheitswesen 37 1,3 
5.9 Sozialhilfe, Grundsicherung, soziale Hilfen allgemein, 

SGB XII, außer in Justiz und Ausländerangelegenheiten 
106 3,6 

  505 17,3 
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  Eingaben % 
 6 – Wirtschaftsordnung   
6.1 Wirtschaftsförderung 3 0,1 
6.2 Wirtschaftsordnung, Gewerbe-, Berufsrecht 17 0,5 
6.3 Fremdenverkehr 1 0,1 
6.4 Wohnungsbauförderung 4 0,1 
6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme 1 0,1 
6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Woh-

nungswesen 
./. ./. 

6.7 Steuern 107 3,6 
  133 4,5 
 7 – Kultur   
7.1 Schulische Angelegenheiten  54 1,9 
7.2 Weiterbildung 10 0,3 
7.3 Hochschulwesen 5 0,2 
7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 91 3,1 
7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten 5 0,2 
7.6 Kinder-, Jugend-, Personensorge 83 2.8 
7.7 Sport ./. ./. 
  248 8,5 
 8 – Landwirtschaft und Umwelt   
8.1 Landwirtschaft und Weinbau 22 0,8 
8.2 Jagd, Forst, Fischerei 4 0,1 
8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 28 0,9 
8.4 Katasterwesen 11 0,4 
8.5 Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 11 0,4 
8.6 Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 19 0,6 
8.7 Gewerbeaufsicht ./. ./. 
8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 109 3,7 
8.9 Abfallwirtschaft 19 0,7 
  223 7,6 
 9 - Bauordnungs- und Bauplanungsrecht   
9.1 Bauleitpläne, Regionalplanung 44 1,5 
9.2 Baugenehmigungsverfahren 108 3,7 
9.3 Abrißverfügungen 15 0,5 
9.4 Denkmalpflege, Dorferneuerung 33 1,1 
9.5 Umlegungsverfahren ./. ./. 
9.6 Straßenbauplanung 13 0,4 
9.7 Grunderwerb für Straßenbau 1 0,1 
9.8 Straßenunterhaltung 5 0,2 
  219 7,5 
 Gesamt 2917 100 
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IV. Unzulässige Eingaben des Berichtsjahres  
 (Eingaben, bei denen von vornherein eine  
 Unzulässigkeit festgestellt wurde, vgl. I 1b) 
 
                  Zahl der Eingaben 
             absolut                     in v.H. 
 
 
 

1. Eingaben, bei denen eine Zuständigkeit oder rechtliche 
Einwirkungsmöglichkeit einer Landesbehörde nicht ge-
geben ist 

185 55,2

 
 

 

2. Eingaben, deren Behandlung einen Eingriff in ein 
schwebendes gerichtliches Verfahren oder die Nach-
prüfung einer richterlichen Entscheidung bedeuten wür-
de 

34 10,2

  
  
3. Eingaben, bei denen es sich um ein rechtskräftig  ab-

geschlossenes gerichtliches Verfahren  handelt und das 
Vorbringen eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder 
eine Abänderung der getroffenen richterlichen Ent-
scheidung bezweckt 

25 7,5
  
  
4. 
 
 
 

Eingaben, die ein konkretes Anliegen oder einen er-
kennbaren Sinnzusammenhang nicht enthalten 
 

4 1,2

5. Eingabe, die kein neues Sachvorbringen gegenüber 
einer bereits beschiedenen Eingabe enthält - -

  
 

6. Eingaben, bei denen es sich um zivilrechtliche Streitig-
keiten zwischen Privatpersonen handelt 60 17,9

  
  
7. Eingaben, bei denen es sich um eine Angelegenheit 

handelt, die Gegenstand eines staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahrens ist 2 0,6

  
  
8. Sonstiges 25 7,4
  
 
 

 
insgesamt 335 100,0
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V. Eingaben, die im Berichtsjahr  
 abschließend bearbeitet wurden 
 
   

Zahl der Eingaben 
 

 
Zulässige Eingaben  
   
nicht einvernehmlich erledigt 477  
einvernehmlich erledigt 472  
teilweise einvernehmlich erledigt 4  
  
  
  
in sonstiger Weise erledigt 97 * 
von den Petenten zurückgezogen 230 * 
Empfehlung einer gerichtlichen Entscheidung  
Auskunft erteilt 1264  
  
erledigte, zulässige Eingaben zusammen 2544  
  
  
  
Unzulässige Eingaben  
  
Eingaben, bei denen von vornherein eine 
Unzulässigkeit festgestellt wurde  

332  

  
Eingaben, bei denen nach weiterer Prüfung 
die Unzulässigkeit festgestellt wurde 

238  

  
im Berichtsjahr insgesamt erledigt  
 

3114  

 
 
Der Bürgerbeauftragte hatte bei 327 (*) Eingaben keinen Einfluss auf deren Erledigung. 
Von den verbleibenden 2217 zulässigen Eingaben wurde dem Anliegen 
 
 
vollständig abgeholfen bei 472 Eingaben = 21,3 % 
teilweise abgeholfen bei 4 Eingaben = 0,2 % 
eine Auskunft erteilt bei 1264 Eingaben = 57,0 % 
Somit konnte bei  1740 Eingaben = 78,5 % 
geholfen bzw. weitergeholfen werden.  
 
 
 
VI. An die Landesregierung wurden überwiesen  
 

zur Berücksichtigung - -
zur Erwägung - -
zur Kenntnisnahme - -
als Material - -
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VII. Herkunft der Eingaben nach dem Wohnsitz der Petenten und Petentinnen    

in den kreisfreien Städten und Landkreisen  
  

Verwaltungsbezirk Anzahl der Eingaben Eingaben je 10 000 
Einwohner 

                      davon  
 insgesamt schriftlich persönlich 2007 2006 
Kreisfreie Städte 
 

 

Frankenthal 27 24 3 5,8 4,6
Kaiserslautern 35 25 10 3,6 4,8
Koblenz 89 76 13 8,4 19,8
Landau 22 20 2 5,1 5,9
Ludwigshafen 47 46 1 2,9 2,6
Mainz 229 134 95 11,7 13,4
Neustadt an der Weinstraße 39 37 2 7,3 5,4
Pirmasens 31 25 6 7,3 7,9
Speyer 9 7 2 1,8 3,8
Trier 81 66 15 7,8 8,4
Worms 24 21 3 2,9 4,0
Zweibrücken 53 47 6 15,2 4,8
 
Landkreise 

 

Ahrweiler 49 43 6 3,8 6,3
Altenkirchen 70 54 16 5,1 8,1
Alzey-Worms 230 159 71 18,2 14,5
Bad Dürkheim 66 53 13 4,9 5,5
Bad Kreuznach 100 78 22 6,3 10,9
Bernkastel-Wittlich 121 99 22 10,6 14,5
Birkenfeld 60 49 11 6,9 6,7
Eifelkreis Bitburg-Prüm 54 41 13 5,7 8,0
Cochem-Zell 36 29 7 5,5 6,7
Vulkaneifel Daun 38 30 8 6,0 8,5
Donnersbergkreis 66 59 7 8,4 8,2
Germersheim 54 44 10 4,3 4,0
Kaiserslautern 59 48 11 5,4 6,5
Kusel 64 37 27 8,4 8,3
Rhein-Pfalz-Kreis 55 46 9 3,7 5,0
Mainz-Bingen 305 260 45 15,1 12,2
Mayen-Koblenz 110 96 14 5,1 5,2
Neuwied 83 66 17 4,4 6,1
Rhein-Hunsrück-Kreis 81 59 22 7,7 10,1
Rhein-Lahn-Kreis 116 100 16 9,1 7,3
Südliche Weinstraße 43 33 10 3,9 6,4
Südwestpfalz 36 29 7 3,5 5,3
Trier-Saarburg 74 66 8 5,2 6,5

Westerwaldkreis 156 132 24 7,7 8,4
 
insgesamt 2812 2238 574

 
7,1              6,0 

aus anderen Bundesländern und Ausland 119 119 3,6* 2,5*
aus den Justizvollzugsanstalten 321 272 49 9,8* 8,5*
 
zusammen 3252 2629 623

 

*bezogen auf die Gesamtzahl der Eingaben 
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Feststellungen über die Art der Erledigung der vom Bürgerbeauftragten zu bearbei-
tenden zulässigen Eingaben in 2007 
 
 
 
 
 
 
 
 

21,5 % der Petentinnen und 
Petenten konnte nicht geholfen 
werden.

78,5 % der Petentinnen und 
Petenten wurde geholfen 
bzw. weitergeholfen.

 




